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Die Zukunft der Europäischen Union.
Rückbau oder Vertiefung?

Flüchtlinge an der griechisch-mazedonischen Grenze, März 2016
»Open the border«, »Merkel« und »Germany« riefen Flüchtlinge am 12.3.2016 in Idomeni, Grie-
chenland, im Flüchtlingslager an der Grenze zwischen Griechenland und Mazedonien während 
der Blockade eines Güterzuges. Nachdem zunächst in Ungarn, dann aber sehr schnell auch in 
weiteren Ländern die sogenannte »Balkanroute« geschlossen wurde,  lebten im März 2016 allein 
im Flüchtlingslager in Idomeni rund 12.500  Flüchtlinge. Medien bezeichneten die Situation im 
Lager, verschärft durch langanhaltende Regenfälle und mangelhafte hygienische Zustände, als 
»katastrophal«. Trotz schwierigster Lebensbedingungen weigerten sich viele Flüchtlinge, das 
Lager zu verlassen und in angebotene Unterkünfte im griechischen Inland überzusiedeln, weil sie 
auf eine baldige Grenzöffnung durch Mazedonien spekulierten. Der ehemalige deutsche Bun-
desarbeitsminister Norbert Blüm, CDU, übernachtete in der Nacht vom 12. auf den 13. März 
2016 deshalb demonstrativ im Camp, um seine Solidarität mit den Flüchtlingen im Flüchtlings-
lager zu bekunden.
Die Räumung des Lagers durch die griechische Polizei begann am 24. Mai 2016. Von den Flücht-
lingen im Camp hatten sich allerdings nur rund 3.500 in Militärlager bringen lassen. Die ande-
ren versteckten sich zunächst in Wäldern oder zogen mit ihren Zelten weiter. Seither hat sich der 
Schwerpunkt der Fluchtrouten verlagert. In den ersten zehn Monaten des Jahres 2016 gelangten 
laut UNHCR 147.590 Flüchtlinge über das Mittelmeer an die Küsten Italiens. 
Inzwischen fordern vor allem Italien und Griechenland von der EU eine Aussetzung des Dublin-
III-Abkommens, wonach ein Asylantrag nur im Aufnahmeland der EU gestellt werden kann, und 
eine »gerechte Verteilung« der Flüchtlinge innerhalb der EU, wogegen sich insbesondere mittel- 
und osteuropäische Staaten, die Visegrád-Gruppe, massiv zur Wehr setzen. 
      © Fotograf:Kay Nietfeld, dpa
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Jürgen Kalb 
LpB Baden-Württemberg,
Chefredakteur von
»Deutschland & Europa«

 Die Ankunft von hunderttausenden Flüchtlingen stellt Deutsch-
land und Europa vor enorme Herausforderungen. Weltweit sind 
nach Angaben des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen 
(UNHCR) derzeit mehr als 60 Millionen Menschen auf der Flucht. 
Den Großteil der Flüchtlingsströme, die 2015 Deutschland er-
reichten, stammt aus den Bürgerkriegsgebieten von Syrien und 
Afghanistan. Und selbst wenn im Moment durch gezielte Grenz-
schutzmaßnahmen der süd-osteuropäischen Staaten der Zu-
strom auch nach Deutschland zurückgegangen ist, so ist kaum 
davon auszugehen, dass sich die Flüchtlingsströme nach Europa 
auf Dauer verhindern lassen.

Das fordert die aufnehmenden Gesellschaften zu enormen Integ-
rationsleistungen heraus. Integration ist ein Prozess, an dem sich 
viele beteiligen sollten. Was wir dazu brauchen, sind neben staat-
lichen Maßnahmen auch zivilgesellschaftliche Initiativen und Im-
pulse, das Engagement aus der Bürgergesellschaft heraus. Nur 
gemeinsam können wir  Schritt für Schritt eine Gesellschaft for-
men, in der sich alle, die in Deutschland leben, wahrgenommen 
und vertreten fühlen. Zur Integration gehört aber auch, dass wir 
uns den Konflikten unserer Einwanderungsgesellschaft stellen, 
die in den letzten Wochen und Monaten wie unter einem Vergrö-
ßerungsglas sichtbar wurden. Migration, freiwillige ebenso wie 
erzwungene, bringt Spannungen hervor. Oft spielen dabei Verlu-
stängste eine Rolle: Die Neuankömmlinge haben ihre Heimat, 
häufig auch ihre Familien zurück gelassen.  Auf der anderen Seite 
haben auch die Einheimischen Sorgen, jedenfalls viele von ihnen: 
Sorgen, dass sich ihre vertraute Umgebung durch den Zuzug von 
Menschen aus anderen Kulturen verändert. Sie sind verunsichert, 
weil Neuankömmlinge andere Sitten und Ansichten haben, an-
dere Sprachen und Religionen, auch andere Werte in den Alltag 
tragen.  Dabei dürfen wir diese Probleme und Verunsicherung 
nicht verschweigen. 

Bundespräsident Joachim Gauck hat dies in einer Rede am 7. Juli 
2016 in Berlin deutlich zum Ausdruck gebracht: »Wir müssen uns 
Konflikten, kulturellen ebenso wie sozialen, stellen und sie dann friedlich 
austragen, ohne dabei ganze Gruppen zu stigmatisieren. Konflikte, meine 
Damen und Herren, sind kein Zeichen für gescheiterte Integration, ganz 
im Gegenteil! Gesellschaften erneuern sich ja auch im konstruktiven 
Streit, und sie sind umso friedlicher, je offener über Probleme gesprochen 
wird. Wir dürfen dieses Feld gerade nicht den Populisten und Rassisten 
überlassen.«

Die aktuelle Ausgabe von »Deutschland & Europa« möchte mit 
der Ausgabe »Flüchtlinge, Asylrecht und Fremdenfeindlichkeit« 
dazu beitragen, den Diskurs über diese »epochale Frage« (Gauck) 
zu versachlichen. 

Liebe Leserinnen und Leser,

im Jahr 2015 kamen nach neuesten Berechnungen etwa 890.000 
Flüchtlinge nach Deutschland. Das Thema des vorliegenden Hef-
tes kann daher aktueller nicht sein, zumal diese Zuwanderung das 
Verhältnis von Deutschland und Europa ebenso verändert hat wie 
die politische Kultur in Deutschland und in anderen Ländern Eu-
ropas.

In den Schulen Baden-Württembergs spiegeln sich diese Entwick-
lungen. Im Oktober 2016 gab es über 40.000 Schülerinnen und 
Schüler in den ca. 1.600 Vorbereitungsklassen des allgemein bil-
denden Schulwesens und den VABO-Klassen des beruflichen 
Schulwesens, das sind diejenigen Klassen, in denen vor allem die 
deutsche Sprache gelernt wird, bevor das gemeinsame Lernen in 
Regelklassen möglich ist. Spätestens bei der Eingliederung der 
Zugewanderten in die Regelklassen sind die Themen Flucht, 
Fluchtursachen und Integration konkreter Alltag und müssen ge-
meinsam von einheimischen und migrierten Schülerinnen und 
Schülern und deren Lehrkräften bedacht, besprochen und bewäl-
tigt werden. Manches, was früher abstrakter Lernstoff war, wird 
nun für die Kommunikation in der Klasse benötigt oder schließt 
direkt an diese an: Krieg und Frieden, Menschenwürde, Asylrecht, 
Parteienentwicklung usw.

Die Autoren dieser Ausgabe von »Deutschland & Europa« greifen 
entscheidende Themen auf und bieten ansprechendes Material 
für den Unterricht, das viele Anknüpfungspunkte zu den Bil-
dungsplänen aufweist. Jürgen Kalb erinnert in seiner Einführung 
an die im Grundgesetz normierten Werte und mahnt eine sachli-
che Debattenkultur aller Beteiligten an. Lothar Schaechterle skiz-
ziert die Ereignisse des Jahres 2015 und hinterlegt die Chronolo-
gie der Ereignisse mit Fakten und Zahlen. Jan Bergmann wirft 
einen Blick auf die europäische Dimension der Thematik und ana-
lysiert das Gemeinsame Europäische Asylsystem. Franz Decker, 
Alex Hensel und Werner Patzelt durchleuchten den neuen 
Rechtspopulismus und die Veränderungen der Parteienland-
schaft in Deutschland und Europa. Ulrike Kammerer zeigt das er-
freuliche Engagement der Bürgerinnen und Bürger und die Wege 
zur Integration. Den Abschluss bilden Planspiele, dargestellt von 
Robby Geyer, Holger-Michael Arndt, Markus W. Behne sowie Felix 
Steinbrenner, die Schülerinnen und Schülern mit attraktiven und 
motivierenden Methoden komplexe Realitäten nahebringen.

Ich bin mir sicher, dass die Schulen durch die Lektüre wertvolle 
Impulse erhalten.

Lothar Frick
Direktor 
der Landeszentrale
für politische Bildung
in Baden-Württemberg

Dr. Susanne Eisenmann
Ministerin für Kultus, Jugend und Sport
des Landes Baden-Württemberg

V o r w o r t  &  G e l e i t w o r t
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

1. Die Flüchtlingsfrage und der Wandel 
der politischen Kultur in Deutschland 
und Europa
JÜRGEN KALB

Weltweit sind seit Ende 2013 so viele 
Menschen auf der Flucht wie seit 

dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. Die UN-
Flüchtlingsorganisation (UNHCR) geht von 
derzeit über 60 Millionen Menschen auf der 
Flucht aus. Kriegerische Auseinanderset-
zungen in Syrien und Afghanistan, der IS-
Terror im Irak und Syrien, der Bürgerkrieg 
in Somalia sowie massive Menschenrechts-
verbrechen in Eritrea zwingen derzeit 
Tausende Menschen, ihre Heimat zu verlas-
sen. 2015 versuchten insgesamt mehr als 
eine Million Personen die Einwanderung 
über das Mittelmeer in die EU. 848.000 
kamen nach Angaben der UNHCR in Grie-
chenland an, 153.000 Flüchtlinge landeten 
in Italien. In den Jahren 2015 und 2016 
kamen allein nach Deutschland mehr als 
eine Million Flüchtende. Diese Migrations-
ströme bedeuten für die Flüchtenden 
enorme Herausforderungen, aber auch die 
aufnehmenden Staaten und Gesellschaf-
ten. So führten die europaweiten Flücht-
lingsströme zu einer gesellschaftlichen De-
batte über die Ausrichtung der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik der Europäischen Union 
sowie über die Möglichkeiten zur Integra-
tion Schutzbedürftiger. Parallel dazu etab-
lierten sich europaweit fremdenfeindliche 
und besonders islamophobe Bewegungen, 
die sich in Deutschland durch »Pegida« und 
im Parteiensystem durch die »AfD« einer 
enormen medialen Aufmerksamkeit erfreuen durften. Für 
viele besorgniserregend ist dabei, dass diese populistischen 
Bewegungen behaupten, dass das »etablierte System« und 
die sie vertretenden gewählten Politiker ein »illegitimes Kar-
tell« bildeten, das vom »Volk« beseitigt werden müsse. Eine 
»gleichgeschaltete Lügenpresse« behindere zudem die »rati-
onale Auseinandersetzung« und nur »Volksentscheide« könn-
ten wieder das »wahre Volk« repräsentieren. Beobachter die-
ser europaweiten rechtspopulistischen Bewegung sehen 
bereits eine neue emotionalisierte politische Subkultur ent-
stehen, deren Apologeten sich längst der sachlichen Argu-
mentation und wissenschaftlichen Analyse entzogen hätten. 
Die vorliegende Ausgabe von D&E versucht deshalb, die De-
batte über den Umgang mit dem Rechtspopulismus im Unter-
richt zu versachlichen.

»Flüchtlingskrise« seit 2015?

Nach der Genfer Flüchtlingskonvention gilt als Flüchtling eine 
Person, die sich »aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung außerhalb des Landes 
befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt«. Menschen, die auf-
grund der »Genfer Flüchtlingskonvention« als Flüchtlinge aner-
kannt wurden, werden auch als »Konventionsflüchtlinge« be-
zeichnet. Sofern die Fluchtgründe im Zielstaat auf Grund 
nationaler oder supranationaler Regelungen als relevant erachtet 
werden (asylerhebliche Fluchtgründe, z. B. GG Art 16 a) und diese 
Gründe in einem entsprechenden Verfahren ausreichend darge-
legt werden können, kann daraus ein Recht auf Schutz und Auf-
enthalt (Asylrecht im weiteren Sinne) entstehen. Abweichend vom 
allgemeinen Begriff bezeichnet man in der Rechtssprache einen 
flüchtenden Menschen, der in einem anderen Land einen Asylan-
trag gestellt hat, als »Asylbewerber«.
Prof. i. R. Lothar Schaechterle hat in seinem Beitrag: »Flüchtlinge: 
Fluchtursachen, Fluchtwege und Integration« die Situation in 
Deutschland und Europa in den Jahren 2015 und 2016 nicht nur 
detailliert beschrieben, sondern zusätzlich insbesondere die ganz 
unterschiedlich gelagerten Fluchtursachen und Integrationsstra-
tegien und – probleme analysiert. Die für Deutschland im Jahre 
2015 sehr hohen, inzwischen aber deutlich nach unten korrigier-
ten Zahlen ergaben sich vor allem aus der Zunahme der Bürger-
kriegsflüchtlinge aus Syrien und Afghanistan, mit deren Regist-

Abb. 1 Ankunft von Flüchtlingen mit Zügen aus Ungarn am 6.9.2015 in München, Hauptbahnhof. Im 
Bild jubeln Münchner den Flüchtlingen zu und heißen sie willkommen, bevor sie einen Bus besteigen. 2015 
versuchten insgesamt mehr als eine Million Menschen die Einwanderung über das Mittelmeer in die EU. 
Rund 848.000 kamen in Griechenland an, 153.000 Flüchtlinge landeten in Italien und wurden zum Groß-
teil entgegen dem Dublin-III-Abkommen nicht mehr einzeln registriert. Fast die Hälfte der Menschen kam 
aus Syrien, jeder Fünfte stammte aus Afghanistan, acht Prozent flohen aus dem Irak. Die meisten Flüch-
tenden wählten dabei die Balkanroute. Ende November 2015 war in den Medien häufig von der deutschen 
»Willkommenskultur« die Rede.   © Foto: Florian Peljak, picture alliance/Süddeutsche Zeitung Photo
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rierung Griechenland 2015 deutlich überfordert war. Die meisten 
Flüchtlinge landeten zwischenzeitlich an der ungarischen Grenze, 
das sich seinerseits mit Stacheldrahtzäunen zu »schützen« ver-
suchte. Als die Bundeskanzlerin und die Bundesregierung Ver-
ständnis für die griechischen Nöte signalisierten und ihre Bereit-
schaft dokumentierten, Flüchtlinge trotz fehlender Registrierung 
nach dem Dublin-III-Abkommen (»Asylantrag muss in dem EU-
Staat gestellt werden, der zuerst betreten wird«) aufzunehmen, 
schickten die ungarischen und andere süd-ost-europäischen 
Staaten die Flüchtlinge zunehmend unregistriert in ihr Wunsch-
land weiter, was zumeist entweder Deutschland oder Schweden 
war. Diese »Willkommenskultur« in Deutschland wurde zunächst 
von großen Teilen der internationalen Presse und der deutschen 
Bevölkerung begrüßt. Nicht nur staatliche Stellen, sondern insbe-
sondere auch unterschiedliche zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen nahmen sich der Flüchtenden an. Die Fach referentin der 
LpB für die »Basisqualifizierung bürgerschaftlich Engagierter in 
der Flüchtlingshilfe« Ulrike Kammerer beschreibt in ihrem Bei-
trag: »Willkommen! Bürgerschaftliches Enga ge ment in der 
Flüchtlingshilfe«, welche Anstrengungen dazu in Deutschland 
und speziell in Baden-Württemberg, auch im Rahmen der LpB 
Baden-Württemberg, dabei unternommen wurden. Ohne das zi-
vilgesellschaftliche Engagement wäre das alles gar nicht möglich 
gewesen, wobei die LpB insbesondere bei der Qualifikation der 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer eine zentrale Rolle ein-
nahm und einnimmt. Im Materialteil dieses Beitrags wird zudem 
auf die Probleme und zu bewältigenden Hürden bei dieser Auf-
gabe hingewiesen.
Aber nicht nur Ungarn, sondern eine Vielzahl von weiteren Staa-
ten in Süd-Ost-Europa haben inzwischen ihre Grenzbefestigun-
gen massiv ausgebaut. Zudem handelte die Europäische Union 
mit der Türkei ein Abkommen aus, das dank massiver EU-Zahlun-
gen die Weiterleitung der Flüchtlinge über die Türkei nach Grie-
chenland deutlich verringern soll. Medien und Politiker sprechen 
deshalb schon von einer »Schließung der Balkanroute«.

Fluchtroute »Mittelmeer«

Dafür hat sich der Fokus inzwischen auf die Routen über das Mit-
telmeer, etwa vom Bürgerkriegsland Libyen nach Italien verlagert. 
Nach Angaben des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR kamen allein 
zwischen dem 1. Januar und dem 25. Mai 2016 ca. 38.000 Menschen 

über das Mittelmeer nach Italien, mindestens 
1.370 kamen bei der Überfahrt ums Leben. 
Der Leiter der EU-Grenzschutzorganisation 
»Frontex«, Fabrice Leggeri, befürchtete im 
Juni 2016, dass im Jahr 2016 insgesamt bis zu 
300.000 Personen aus Afrika die Überfahrt 
nach Europa versuchen würden. Dabei han-
delte es sich meist um Flüchtlinge aus Nige-
ria, Gambia, Senegal und Guinea, die ihre 
 afrikanischen Herkunftsländer verlassen ha-
ben, obwohl ihre Chance auf Asyl in Europa 
gering ist. Sie gelten nach europäischer Asyl-
rechtsprechung als sogenannte »Wirtschafts-
flüchtlinge«, deren Fluchtmotive nicht durch 
die Asylgesetzgebung geschützt sind. Der 
Vor sitzende Richter am Verwaltungsgericht 
Mannheim, Prof. Dr. Jan Bergmann, be-
schreibt in seinem Beitrag: »Asylrecht in der 
Euro päischen Union – Das Gemeinsame 
Euro päische Asylsystem (GEAS)« deshalb 
ausführlich die geltenden rechtlichen Be-
stimmungen in der Union sowie die Probleme 
bei einer Vereinheitlichung der europäischen 
Asylgesetzgebung. 

Die Flüchtlingsfrage und die Zukunft der EU

Überhaupt scheint sich an der Flüchtlings- und Asylrechtsfrage 
die Zukunft der Europäischen Union wie in einem Brennglas zu 
spiegeln. Beobachter der Volksabstimmung im Vereinigten Kö-
nigreich von Großbritannien, die zum Austrittsbeschluss, dem 
»Brexit«, führte, meinen ohnehin, in dieser in der EU strittigen 
Frage eine wichtige Ursache für das Zerwürfnis zwischen dem 
»Kontinent und der Insel« gefunden zu haben. 
Längst sperren sich zudem die mittel- und osteuropäischen Staa-
ten, die Visegrád-Staaten, gegen eine Flüchtlingskontingentregel 
in der EU. Italien und Griechenland drohen andererseits bei ei-
nem Weiterbestehen der Dublin-III-Regel mit der Kürzung ihrer 
Beitrittszahlen und europakritische, fremden- und islamfeindli-
che Parteien steigern ihre Prozentzahlen bei regionalen und nati-
onalen Wahlen europaweit dramatisch. Die nächste Ausgabe von 
D&E, die im April 2017 erscheinen wird, wird sich deshalb ausführ-
lich mit diesem Thema befassen:»Die Zukunft der EU. Rückbau 
oder Vertiefung?« (D&E, Heft 73).
Ob es gelingen kann, die Flüchtlinge innerhalb der EU gerecht zu 
verteilen und die Menschen zu integrieren, wird sicher zu einer 
zentralen Herausforderung der EU in der unmittelbaren Zukunft 
werden. 

Jugendliche auf der Flucht

Mehr als die Hälfte aller Menschen, die sich weltweit auf der 
Flucht befinden, ist unter 18 Jahre alt. Als minderjähriger unbe-
gleiteter Flüchtling wird in Deutschland jeder Jugendliche defi-
niert, der ohne erwachsene Begleitung einreist. Zum Stichtag 
15. April waren nach Angaben des Familienministeriums knapp 
60.000 unbegleitete Jugendliche in Jugendhilfemaßnahmen re-
gistriert – die Zahl hat sich seit Dezember 2014 verdreifacht.
Die meisten – mehr als 90 Prozent – sind männlich, das Durch-
schnittsalter liegt bei etwa 16 Jahren. Das Recht Minderjähriger 
auf besonderen Schutz leitet sich dabei aus der UN-Kinderrechts-
konvention und der EU-Aufnahmerichtlinie ab und garantiert auch 
explizit »Hilfe bei der Wahrnehmung der Rechte«. (vgl. Braun 
2016). Die Jugendlichen werden rechtlich gesehen in Obhut ge-
nommen, landen in einer Erstaufnahmeeinrichtung und durch-
laufen ein sogenanntes Clearingverfahren. Hier wird das Alter 
festgestellt, geklärt, welche psychologische Unterstützung sie 

Abb 2 »Auslegungssache!« © Burkhard Mohr, 28.8.2016
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benötigen, ob es einen Fami-
lienangehörigen im In- oder 
Ausland gibt und wo sie bis 
zur Volljährigkeit leben kön-
nen – bei Verwandten, in be-
treuten Wohngruppen oder 
bei Pflege familien. Jeder Ju-
gendliche hat einen Vormund, 
dem auch das Asylverfahren 
obliegt. Die Jugendlichen ha-
ben zumeist eine Lebensge-
schichte von Krieg, Terror und 
existenzieller Bedrohung hin-
ter sich. Viele von ihnen ha-
ben im  Herkunftsland oder 
auf der Flucht Gewalt erlebt, 
waren Schleppern ausgesetzt 
oder saßen allein unter Frem-
den auf Flüchtlingsbooten. 
Fachleute schätzen, dass 
mindestens jeder Dritte the-
rapiebedürftig ist. Sozialar-
beiter und Helfer verweisen 
allerdings auch darauf, dass 
gerade bei Jugendlichen sehr gute Integrationschancen bestehen, 
weil sie sich grundsätzlich leichter tun, sich in einer neuen Gesell-
schaft einzufinden, zumal wenn sie intensiv betreut werden. 

Auswirkungen auf das Parteiensystem

Neben einer enormen Hilfsbereitschaft zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen machten in zunehmenden Maße in dieser soge-
nannten »Flüchtlingskrise« auch rechtspopulistische Bewegun-
gen auf sich aufmerksam, deren vielleicht prominentestes 
Beispiel die »Pegida-Bewegung« in Dresden darstellt. »PEGIDA« 
lautet die Abkürzung für »Patriotische Europäer gegen die Islami-
sierung des Abendlandes«. Sie gilt als eine fremden- und islam-
feindliche rechtspopulistische Organisation, die seit dem 20.10. 
2014 in Dresden wöchentlich Demonstrationen gegen eine von ihr 
behauptete »Islamisierung« und die Einwanderungs- und Asylpo-
litik Deutschlands und Europas organisiert. Ursprünglich als 
 geschlossene Facebook-Gruppe gegründet, betonen die De-
monstrationsveranstalter stets, sei seien nicht rechtsextrem. 
Gleichzeitig grenzen sich die Veranstalter nicht von teilnehmen-
den Neonazis und Hooligans ab und verweisen auf das Versamm-
lungsgesetz, das jedem die Teilnahme erlaube. Skandierte Pe-
gida-Parolen wurden inzwischen medial zu den meist zitierten 
Parolen des deutschen Rechtspopulismus, wie z. B. »Lügenpack« 
oder »Lügenpresse«. Bei Pegida in Dresden treten neorechte und 
rechtspopulistische Akteure aus Deutschland und anderen Staa-
ten Europas auf, unter ihnen bislang beispielsweise der niederlän-
dische Politiker Geert Wilders. Gegen mehrere Pegida-Organisa-
toren sind Strafverfahren anhängig. Insgesamt zählten die 
Behörden z. B. allein von Oktober 2014 bis November 2015 940 
Straftaten. Die Delikte reichen von Körperverletzung über Belei-
digung und Bedrohung bis zum Verwenden von Kennzeichen ver-
fassungswidriger Organisationen. 
Ob mit den Pegida-Organisatoren bzw. den Demonstranten ein 
Dialog geführt werden kann und soll, wird kontrovers diskutiert. 
Den Populisten von Pegida und anderen Populisten geht es jen-
seits ihrer konkreten politischen Forderungen vor allem um die 
hoch emotionalisierte These, alle anderen Parteien bildeten ein 
»illegitimes Kartell«, das vom als authentisch durch die Populis-
ten vertretenen »Volk« entmachtet werden müsse. Zudem wird 
beständig betont, muslimische Bürgerinnen und Bürger gehör-
ten nicht zum »wahren deutschen Volk«. 
Der Politologe Jan-Werner Müller hat deshalb den Populismus fol-
gendermaßen definiert: »Wenn Populisten nicht an der Regierung 

sind, kritisieren (…) sie die Eliten als unmoralisch und korrupt. Zudem be-
haupten sie aber, sie und nur sie allein repräsentierten das Volk – wobei 
Letzteres immer als homogen, moralisch rein und mit seinem »gesunden 
Menschenverstand« als unfehlbar dargestellt wird. (…) Populisten sind 
(…) nicht ganz allgemein »antielitär.« Sie sind aber immer antipluralis-
tisch. Und der Alleinvertretungsanspruch der Populisten ist stets morali-
scher Natur. Für den Populisten gibt es keine legitimen Mitbewerber um 
die Macht. Und die Bürger, die sie nicht unterstützen, gehören automa-
tisch nicht zum wahren Volk.« (Müller, 2016b)
Für D&E hat der Parteienforscher und Rechtspopulismus-Experte 
Prof. Dr. Frank Decker, Universität Bonn, in seinem Beitrag: »Die 
Veränderung der bundesdeutschen Parteienlandschaft durch 
den neuen Rechtspopulismus. Ein Ausblick auf 2017.« die Ursa-
chen für den Siegeszug der AfD in den letzten Montanen aufge-
zeigt sowie eindringlich auf die möglichen Konsequenzen für das 
Parteiensystem der Bundesrepublik Deutschland im Wahljahr 
2017 hingewiesen. 
Zudem analysiert der wissenschaftliche Mitarbeiter am Göttinger 
Institut für Demokratieforschung Alex Hensel in seinem Beitrag: 
»Populismus und Fremdenfeindlichkeit: Zum Aufstieg der ›Al-
ternative für Deutschland‹.« die dem Populismus nahestehende 
AfD in der Vielfalt ihrer Publikationen. Ausführlich werden in den 
angehängten Unterrichts-Materialteilen zudem kontroverse Be-
wertungen zumeist aus Presseartikeln oder wissenschaftlichen 
Analysen angehängt. Insbesondere die »Mitte-Studie« der Uni-
versität Leipzig hat dabei sehr unterschiedliche Stellungnahmen 
provoziert. Umstritten ist dabei etwa, ob die Umfrage der Studie 
suggestive Fragen enthält und ob die Ergebnisse über z. B. grund-
gesetzwidrige Positionen in Teilen der Bevölkerung tatsächlich so 
alarmierend seien.
Prof. Dr. Werner J. Patzelt von der Technischen Universität Dres-
den vertritt in seinem Beitrag: »Fremdenfeindlichkeit in Europa 
und Konsequenzen für die Parteiensysteme« z. B. auch eine de-
zidiert andere Position als die beiden oben genannten Autoren, 
indem er z. B. unterschiedliche Formen des Populismus in Europa 
ausgemacht haben will, die es zu unterscheiden und keineswegs 
zu ignorieren gelte.

Rechtspopulismus und die Konsequenzen für die 
politische Bildung

Als einer der wesentlichen Grundsätze der politischen Bildung im 
schulischen, aber auch außerschulischen Unterricht hat sich seit 
Jahren der »Beutelsbacher Konsens« herauskristallisiert, den die 

Abb. 3 Kundgebung der islamfeindlichen »Pegida-Bewegung« am 6.10.2016 auf dem Theaterplatz in Dresden (Sachsen). 
Die »Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes« (»PEGIDA«) ruft seit zwei Jahren jeden Montag zu 
Kundgebungen in Dresden auf.   © Foto: Oliver Killig / dpa / picture alliance
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LpB Baden-Württemberg vor rund 40 Jahren vor den Toren Stutt-
garts zu Papier gebracht hatte. Inzwischen hat dieser »Beutelsba-
cher Konsens« nicht nur Eingang in die bundesweiten »Einheitli-
chen Prüfungsanforderungen für das Abitur im Fach Sozialkunde/
Politik« gefunden, sondern er wurde z. B. auch prominent im Bil-
dungsplan 2016 für Baden-Württemberg platziert und im wissen-
schaftlichen Begleittext von Prof. Dr. Hans Anand Pant ausdrück-
lich und für alle Fächer herausgestellt.
Neben dem »Überwältigungsverbot« zählt zum »Beutelsbacher 
Konsens« vor allem das »Kontroversitätsgebot«, d. h. der Grund-
satz: »Was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, muss auch im Un-
terricht kontrovers erscheinen. (…) Wenn unterschiedliche Standpunkte 
unter den Tisch fallen, Optionen unterschlagen werden, Alternativen un-
erörtert bleiben, ist der Weg zur Indoktrination beschritten.«
Schon deshalb ist die sachliche Auseinandersetzung mit dem 
Rechtspopulismus quasi ein Muss der politischen Bildung, zumal 
wenn es um den dritten Grundsatz geht, der Hilfe bei der Interes-
senartikulation Jugendlicher fordert, d. h. »Der Schüler muss in die 
Lage versetzt werden, eine politische Situation und seine eigene Interes-
senlage zu analysieren, sowie nach Mitteln und Wegen zu suchen, die vor-
gefundene politische Lage im Sinne seiner Interessen zu beeinflussen (…).« 
(www.lpb-bw.de)

Politische Kultur und die Auseinandersetzung 
mit dem Rechtspopulismus

Unter »Politischer Kultur« wird im alltäglichen Sprachgebrauch 
oft nur ein »stilvoller, moralisch korrekter Umgang mit der politi-
schen Macht« verstanden, quasi ein Knigge für gewählte Politike-
rinnen und Politiker sowie die Bürgerinnen und Bürger.
Wissenschaftlich wurde der Begriff zunächst in den USA (»politi-
cal culture«) verwendet und durch die bahnbrechende Länderver-
gleichsstudie von Gabriel Almond und Sidney Verba in den 1950er  
Jahren berühmt. Den amerikanischen Autoren ging es in den ers-
ten Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg vor allem darum, zu zei-
gen, dass es für die Stabilität eines politischen Systems auch einer 
Kongruenz in der politischen Kultur eines Landes bedürfe. So sei 
beispielweise eine Demokratie nur dann deutlich und langfristig 
stabil, wenn auch die Mehrheit der Bevölkerung die Volksherr-
schaft präferiere und unterstütze. Ansonsten gebe es auf Dauer 
massive Legitimationsprobleme.
Indem nun der Rechtspopulismus in Deutschland und Europa das 
derzeitige Repräsentationsprinzip sowie die gewählten demo-
kratischen Politikerinnen und Politiker als »illegitimes Kartell« 
beschreibt oder, wie z. B. die AfD in ihrem Grundsatzprogramm, 
davon spricht, es gebe in Deutschland derzeit »keine Gewalten-
teilung«, sollte man ihn durchaus als »Ausdruck einer tiefen Krise der 
politischen Repräsentation« (Springenberg-Eich) Ernst nehmen.
Zudem grenzt der Rechtspopulismus zumeist ganze Religionsge-
meinschaften - und dabei vor allem den Islam - aus. Er fördert und 
nutzt Ängste von Menschen vor modernen Migrationsprozessen 
und behauptet, seine Opposition gegen die »herrschenden Eli-
ten« sei ein mutiger Tabubruch. Behauptet wird zudem, nur die 
Rechtspopulisten könnten die »wahren Interessen des Volkes« 
repräsentieren und mithilfe von direkter Demokratie unmittelbar 
und rasch umsetzen. Dabei verstoßen Rechtspopulisten häufig 
und gezielt gegen die von ihnen verachtete »political correct-
ness«, indem bei Demonstrationen lautstark radikale Positionen 
skandiert sowie über die sozialen Medien anonymisiert politisch 
Andersdenkende beschimpft und diskreditiert werden.
Dabei vergrößern die Globalisierungs- und Digitalisierungspro-
zesse ebenso wie die Flüchtlings- und Migrationsprozesse die ge-
sellschaftlichen Problemlagen. Wachsende sozial Ungleichheiten 
provozieren zudem bei vielen Gefühle von Ausgegrenztheit und 
Abstiegsängste. Auf diese drängenden Fragen der Gesellschaft 
bieten die Populisten häufig einfach scheinende und autoritäre 
Lösungen an, deren rasche Umsetzung in einem liberalen Rechts-
staat allzu oft utopisch erscheint.

Gerade deshalb ist ein Faktencheck solcher Strategien im Unter-
richt unerlässlich. Solange nicht Positionen vertreten werden, die 
prinzipiell die vom BVerfG im SRP-Urteil 1952 festgelegten Prinzi-
pien der »freiheitlichen demokratischen Grundordnung« des 
Grundgesetzes infrage stellen, sollten selbstverständlich auch 
rechtspopulistische Forderungen und Durchsetzungsstrategien 
sachlich im Unterricht analysiert und bewertet werden. 

Die Flüchtlingsfrage im Unterricht

Multiperspektivität und Kontroversität sind auch beim Umgang 
mit der Flüchtlingsfrage im Unterricht eine Grundvoraussetzung 
sachlicher Auseinandersetzung. In modernen Gesellschaften 
muss davon ausgegangen werden, dass sowohl Flüchtlinge als 
auch den Migrationsprozessen gegenüber kritisch eingestellte 
Schülerinnen und Schüler in den Schulklassen ihren Platz haben. 
Erfahrungen aus Gegenden mit hohem Migrationsanteil lehren, 
dass die Begegnung am ehesten zur Befriedung und argumenta-
tiven Austragung der möglichen Konflikte auf sachlicher Ebene 
beitragen.
Allerdings sind auch junge Flüchtlinge, wie jede nicht integrierte 
Gruppe, gefährdet, sich zu radikalisieren. Der Verfassungsschutz 
warnte bereits zu Beginn des Jahres 2016 davor, dass salafistische 
Gruppen gezielt auf junge Flüchtlinge zugehen, um sie für sich zu 
gewinnen. Bei einer mangelhaften Betreuung könnten sie dann in 
diese Lücke stoßen. 
Das gilt natürlich auch und besonders für Sympathisanten der 
rechtspopulistischen Thesen. Die Verbreitung fremden- und de-
mokratiefeindlicher Parolen macht längst nicht vor den Schulto-
ren halt.
Deshalb gilt hier ganz besonders die sachliche Prüfung, der Fak-
tencheck, der in den Mittelpunkt der Auseinandersetzung im Un-
terricht zu stellen ist. Emotionale Ausfälle gegen Flüchtlinge soll-
ten ebenso tabu sein wie solche gegen Pegida und die AfD, von 
Schüler- und Schülerinnenseite, aber auch von Seiten der Lehr-
kräfte. 
Und natürlich gibt es auch Grenzen des »Beutelsbacher Konsen-
ses«: Ein Plädoyer für Gewaltanwendung, die Abschaffung oder 
Einschränkung der Menschenrechte, wozu auch Religions-, De-
monstrations- und Meinungsfreiheit sowie die Gleichstellung der 
Geschlechter gehören, die Abschaffung der parlamentarischen 
Demokratie, der Gewaltenteilung oder des Mehrparteiensys-
tems, alles das verstößt zentral gegen die Grundwerte des Grund-
gesetzes und sollte nicht zur »Verhandlungssache« im Unterricht 
degradiert werden. 

Vertriebene und Flüchtlinge - 1945 und heute

Nach dem Potsdamer Abkommen der Siegermächte des Zweiten 
Weltkrieges wurden ab 1945 insgesamt rund 12 Millionen vorwie-
gend deutschstämmige Menschen aus ihrer Heimat vertrieben 
oder sie flüchteten vor der stalinistischen Herrschaft. 1945, 
könnte man einwenden, sei die Aufgabe leichter gewesen, da es 
sich bei den Flüchtlingen fast ausnahmslos um Deutsche gehan-
delt hatte – Menschen mit derselben Sprache, aus demselben 
Kulturkreis. Doch auf der anderen Seite war die wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Situation nach dem Zusammenbruch 
Deutschlands sehr viel härter als heute. »Und die geistigen Horizonte 
waren andere«, sagt Marita Krauss, Universität Augsburg, als Spe-
zialistin in Vertreibungsgeschichte: »Wenn damals ein katholischer 
Flüchtling im evangelischen Franken gelandet ist, dann war das nicht viel 
einfacher, als wenn Sie heute einen Moslem in der Nähe haben.«
Die Ablehnung, dafür hat Krauss zahllose Beispiele gesammelt, 
war groß: Als »Sauflüchtlinge«, als »Habenichtse« und »Nullpunktexis-
tenzen« wurden Vertriebene beschimpft; die Einheimischen wehr-
ten sich als »angestammte Bevölkerung« gegen die »Horden«, von 
denen sie sich »entrechtet« und »überschwemmt« fühlte; Flugblätter 
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forderten zum »Hinauswurf 
der Preußen und Schlesier« auf. 
Ein Bauer, dessen Tochter ei-
nen Vertriebenen heiraten 
wollte, hätte den jungen 
Mann »am liebsten derschlag’n«. 
Alle Verbrechen, die began-
gen wurden, schob man den 
Zugezogenen in die Schuhe, 
und in München regte der 
Oberbürgermeister voller 
Misstrauen an, in jede Flücht-
lingswohnung mindestens 
einen Münchner zu setzen. 
»Aber tüchtig waren’s scho«, zi-
tiert Krauss eine bayerische 
Bäuerin, die sie bei ihren For-
schungen interviewt hat. 
Diese Erkenntnis markiert 
den Wandel in der Betrach-
tungsweise von damals: »Je 
mehr man die Vertriebenen Per-
son für Person kennenlernte – 
nicht nur als Menschenansamm-
lungen in irgendwelchen 
Sam mellagern –, umso stärker 
hat man auch ihre menschlichen 
Qualitäten erkannt und schätzen 
gelernt«, sagt Krauss. (zit. 
nach: Kreiner)
Von den Asylsuchenden des Jahres 2015 war der überragende Teil 
muslimischen Glaubens. Das unterscheidet die Zuwanderung der 
Gegenwart von jener der Vergangenheit, als in der Zeit des Wirt-
schaftswunders oder mit der Rückwanderung von Aussiedlern 
aus Osteuropa nach dem Ende des Kalten Kriegs doch mehrheit-
lich Christen oder Atheisten kamen. Die religiöse Pluralität in 
Deutschland hat sich somit verändert. Ein »religionspolitischer 
Multikulturalismus« macht sich breit und schließt insbesondere 
auch die konfessionell Nicht-Gebundenen mit ein. Er fordert Ge-
sellschaft, Politik und auch den Rechtsstaat gleichermaßen her-
aus. Wie weit sollen Grundgesetz und rechtsstaatliche Regeln des 
Zusammenlebens für alle ohne Ausnahmen gelten und wo ist reli-
giös gebotenen Sonder- und Ausnahmeregelungen stattzugeben? 
Wie weit gehen aktive und passive Religionsfreiheit und wann kol-
lidieren sie mit anderen Grundrechten?
Solchen und ganz pragmatischen Alltagsfragen der »Asylproble-
matik« stellen sich die von der LpB angebotenen Planspiele, die 
im vorliegenden Heft von Robby Geyer und Holger-Michael-
Arndt vorgestellt werden und über die LpB für den Unterricht 
buchbar sind.

Grundwerte prägen den Zusammenhalt einer 
Gesellschaft 

Das Grundgesetz ist unteilbar. Es gilt für alle gleichermaßen nach 
dem Grundsatz »alle Rechte für alle«. »Die Universalität des Grund-
gesetzes als Fundament des Rechtsstaates ist DIE deutsche DNA und da-
mit der wesentliche Schlüsselfaktor für politische Stabilität und wirt-
schaftliche Prosperität der Gesellschaft.« (Straubhaar 2016)
Ein Kompromiss zur Beilegung von Zielkonflikten muss durch 
rechtsstaatliche Verfahren von Gerichten festgelegt und dann 
von allen Parteien respektiert werden. Von der Rechtsprechung 
darf – und muss – kritisches Reflektieren bei der Entscheidung 
über Normkonflikte erwartet werden. 
Wer als Asylsuchender, anerkannter Flüchtling oder über andere 
Kanäle zugewanderte Person in Deutschland lebt, muss die Re-
geln und Verfahren respektieren, die sich im Laufe der Zeit hierzu-
lande als allgemeine Verhaltensnormen herauskristallisiert ha-

ben. Dasselbe gilt aber natürlich und gerade auch für die 
deutschen Staatsbürgerinnen und -bürger: die Toleranz Anders-
gläubigen gegenüber und der absolute Verzicht, Glaubens- und 
andere Fragen mit Gewalt, Gewaltandrohung oder Eigenjustiz 
selber lösen zu wollen, sind unverzichtbare Normen demokrati-
scher Gesellschaften.
Das Team MeX der LpB hat dazu im Rahmen der Extremismusprä-
vention, aber auch der Demokratieerziehung das nun schon seit 
Jahren erfolgreich erprobte Planspiel »Soundcheck« im Angebot. 
Felix Steinbrenner, der Leiter der Stabsstelle »Demokratie stär-
ken!«, hat dieses in seinem Beitrag für D&E noch einmal in gebo-
tener Kürze vorgestellt.
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Abb 4 »Extremismus und politisch motivierte Straftaten in Deutschland« © dpa-Infografik, 2016
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

2. Flüchtlinge: Fluchtursachen, 
 Fluchtwege und Integration
LOTHAR SCHAECHTERLE

Seit Jahren schon versuchen Flüchtlinge, 
aus Afrika und Asien nach Europa zu ge-

langen. Von seltenen Nachrichten abgese-
hen, hat man das in Mitteleuropa kaum zur 
Kenntnis genommen. Die Kooperation mit 
Libyen hinderte viele am Versuch, das Mit-
telmeer zu überqueren. Und wenn das dann 
doch gelang, verblieben die Geflüchteten 
zuallermeist in den südeuropäischen Mit-
gliedsländern der EU: Griechenland, Zy-
pern, Malta, Italien und Spanien, denn die 
EU hatte sich darauf verständigt, dass das 
Asylverfahren in dem Land durchgeführt 
werden muss, das als erstes sicheres Dritt-
land in der EU  betreten wurde (»Dublin-III-
Abkommen«). Deutschland in der Mitte Eu-
ropas hatte wenig zu befürchten. Und doch 
kamen in diesem Jahrzehnt so viele, vor 
allem 2015, dass allen das Problem vor 
Augen geführt wurde, weil überall Flücht-
linge vor Ort waren. Seither bestimmt die 
Flüchtlingsfrage den politischen Diskurs 
und spaltet Deutschland und Europa.

Im Spätsommer und Herbst 2015 erreichte die Flüchtlingskrise 
 ihren vorläufigen Höhepunkt. Rund 890.000 Flüchtlinge kamen 
2015 nach Deutschland, die Medien meldeten zunächst Zahlen 
von über einer Million bis zu 1,5 Millionen. Ein Jahr später hat sich 
die Situation weitgehend entspannt. Von Oktober bis November 
2015 musste das Land Baden-Württemberg zeitweise für fast 
10.000 Flüchtlinge einen neuen Platz finden. Die einzige noch be-
stehende Landeserstaufnahmestelle (LEA) in Karlsruhe war die-
sem Ansturm schon seit Längerem nicht mehr gewachsen, und so 
wurde eine LEA nach der anderen im Land eröffnet. Die ursprüng-
lich für 1.000 Flüchtlinge vorgesehene Einrichtung in Meßstetten 
auf der Schwäbischen Alb steht für diese Entwicklung. Auf dem 
Höhepunkt der Flüchtlingskrise fanden zeitweise 5.600 in der 
ehemaligen Kaserne Zuflucht. Die Kleinstadt, die eher einem 
Dorf gleicht, war in Aufruhr, die NPD agierte vor Ort, und in den 
sozialen Netzwerken wurde Stimmung gegen die Neuankömm-
linge gemacht. Gleichzeitig profitierte der Handel von der Kauf-
kraft, die durch das Taschengeld von 140 € pro Monat und Flücht-
ling in die Stadt kam. Heute hat sich das Bild vollständig 
gewandelt: 82 Festangestellte und Mitarbeiter des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) kümmern sich gerade noch 
um 278 Flüchtlinge, und nur drei der elf Wohnhäuser sind be-
wohnt. Statt 10.000 am Tage sind es im Mai 2016 nur noch 2.703 
Flüchtlinge (SWR, Landesschau-aktuell, 9.6.2016) in einer Woche, 
die in den Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes Aufnahme fin-
den. Auch in den Städten und Gemeinden spiegelt sich die Trend-
wende wider. Die Stadt Stuttgart hat beispielsweise den früheren 
Paketpostbahnhof für zehn Jahre gemietet, in den nach derzeiti-
gem Stand kein Flüchtling einziehen wird. Das Land, das sich 2015 
im »Krisenmodus« befand, sucht heute mit seiner damals ge-
schaffenen Lenkungsgruppe Flüchtlinge nach Lösungen, die die 
Kapazitäten von 34.000 auf 19.000 Plätze für eine Erstaufnahme 
reduzieren und die angesichts der Kriege und Krisen in Asien und 

Afrika die Möglichkeit vorsehen, die Zahl der Plätze in kurzer Zeit 
bei Bedarf wieder zu erhöhen. (vgl. FAZ, 24.8.2016)
Die Flüchtlingskrise beherrschte 2015 die Berichterstattung und 
lieferte Bilder, die für Jahrzehnte im Gedächtnis bleiben werden: 
von im Mittelmeer ertrunkenen und geretteten Menschen, von 
in Österreich in einem Kühlwagen erstickten Flüchtlingen 
(| Abb. 2 |), von dem dreijährigen Jungen Aylan Kurdi (| Abb. 3 |), 
der auf der Flucht aus Syrien ertrank, von der täglich zunehmen-
den Zahl von Flüchtlingen, die am Münchner Hauptbahnhof an-
kamen – um nur einige Bilder zu nennen. In dieser Lage sprach 
Bundeskanzlerin Angela Merkel in einer Pressekonferenz am 
31. August 2015 den Satz, der bis heute ein sehr geteiltes Echo fin-
det: »Wir schaffen das, und wo uns etwas im Wege steht, muss es über-
wunden werden.« 
Wenige Tage später spitzt sich die Lage auf der Balkanroute, ins-
besondere in Budapest, derart zu, dass sich Österreich und 
Deutschland entschließen, syrische Flüchtlinge unregistriert ein-
reisen zu lassen. Der ungarische Ministerpräsident Victor Orban 
bezeichnet die Situation und ihre Folgen als ein »deutsches Prob-
lem«. Noch im September 2015 verstärkt die Bundesregierung die 
Grenzkontrollen. Und die Länder auf der Balkanroute schließen 
nacheinander ihre Grenzen und/oder führen Zugangsbeschrän-
kungen für Flüchtlinge ein, die in die Mitte oder den Norden Euro-
pas ziehen wollen. Auch die Bundesrepublik weist zunehmend 
Menschen an ihren Grenzen und auf Flughäfen zurück und schiebt 
immer mehr Menschen ab (13.743 in den ersten sechs Monaten 
2016 im Vergleich zu 20.888 in 2015 und 10.884 in 2014). Außerdem 
nehmen die Zahl der freiwilligen Ausreisen zu (30.563 bis Ende Juni 
2016) und die Flüchtlingszahlen ab. Insgesamt kamen ca. 200.000 
im ersten Halbjahr 2016 – so viel wie allein im November 2o15 
(Südkurier, 13.8.2016, S. 2f). 
Gleichwohl sehen der UN-Flüchtlingsrat (UNHCR) und die Inter-
nationale Organisation für Migration (IOM) darin keine Entwar-

Abb. 1 »Diese Flüchtlinge!«  © Thomas Plaßmann, FR 25.8.2016
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nung, sondern weisen angesichts der globa-
len Krisenlage auf die weltweit gestiegenen 
Flüchtlingszahlen hin: 65 Millionen im Jahr 
2016 – mehr als jemals zuvor. 

(1) Fluchtursachen: Was bringt 
Menschen dazu, ihre Heimat zu 
verlassen?

Fluchtursachen zu bekämpfen, hat sich die 
Politik auf ihre Fahnen geschrieben. Das 
Schließen von Grenzen ist jedoch nur schein-
bar ein Beitrag zur Lösung des weltweiten 
Problems und kein Ansatz für eine nachhal-
tige Entwicklung. Gleichwohl reift die Ein-
sicht, dass mehr passieren muss. »Die Be-
kämpfung der Fluchtursachen muss in den 
Herkunftsländern geschehen«, sagt Bundesmi-
nister für für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung Gerd Müller, CSU, auf 
seiner Afrikareise im August 2016. Das ist so richtig wie schwierig 
angesichts der komplexen Konflikte weltweit. Das  Verstehen der 
Fluchtursachen ist gleichwohl der Schlüssel für  Lösungsansätze. 

Kriege und Gewalt 

Wer um sein Leben und das seiner Nächsten fürchten muss, weil 
es von Bomben oder anderen Waffen bedroht wird, wird seinen 
Aufenthaltsort verlassen, wird flüchten. Egal um welche kriegeri-
sche Auseinandersetzungen es sich handelt, ob es herkömmliche, 
Bürger- oder neue Kriege sind, wo Gewalt als Mittel zur Konflikt-
lösung eingesetzt wird, kommt es zu vielfältigen Verletzungen 
des humanitären Völkerrechts. Stefan Luft benennt sie: »Tötungen, 
Verstümmelungen, gezielte oder willkürliche Angriffe, Folter, Geiselnah-
men, das Verschwindenlassen von Personen, Zwangsrekrutierungen (auch 
von Kindern), Vertreibungen, sexualisierte Gewalt, Gewalt gegen Kinder 
und die Verweigerung des Zugangs zu überlebensnotwendigen Grundver-

sorgungen, gezielte Angriffe auf Krankenstationen und Schulen gehören 
inzwischen zu den Merkmalen zahlreicher Konflikte weltweit.« (Luft 
2016; S. 19). Um sich das Ausmaß der Flucht vor Krieg, Verfolgung 
und Zerstörung vor Augen zu führen, reicht ein Blick auf die Zahl 
der Flüchtlinge aus Syrien und Afghanistan. Beide Länder führen 
die Statistik deutlich an. (Vgl. Kalb, 2016, in: D&E, Heft 71, S. 3ff) 
In der Ausgabe 71 (April 2016) von D&E »Neue Herausforderungen 
der Friedens- und Sicherheitspolitik« werden die aktuellen Kriegs- 
und Bürgerkriegsschauplätze wie z. B. Syrien, Afghanistan, aber 
auch Libyen ausführlich beschrieben und von verschiedenen Au-
toren analysiert. Ein Ende dieser militärischen Apokalypse scheint 
aktuell ferner denn je. 

Klimawandel 

Produktion und Konsum setzen Gase frei, die zur Erderwärmung 
beitragen. Der Klimawandel wird von Menschen gemacht. Das ist 
eine Erkenntnis, die nicht mehr ernsthaft bezweifelt werden kann. 
Menschen sind auch die Betroffenen – allerdings in sehr unter-
schiedlichem Ausmaß auf der Erde. Wenn die Pole abschmelzen 
und der Meeresspiegel ansteigt, sind die Inseln im Südpazifik be-
sonders betroffen: Sie drohen unterzugehen. Die gestiegenen 
Temperaturen führen ebenso zu Extremwetterlagen, starken 
Stürmen, Unwettern, Überschwemmungen, aber auch Trocken- 
und Dürreperioden. Böden gehen verloren, und Ernten fallen aus. 
Die Lebensgrundlagen vieler Menschen werden auf diese Weise 
zerstört. Der globale Süden – obwohl nicht Hauptverursacher – 
leidet unverhältnismäßig unter den Auswirkungen der Klimaver-
änderung. (Kipping 2016; S. 51ff) 

 Jugendüberschuss: »Youth Bulge«

Das »Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung« hat im 
Frühjahr 2016 eine Studie zum Bevölkerungswachstum in der 
Mena-Region – das bedeutet »Middle East North Africa« – vorge-
legt und sieht in den 19 Ländern ein »Pulverfass vor den Toren Eu-
ropas«. In der Region, die von Marokko bis zum Jemen reicht, wird 
die Bevölkerung bis 2030 um nahezu 100 Millionen auf dann 470 
Millionen wachsen. Dass die Bevölkerung schneller als das Ar-
beitsplatzangebot zunimmt, ist für Reiner Klingholz, den Direktor 
des Instituts, das Hauptproblem dieser Entwicklung. Jedes Jahr 
suchen fünf Millionen Jugendliche Arbeit. Erfolgreich sind besten-
falls 40 Prozent. Die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen in der Re-
gion steigt somit um drei Millionen an. Drei Millionen ohne Aus-
sicht auf einen Job, ohne Perspektive, ohne Chance auf ein sozial 
gesichertes Leben in ihrem Land. Aber auch die übrigen zwei Mil-

Abb. 3 Türkische Polizisten entdeckten dieses tote syrische Flüchtlingskind am 2.9.2015 am Strand in 
Bodrum, Türkei, nachdem der Versuch gescheitert war, mit dem Boot auf die griechische Insel Kos zu 
 gelangen. Dabei kamen mindestens 12 weitere syrische Flüchtlinge um. Das Bild empörte eine breite 
m ediale Öffentlichkeit. © dpa, Dogan News Agency

Abb. 2 In diesem auf einem Pannenstreifen auf der A4 in der Nähe von 
 Parndorf, Österreich, abgestellten Lastwagen kamen mindestens 30 Flüchtlinge 
ums Leben. Im Bild: Einsatzkräfte der Polizei und der Spurensicherung. 
 © Roland Schlager, picture alliance/APA/picturedesk.com
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lionen Jugendliche finden allenfalls in schlecht bezahlten Jobs 
überwiegend im Dienstleistungsgewerbe eine Anstellung.
Zusammen mit den Subsahara-Staaten ist die Mena-Region die-
jenige mit der höchsten Jugendarbeitslosigkeit weltweit. Beson-
ders stark betroffen sind Frauen. Je geringer ihre Beschäfti-
gungsquote, desto höher ist die Geburtenrate. Einige Beispiele: 
In Niger, dem ärmsten Land der Erde, gebären Frauen durch-
schnittlich 7,6, in Somalia und der Republik Kongo über sechs, in 
Uganda knapp unter sechs und in Nigeria 5,6 Kinder. Damit 
könnte allein in diesem Land die Bevölkerung bis 2050 auf 440 
Millionen wachsen, bis 2100 gar auf 900 Millionen nach einer UN-
Prognose. Für Afrika und Arabien prognostizieren die UN mehr als 
eine Verdoppelung von derzeit 1,3 auf 2,7 Milliarden bis 2050 in 
einer mittleren Annahme.
Gunnar Heinsohn vom »Nato Defense College« in Rom entwickelt 
aus solchen Zahlen einen »Kriegsindex«, der mögliche Konflikte 
um Arbeitsplätze anzeigen soll. Der Kriegsindex gibt das Verhält-
nis von jungen Menschen (15 bis 19 Jahre) zu älteren (55 bis 59 
Jahre) an. Während in Deutschland auf 1.000 Ältere 660 Jüngere 
kommen, was einen Kriegsindex von 0,66 ergibt, drücken die In-
dices von Uganda (ungefähr 7), Mali, Afghanistan und Ruanda 
(über 6), Palästina, Jemen und Somalia (fast 6) hohe Konfliktge-
fahr aus: »Bei solchen Jugendüberschüssen droht Gewalt in irgendeiner 
Form, meist Gewalt nach innen. Das geht bis hin zu Völkermorden«. (FAZ, 
8.8.2016; S. 18) 

Handelspolitik 

Die Europäische Union (EU) regelt ihre Handelsbeziehungen mit 
den AKP-Staaten – das sind 79 Staaten in Afrika, der Karibik und im 
Pazifik – mit Hilfe von Economic Partnership Agreements (EPAs). 

Es geht, kurz gesagt, darum, im Sinne der WTO Märkte zu libera-
lisieren und Marktzugänge durch den Abbau von Handelshemm-
nissen zu erleichtern. Damit sind zum Beispiel Zölle und Gebühren 
auf Importe gemeint. Da der große Wurf eines umfassenden Ab-
kommens trotz Druck seitens der EU auf die abhängigen Staaten 
noch nicht gelungen ist, wurden Interims-Verträge mit einzelnen 
Staaten oder Wirtschaftsregionen geschlossen, wie zum Beispiel 
der »East African Company« (EAC) und der »Economic Community 
of West African States« (ECOWAS), also mit ost- und westafrika-
nischen Organisationen. Die Abhängigkeit drückt sich in dem Ri-
siko aus, den freien Zugang zum EU-Markt zu verlieren. Von Part-
nership und somit dem Grundsatz der Gleichberechtigung sowie 
gegenseitigem Respekt zeugen die Verhandlungen und Verträge 
nicht. Die mit dem Prozess gleichermaßen verbundene Intention, 
einen Beitrag zur Entwicklung der Länder, darunter viele »least 
 developed countries«, zu leisten, ist kaum umgesetzt worden. Hin-
gegen hat der Abbau von Importzöllen hohe Einnahmeverluste für 
die afrikanischen Staaten und gravierende Auswirkungen für die 
Wirtschaft der Länder zur Folge. (Wildner 2011)
Die malische Schriftstellerin Aminata Traoré beschreibt die Ent-
wicklung mit den Worten: »Europa schickt uns seine Hühnerbeine, 
seine Gebrauchtwagen, seine abgelaufenen Medikamente und seine aus-
gelatschten Schuhe. Und weil eure Reste unsere Märkte überschwemmen, 
gehen unsere Bauern und Handwerker unter« (Kipping 2016; S. 18). 
In der Tat können lokale und regionale Produzenten gegen hoch-
subventionierte Agrarimporte aus der EU kaum bestehen. An der 
Geflügelwirtschaft Ghanas lässt sich das gut belegen: Der Anteil 
der einheimischen Produzenten beträgt gerade mal zehn Prozent. 
Ghana importiert nach Angaben der Europäischen Kommission 
jährlich ca. 165.000 Tonnen Fleisch aus der EU, darunter 90.000 
Tonnen Geflügel, insbesondere Flügel, Hälse und Innereien. In 
den letzten sechs Jahren hat sich der Umsatz dieses Handels mit 
Ghana verdreifacht. Die europäischen Importe sind konkurrenzlos 
billig im Vergleich zu einheimischen Produkten (FR, 28. Juli 2016; 
S. 38f.). Dadurch werden wirtschaftliche Existenzen in diesen Län-
dern vernichtet. Der TAZ-Journalist Jürgen Gottschlich führt ein 
weiteres Beispiel aus Ghana an. Mit den dank Agrarsubvention bil-
ligen Dosentomaten aus Europa konnte der Landwirt Johannes 
Klopka, dessen Familie vom Tomatenanbau lebte, nicht mehr mit-
halten. Er verkaufte deshalb Land, um seinen Sohn mit dem Erlös 
auf die Flucht zu schicken – in der Hoffnung, der Sohn werde in 
Europa das Geld verdienen, von dem die Familie in Zukunft leben 
kann (Kipping 2016; S. 19). In einer anderen Perspektive sind es 
also gerade nicht die Schwächsten und Ärmsten, die die Mittel für 
eine Flucht gar nicht aufbringen könnten. 
Ähnlich verheerend wirkt sich das Verhalten von internationalen 
Konzernen oder von einzelnen Ländern, zum Beispiel China, aus. 
Sie kaufen oder pachten Land im großen Stil, um in Monokultur 
Produkte für den Export zu kultivieren. Dabei kooperieren die Ak-
teure mit den Mächtigen vor Ort, die dann wenig Rücksicht auf 
die Belange der ansässigen Familien nehmen. Diese leben mögli-
cherweise auf und von diesem Stück Land seit Generationen, 
ohne dafür schriftliche Dokumente vorlegen zu können. Es war 
eben ein Gewohnheitsrecht, das bislang respektiert wurde. In der 
Konsequenz werden ebenso Existenzen zerstört, indem die bishe-
rigen Besteller des Landes – nicht selten gewaltsam – vertrieben 
werden. Auch hier ist Flucht in städtische Slums oder nach Europa 
eine häufige Folge. 
Diese Art der Aneignung wie hier von Land, »land grappping« ge-
nannt, ereignet sich auch auf den Meeren, dem sog. »ocean grap-
ping«. Große Fischfangflotten fischen heute nicht nur innerhalb 
der europäischen Grenzen, sondern auch vor den Küsten Afrikas, 
zum Beispiel am Horn von Afrika. Der industrielle Fischfang führt 
zur Überfischung und beraubt die kleinen lokalen Fischer und Fi-
schereibetriebe ihrer Lebensgrundlage. Die einstmals fischrei-
chen Meere sind leer, wodurch auch Arbeitsplätze in der Fischver-
arbeitung vernichtet werden, die traditionell von Frauen verrichtet 
wurde. Eine Folge dieser Entwicklung war die Zunahme von Pira-
terie in der Region, worauf die Nato mit militärischen Mitteln re-

Abb. 4 Weltweit größte Aufnahmeländer von Flüchtlingen außerhalb von 
Europa und deren Herkunftsländer. Stand: 20.6.2016, Zahlen: UNHCR
  © dpa-Grafik
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agierte, um dem kriminellen Treiben 
entgegenzuwirken (Kipping 2016; 
S. 17ff). 
Die EU könnte nach Auffassung der 
nigerianischen Politikerin Hafsat Abi-
ola-Costello derzeit ein Freihandels-
abkommen mit 16 westafrikanischen 
Staaten aushandeln, »das die Probleme 
in dem Teil der Welt, aus dem die meisten 
Migranten kommen, mit einem Schlag 
 lösen könnte. Doch die EU torpediert ihre 
beste Chance, dafür zu sorgen, dass die 
Migranten in ihren Ländern bleiben.« 
(Die ZEIT online; 1.8.2016).
Häufig bestimmen Wirtschaftsinter-
essen der westlichen Industrieländer 
die Beziehungen und führen zur frag-
würdigen Zusammenarbeit mit klei-
nen Eliten und autoritären Regimen. 
Westliche Demokratien stützen da-
bei auch sich über Jahrzehnte im Amt 
haltende Diktatoren. Wahlbetrug, 
unrechtmäßige Bereicherung und 
Menschenrechtsverletzungen wer-
den nicht angeprangert, wenn die 
Ausbeutung von Bodenschätzen für 
die Wirtschaftsbeziehungen im Vor-
dergrund steht. Als ein Beispiel sei 
Gabun genannt, dessen seit über 
 einem halben Jahrhundert herr-
schender Bongo-Clan sich stets gu-
ter Beziehungen zu französischen 
Staatspräsidenten erfreut, die die In-
teressen des Energiekonzerns Total 
im Blick haben. Omar Bongo, der 
 Vater des heutigen Präsidenten, war 
42 Jahre an der Macht. Nach dessen 
Tode erklärte sich sein Sohn Ali 
Bongo 2009 und 2016 zum Sieger 
der Präsidentenwahlen. Nach beiden 
Wahlen wurde ihm massiver Wahl betrug vorgeworfen. 

Weitere Fluchtursachen 

Es wären noch mehrere anzuführen: u. a. Waffenexporte, die die 
Fortsetzung von Kriegen, Verfolgung und Zerstörung garantie-
ren; »bad governance«, die eben nicht die wirtschaftliche, soziale 
und demokratische Entwicklung des eigenen Landes zum Ziel 
hat, sondern Selbstbereicherung, Privilegierung des eigenen 
Clans oder der eigenen Ethnie und den Fortbestand von Korrup-
tion; aber auch die vergleichsweise ordentliche Unterbringung 
und die Geldleistungen für Flüchtlinge in Deutschland – um den 
Push-Faktoren auch einen Pull-Faktor hinzufügen. 

(2) Fluchtwege: Wer kommt auf welchen Wegen 
nach Europa und nach Deutschland?

Die in den Medien gebräuchlichen Begriffe »Flüchtlingswelle, 
-flut oder Ansturm« usf. legen Assoziationen von Naturereignis-
sen oder -katastrophen nahe, weshalb ein genauer Blick auf die 
Zahlen lohnt und Differenzierungen erlaubt. 
Als erstes ist eine begriffliche Differenzierung angebracht. Der 
UNHCR unterscheidet zwischen »Flüchtlingen«, »Asylbewer-
bern«, »Binnenflüchtlingen« und »Rückkehrern«. Als »Flüchtling« 
wird nach der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 eine Person 
definiert, die »aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des 
Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz 
dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürch-
tungen nicht in Anspruch nehmen will; oder die sich als staatenlose infolge 
solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren oder 
 wegen der erwähnten Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren will.« 
(nach Luft 2016; S. 21f) »Binnenflüchtlinge«, die sich nicht außer-
halb der Grenzen ihres Landes begeben, sind nach dieser Defini-
tion ebenso wenig erfasst wie Flüchtlinge, die nach Natur- oder 
Umweltkatastrophen oder auch Kriegen ihr Land verlassen. Die 
Flüchtlingskonvention schützt individuell Verfolgte. Wenn Flüch-
tende ein Land erreicht haben, in dem sie Schutz gefunden ha-
ben, und dennoch weiterziehen, spricht man von »Migranten«. 
Abgesehen von den ungefähr 40 Millionen Binnenflüchtlingen 
(UN-Angaben für 2013) nahm die Zahl der Flüchtlinge in den letz-
ten Jahren stetig zu: von 42,5 Millionen (2011) auf 59,5 Millionen im 
Jahre 2014. Aus zwei Staaten flohen die meisten Menschen. Das 
sind Syrien mit 3,9 Millionen und Afghanistan mit 2,6 Millionen 
Flüchtlingen. Die meisten fliehen in Nachbarländer, verbleiben 
also innerhalb ihrer Region. Bezogen auf Syrien bedeutet das, 
dass die Anrainerstaaten die größten Flüchtlingskontingente auf-
nahmen: Türkei (1,59 Millionen), Libanon (1,15 Millionen), Iran 
(0,98 Millionen) und Jordanien (0,65 Millionen). Oder die 2,6 Milli-
onen aus Afghanistan Geflohenen sind zum größten Teil in Pakis-
tan (1,51 Millionen) und dem Iran ((0,95 Millionen) untergekom-
men. Weltweit betrachtet nahmen 2014 die Türkei, Pakistan, der 
Libanon und der Iran insgesamt 36 Prozent aller Flüchtlinge oder 
5,2 Millionen auf. Die Zahlen lassen erahnen, wie ungleich die 

Abb. 5 Nach korrigierten Zahlenangaben des Bundesinnenministeriums vom Oktober 2016 kamen im Jahre 2015 
rund 890.000 Menschen aus Krisenländern wie Syrien, Afghanistan und Eritrea über das Mittelmeer nach Europa. 
Sie zwängten sich in überfüllte Boote, ohne Schutz, wenig Trinkwasser und wagten zumeist die lebensgefährliche 
Fahrt über das Meer. © dpa-Infografik, 2015 
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Lasten verteilt sind. Erhellend ist auch ein Bezug von Bruttoin-
landsprodukt (BIP) pro Kopf eines Landes zur Zahl der aufgenom-
menen Flüchtlinge. In diesem Vergleich standen 2014 Äthiopien 
mit 440 und Pakistan mit 316 Flüchtlingen pro US-Dollar BIP an 
der Spitze und europäische Länder wie Deutschland mit 3,74, Un-
garn 1,65 und Schweden 1,62 Aufgenommenen am anderen Ende. 
Die least developed countries haben im Übrigen 3,6 Millionen Zu-
flucht gewährt. (Luft 2016; S. 11ff) Die Zahlen offenbaren zudem, 
dass die Flüchtlingsströme lange vor Europa geringer werden. 
(ebenda S. 14)
Es sind im Wesentlichen drei Routen, auf denen die Flüchtlinge 
nach Europa kommen: über das östliche Mittelmeer und die 
Westbalkanstaaten, über die zentrale Mittelmeerroute und Ita-
lien und über die westliche Mittelmeerroute von Nordafrika nach 
Spanien (Vgl. | Abb. 5 |). Welche Route genutzt wird, hängt von 
vielen sehr unterschiedlichen Faktoren ab. Natürlich entscheidet 

in erster Linie die geografische Lage des Herkunftslandes über 
die Flüchtlingsroute, aber auch politische Entscheidungen oder 
meteorologische Gegebenheiten sind maßgeblich – um nur die 
wichtigsten zu nennen. Im Fokus der Aufmerksamkeit stand im 
Jahr 2015 die östliche Mittelmeerroute und der Westbalkan, weil 
die Zahlen exorbitant anstiegen und die durchreisten Länder we-
nig bzw. schlecht auf den Ansturm vorbereitet waren, was zu un-
haltbaren Zuständen auf diesen Wegen führte und das Flücht-
lingsleid aller Welt vor Augen führte. Die Menschen flüchteten 
über die Türkei nach Griechenland oder Bulgarien auf dem Land-
weg oder über das Wasser und dann weiter durch die angrenzen-
den Westbalkanländer. Verstärkt wurde der Strom durch Flüch-
tende aus diesen Ländern selbst, bis die Balkanländer Serbien 
und Montenegro im September 2015 zu sicheren Herkunftslän-
dern erklärt wurden. Diesen Status bekamen Ende Februar 2016 
auch Algerien, Marokko und Tunesien (»Maghreb-Staaten«) von 
der Bundesregierung und dem Bundestag im »Asylpaket II« zuer-
kannt. Der Bundesrat ließ zwar das Asylpaket II ohne Einspruch 
passieren, nahm aber die Zustimmung zur Einordnung der Magh-
reb-Staaten als sichere Herkunftsstaaten aus dem Paket heraus. 
Im November 2016 ist immer noch nicht sicher, ob er dem mit 
Mehrheit zustimmen wird, da dies derzeit nur mit Zustimmung 
von mindestens zwei Landesregierungen möglich ist, an denen 
die Grünen beteiligt sind.
Die Türkei hatte bereits 2013 die Visumspflicht für mehrere afrika-
nische Staaten aufgehoben, so dass nicht nur Flüchtlinge aus Af-
ghanistan, Pakistan und den Maghrebstaaten, sondern verstärkt 
auch aus den afrikanischen Subsahara-Staaten den Weg nach Eu-
ropa über die Türkei suchten. Das Rückführungsabkommen der 
EU mit der Türkei vom März 2016 soll die östliche Mittelmeerroute 
vollends schließen. In der Folge stiegen im Sommer 2016 die Zah-
len auf der gefährlicheren mittleren Mittelmeerroute wieder an. 
So wurden an einem einzigen Spätsommertag Ende August 2016 
6.908 Menschen zwischen Libyen und Sizilien aus Seenot gerettet.
Über die Gegebenheiten und Erfolgsaussichten auf den verschie-

denen Wegen informieren sich die Flüchten-
den selbst qua moderner Kommunikations-
technologie und lassen sich von kriminellen 
Schleusern helfen. Die Vereinten Nationen 
definieren deren kriminelles Handeln als »die 
Herbeiführung der illegalen Einreise einer Person 
in einen Vertragsstaat, dessen Staatsangehörig-
keit sie nicht besitzt oder in dem sie keine Berechti-
gung zum ständigen Aufenthalt hat, mit dem Ziel, 
sich unmittelbar oder mittelbar einen finanziellen 
oder sonstigen materiellen Vorteil zu verschaffen.« 
(Luft 2016; S. 39f.). Das bedeutet, ihr krimi-
nelles Geschäftsmodell basiert auf Profitma-
ximierung, wobei ihre Skrupellosigkeit kaum 
Grenzen kennt, sowohl was die Ausbeutung 
als auch die Gefährdung der auf sie angewie-
senen Menschen angeht. Es ist ein System, in 
dem viele die Hand aufhalten.
Die Schleuserbanden sind in hierarchischen 
Netzwerken organisiert, die vom »Boss« bis 
zum Handlanger reichen, der für Anmietung 
von Quartieren, Fahrten, Informationsüber-
mittlung oder Besorgen von Lebensmitteln 
zuständig ist. Diese Netzwerke umfassen die 
sich in Etappen vollziehende Migration und 
sind beispielsweise von Afrika bis nach Eu-
ropa weit verzweigt. So verbringen Flüch-
tende immer wieder in Transitländern Wo-
chen, Monate und sogar Jahre. Sie müssen 
sich durch schlecht bezahlte Jobs Geld ver-
dienen, um die weitere Flucht zu finanzieren 
oder sie  haben sich bei Schleusern verschul-
det und müssen ihre Schulden abarbeiten. Es 
ist selbst möglich, an Ländergrenzen Geld zu 

Abb. 6 Zahl der Flüchtlinge je US-Dollar Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, 2014
 © nach: Luft 2016, S. 14, Zahlen: World at war. 
 UNHCR Global Trends 2014. Genf 2015 S. 5, https://www.cia.gov

Zahl der Flüchtlinge je I US-Dollar Bruttoinlandsprodukt
pro Kopf, 2014

 Äthiopien 440

 Pakistan 316

 Kenia 190

 Afghanistan 155

 Demokrat. Rep. Kongo 149

 Südsudan 112

 Niger 80

 Deutschland 3,74

 Ungarn 1,65

 Schweden 1,62

Abb. 7 Zahl der Flüchtlinge in Deutschland © dpa-Infografik, Zahlen: Bundesinnenministerium, 8.9.2016
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 leihen, das dann im nächsten Knotenpunkt 
an die Schleuser organisation zurückgezahlt 
werden muss. Solche Orte sind Dreh scheiben 
in alle Richtungen. Manchmal auch zurück, 
was nach Auffassung von Miriam Faßbender 
sehr viel Mut erfordert: »Nicht die Überquerung 
der Grenzen, der Zäune oder des Wassers sind die 
größte Herausforderung. Nein, es ist der Mut, sich 
seinen tradierten Familienstrukturen zu stellen, zu 
seiner Familie zurückzukehren und ihnen einzuge-
stehen, es nicht geschafft zu haben.« (Faßbender 
2014; S. 265) Die Familien haben mitunter 
Schulden aufgenommen, Hab und Gut zu 
Geld gemacht als Investition in eine bessere 
Zukunft, die sich nicht erfüllt. Nicht wenige 
fristen daher für lange Zeit ihr Leben in einem 
Transitland. Programme versuchen neuer-
dings, aufzuklären und Hilfen für die Rück-
reise ins Herkunftsland zu stellen.  

Ankunft in Deutschland 

Die wirtschaftlich erfolgreichen Kernländer 
Europas sind Haupt ziele der Zuwanderer. 
Deutschland steht in absoluten Zahlen gemessen zumeist an ers-
ter Stelle. Legt man dem Vergleich andere Parameter zugrunde, 
wie etwa den Bezug zur Einwohnerzahl oder der Wirtschaftsleis-
tung, verändert sich die Position Deutschlands innerhalb der Mit-
gliedsstaaten der EU ganz erheblich.
Beim Blick auf die Zahlen ist auch hier ist eine Unterscheidung 
von »Flüchtlingen«, »Migranten« und »Asylbewerbern« wichtig. 
Statt der bisher veröffentlichten Zahl von 1,1 Millionen kamen im 
Jahr 890.000 tat sächlich Asylsuchende nach Deutschland (www.
bmi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/09/asylsuchende-2015.
html). Die schiere Zahl hat zusammen mit noch nicht erledigten 
Anträgen aus den Vorjahren zu einem enormen Rückstau beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge geführt. Die Dauer bis 
zur Entscheidung über den Antrag hat sich ständig erhöht. Die 
Menschen sahen und sehen sich in einer langen Warteschleife zur 
Untätigkeit gezwungen. Personelle und strukturelle Veränderun-
gen im Bundesamt haben im Laufe des Jahres 2016 einen Wandel 
herbeigeführt, der den nunmehr auch für das BAMF zuständige 
Chef der Bundesagentur für Arbeit, Frank-Jürgen Weise, hoffen 
lässt, die Altlasten weitgehend bis zum Jahresende 2016 abzuar-
beiten. Allerdings hat die Beschleu nigung auch fragwürdige Aus-
wirkungen. Es wird Personal im Schnellverfahren ohne Bewerber-
gespräche eingestellt, das innerhalb drei Wochen für die Arbeit 
qualifiziert werden soll. Die Trennung von Interviewern in der An-
hörung und Entscheidern über die Anhörung ist die Folge, was 
bedeuten kann, dass der Entscheider den Asylbewerber, über 
dessen Antrag er zu befinden hat, überhaupt nicht mehr zu Ge-
sicht bekommt (FR, 30. August 2016; S. 5). Er kann sich also kein 
persönliches Bild von dem Asylsuchenden machen. In der Anhö-
rung, die auch mehrere Stunden dauern kann, ergeben sich viele 
Momente, die für die Begründetheit des Antrags sprechen kön-
nen. Auch hier hat der politische Erfolg seinen Preis.
Das Verfahren selbst wird in zwei Schritten durchgeführt. Im ers-
ten wird der Antragssteller registriert, erkenntnisdienstlich be-
handelt, medizinisch untersucht und zu seinem Fluchtweg be-
fragt. Im Anschluss erhält er i. d. R. einen Ausweis, der ihm ein 
etwas freieres Leben ermöglicht, denn ohne diesen darf er den 
Landkreis, dem er zugewiesen ist, nicht verlassen. Im entschei-
denden nächsten Schritt, der Anhörung, geht es um die Gründe 
und Motive der Flucht. Auf Grundlage dieser Aussagen wird die 
Entscheidung getroffen. Die hier vorgetragenen Gründe können 
im Nachhinein nicht ergänzt oder verändert werden und sind 
auch im Falle einer Ablehnung für eine eventuelle Klage vor dem 
Verwaltungsgericht ausschlaggebend. Am Ende des Verfahrens 

steht i. d. R. entweder die Anerkennung als Asylberechtigte nach 
Art. 16a GG wegen politischer Verfolgung, als Flüchtlinge nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention, ein subsidiärer Schutz oder die Ab-
lehnung des Antrags. In den ersten drei Fällen wird den Asylsu-
chenden eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, die bei subsidiärem 
Schutz nur solange gilt, wie der Hinderungsgrund für die Abschie-
bung besteht, wie Folter oder Todesstrafe im Herkunftsland. Bei 
einem negativen Bescheid droht Abschiebung. Als Aufenthalts-
status erhält der Antragsteller lediglich dann eine Aufenthaltsdul-
dung, was bedeutet, dass die Abschiebung nur vorübergehend 
ausgesetzt ist, aber jederzeit vollzogen werden kann. (vgl. »Will-
kommen! Ein Handbuch für die ehrenamtliche Flüchtlingshilfe in Baden-
Württemberg« 2015; S. 55ff )

(3) Integration: Unter welchen Bedingungen 
kann Integration gelingen?

Integration ist ein weites Feld, auf dem viele Akteure tätig sind 
und noch mehr ihre Meinung kundtun. Die Bandbreite der 
 Meinungsäußerungen ist groß. So behauptet die von vielen 
sozial wissenschaftlichen Beobachtern als rechtsextremistische 
Gruppierung eingeschätzte »Identitäre Bewegung« mit Kreide-
zeichnungen auf viel frequentierten Plätzen, unter anderen vor 
der Paulskirche, in der Frankfurter Innenstadt: »Integration ist eine 
Lüge – Remigration.« (FR, 30./31. Juli 2016; S. D8). 
Während die Rechten Stimmung gegen Flüchtlinge und deren In-
tegration machen, bleibt die Bundesregierung bei ihrer positiven 
Haltung. Die Arbeitsministerin Andrea Nahles, SPD, wiederholte 
in einem Spiegel-Interview im Sommer 2016 ihre These, dass die 
Flüchtlinge ein Segen für den Arbeitsmarkt seien. Allerdings sei 
Integration kein Sprint, sondern ein »Langstreckenlauf«, so die 
Ministerin (Spiegel Nr. 29/2016; S. 77).
Offensichtlich sind die bisherigen Erfolge auf dem Arbeitsmarkt 
noch nicht so groß, wie manche erwartet oder erhofft haben. Ge-
rade mal 40.000 Flüchtlinge haben einen Arbeitsplatz gefunden, 
davon bis einschließlich Juni 2016 nur 54(!) in den 30 DAX-Unter-
nehmen. Eine Zahl, die für sich spricht. Da ist es nicht erstaunlich, 
dass der Geschäftsführer der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA), Steffen Kampeter, mit nahezu identischen Vokabular von 
einem »Dauerlauf« redet (FAZ, 18. August 2016; S. 21). Unisono ist 
davon seitens der Wirtschaft die Rede. Es sind die kleinen und 
mittleren Betriebe, die sich auf die Herausforderung eingelassen 
haben, und in erster Linie das Handwerk. Erfolgsgeschichten fül-

Abb. 8 Ablauf eines Asylverfahrens  © dpa-Infografik, nach: BAMF, 2015
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len die Lokalzeitungen mit unzähligen Artikeln, in denen von 
Flüchtlingen berichtet wird, die eine Ausbildung in einem Hand-
werksberuf begonnen haben – nicht ohne zu erwähnen, welche 
Hindernisse mit gutem Willen von allen Seiten überwunden wer-
den mussten, damit der Erfolg sich einstellt. Dem inzwischen 
wohl bundesweit bekannten syrischen Bademeister aus Tübingen 
widmet die Frankfurter Rundschau sogar eine Doppelseite 
(24. August 2014; S. 20f.) und nennt ihn eine »Ikone gelungener Inte-
grationspolitik«.
Solche »Leuchttürme« können nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die Hoffnungen der allermeisten Flüchtlinge auf einen Ar-
beitsplatz und damit auf eigenes Einkommen nicht zu den Erwar-
tungen der Unternehmen passen, qualifiziertes Personal zu be-
kommen. Das bestätigen jüngste Studien des »Nürnberger 
Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung« und des »Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft« (IW) in Köln (SZ, 18. August 2016; 
S. 20) sowie des »Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwick-
lung« (FAZ, 18. August 2016; S. 21). Auf der einen Seite stehen in 
der Regel hochmotivierte Geflüchtete, die schnell in Arbeit kom-
men wollen, aber nicht über die Qualifikationen verfügen, die auf 
der anderen Seite nachgefragt werden. Es besteht die Gefahr, 
dass die eine Seite demotiviert wird bzw. die andere den Aufwand 
und das Risiko scheut.

Bedingungen gelingender Integration

Zweifelsohne gehören Spracherwerb und Bildung bzw. Ausbil-
dung zu den wesentlichen Bedingungen einer gelingenden Inte-
gration. Dafür mahnen die Forscher Zeit und Geld an. Das IW be-
ziffert die zusätzlichen Bildungsausgaben auf 3,5 Milliarden Euro 
jährlich.
Die erste Hürde, die Flüchtlinge überwinden müssen, ist der Spra-
cherwerb. Sprachkompetenz ist eine unabdingbare Vorausset-
zung für Leben und Arbeiten in der Ankunftsgesellschaft. Unzäh-
lige Ehrenamtliche leisten sehr viel, indem sie über Wochen und 
Monate in die neue Sprache einführen und dabei manchmal er-
staunt feststellen müssen, dass ihre Schülerinnen und Schüler 
Analphabeten sind. Inzwischen lernen viele in Sprach- und Integ-
rationskursen bei verschiedenen Institutionen wie zum Beispiel 
den Volkshochschulen. Wenn sie noch nicht anerkannt sind oder 
keine gute Bleibeperspektive haben, stellt die Finanzierung die-
ser Kurse das nächste Problem dar. Asyl-Arbeits- und Freundes-
kreise halfen und helfen häufig auch hier.

Auf den positiven Zusammenhang von Spra-
cherwerb und Berufstätigkeit macht das Sta-
tistische Bundesamt in Wiesbaden aufmerk-
sam: Migranten mit Grundkenntnissen in 
Deutsch waren 2014 nur zu 52,3 Prozent be-
rufstätig, von denen mit fließenden Deutsch-
kenntnissen 77,3 Prozent. Diese Gruppe er-
reicht nahezu das Niveau der einheimischen 
Bevölkerung von 79,6 Prozent. Bei Frauen ist 
der Zusammenhang noch deutlicher: Bei ge-
ringen Deutschkenntnissen beträgt die Er-
werbsquote lediglich 36,1 Prozent, bei flie-
ßenden Sprachkenntnissen 72,2 Prozent. 
Auch hier nähert sich die Erwerbsquote der-
jenigen der einheimischen Frauen an, näm-
lich 75,9 Prozent. Und signifikant steigt mit 
den Deutschkenntnissen das Niveau der Be-
rufstätigkeit an. Nur 14,3 Prozent der flie-
ßend Deutsch sprechenden Zuwanderer sind 
als Hilfskraft beschäftigt, die übrigen in 
 anspruchsvolleren Berufstätigkeiten (FR, 
24.8.2016; S. 13). 
Es gilt jedoch nicht nur die Grammatik der 
neuen Sprache, sondern auch die der neu-

en (Arbeits-)Gesellschaft zu erlernen. Die Flüchtlinge bringen 
zwar häufig berufliche Erfahrungen und Kompetenzen mit, die 
jedoch nicht mit einer formalen Berufsausbildung in Deutschland 
vergleichbar sind. Ein Beruf wird eben in Afrika oder Asien anders 
als in Deutschland erlernt. Das in Deutschland übliche duale Aus-
bildungssystem mit der Kooperation von Betrieben und öffentli-
chen Schulen ist in Asien und Afrika weit gehend unbekannt. Drei 
Viertel haben nach Erkenntnissen der Bundesagentur für Arbeit 
keinerlei Berufsausbildung. Sie in Deutschland nachzuholen, ist 
in der Regel an Schulabschlüsse geknüpft. 26 Prozent haben aber 
keinen Hauptschulabschluss – von Nachweisen gar nicht zu re-
den. Abitur oder Hochschulreife können die gleiche Anzahl aus-
weisen. Neun Prozent haben ein Studium abgeschlossen. In der 
Konsequenz bedeuten diese Zahlen, dass mehr als die Hälfte, in 
Zahlen 58 Prozent der Asylbewerber, nur Hilfstätigkeiten verrich-
ten könnten. Es fehlen in Deutschland jedoch Fachkräfte: »Azubis 
händeringend gesucht« titelt die FAZ am 17. August 2016 in ihrem 
Wirtschaftsteil und verweist auf die vielen noch freien Plätze für 
das neue Ausbildungsjahr.
Die Arbeitsmarktpolitik steht vor großen Aufgaben, und es wird 
der Kooperation aller Beteiligten bedürfen, wenn die Integration 
in den Arbeitsmarkt mittelfristig gelingen soll. Es wird u. a. darum 
gehen, die Kompetenzen der Arbeitswilligen festzustellen und 
dafür neue Kompetenzfeststellungsverfahren zu entwickeln, sie 
an die hiesige Arbeitswelt heranzuführen und dies in Praktika und 
Vorbereitungsklassen zu ermöglichen. Günstige Effekte ergeben 
sich, wenn die Einstiegsqualifizierung durch Langzeitpraktika in 
Betrieben von schulischer Ausbildung begleitet wird, bei der nicht 
nur die Sprache, einschließlich der Fachsprache, gelernt wird, 
sondern auch fachliche Grundlagen gelegt oder gefestigt wer-
den. Häufig münden solche Maßnahmen in ein Ausbildungsver-
hältnis. Derartige Programme werden derzeit vielfach aufgelegt, 
wie etwa die »Einstiegsqualifizierung« (EQ) durch Industrie- und 
Handelskammern in Baden-Württemberg oder das Programm 
»Wirtschaft integriert«, das vom Land Hessen gefördert wird, um 
nur zwei Beispiele anzuführen. 
Die Altersstruktur der Flüchtlinge spricht gleichermaßen für ei-
nen Erfolg, denn mehr als die Hälfte ist unter 25 und ein Drittel 
sogar unter 18 Jahre alt. Sie sind damit ungefähr in einem Alter, in 
dem auch Inländer eine Ausbildung beginnen. Insgesamt be-
trachtet hat sich in den letzten drei Jahren vieles in die richtige 
Richtung bewegt. Die Situation ist nicht mehr mit den Angeboten 
zur Zeit der letzten großen Immigration in den 1990er Jahren ver-
gleichbar. Die Dauer des Arbeitsverbotes für neuangekommene 
Flüchtlinge wurde von neun auf drei Monate verkürzt, so wie auch 

Abb 9 »Brainstorming der EU-Staaten«  © Heiko Sakurai, 5.9.2015
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die der Vorrangprüfung von 15 auf neun Mo-
nate zur Regel geworden ist. Sie bleibt aber 
ein bürokratisches Monstrum, bei der eine 
zentrale Stelle der Bundesagentur für Arbeit 
prüfen muss, ob es nicht deutsche, EU-Bür-
ger oder ihnen Gleichgestellte für den ge-
wünschten Arbeitsplatz gibt, bevor die Aus-
länderbehörde die Erlaubnis erteilen darf. In 
einigen Bundesländern und für einzelne Be-
rufe, zum Beispiel in der Altenpflege, wurde 
dieser nachrangige Zugang zum Arbeits-
markt mittlerweile ausgesetzt, so auch in 
Baden-Württemberg. Gleichwohl sehen die 
Forscher weiterhin Handlungsbedarf für die 
Politik, mit flexiblen Ansätzen auf die arbeit-
suchenden Menschen zuzugehen und sie mit 
passenden Angeboten unterstützend zu be-
gleiten. An der Machbarkeit und daran, dass 
sich die Investitionen auch lohnen, besteht 
nach Auffassung des Arbeitsmarktforschers 
Enzo Weber kein Zweifel: »Die Auffassung, dass 
Flüchtlinge grundsätzlich nicht in den Arbeits-
markt passen, stimmt jedenfalls nicht.« (SZ, 
18.8.2016; S. 20) 
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MATERIALIEN

M 1  Heribert Prantl: »Flüchtlinge. Das 
Jahrhundert-Problem«, Süddeutsche 
Zeitung, 17. 8. 2015, S. 4

Das Flüchtlingsproblem ist nicht nur ein Pro-
blem des Sommers 2015; es ist das Problem 
des 21. Jahrhunderts. Es ist ein Problem, das 
viel größere Anstrengungen erfordern wird 
als die Stabilisierung des Euro und die Sanie-
rung des griechischen Haushalts. Es geht 
hier nicht um das Schicksal von Banken, nicht 
um das Überleben des Euro; es geht um 
das Überleben von Millionen Menschen. Man 
wird das 21. Jahrhundert einmal daran mes-
sen, wie es mit den Flüchtlingen umgegan-
gen ist. Man wird es daran messen, welche 
Anstrengungen unternommen wurden, um 
entheimateten Menschen ihre Heimat wie-
derzugeben. Das ist eine gigantische Auf-
gabe, die von Politik und Wirtschaft ein radi-
kales Umdenken verlangt.
Die Flüchtlingszahlen, die Deutschland im 
Sommer 2015 beunruhigen, sind auch Folge 
dessen, was der Raubtierkapitalismus und 
die gewachsene Bereitschaft der Geostrategen, Interessenkon-
flikte mit Gewalt zu lösen, angerichtet haben.
Flucht hat Ursachen – aber die Bekämpfung der Fluchtursachen 
ist zu einer Floskel geworden, mit der man eigentlich nur sagen 
will: Da kann man nichts machen, »die« sollen doch bleiben, wo 
sie sind. Aber es werden die Syrer nicht in Syrien bleiben, solange 
dort der Tod regiert; es werden die Eritreer nicht in Eritrea blei-
ben, solange die Staatsgewalt dort die nackte Gewalt ist; und es 
werden die Menschen nicht in Serbien, in Kosovo und in Albanien 
bleiben, solange sie dort für sich und ihre Familie keinerlei Pers-
pektiven sehen. Gewiss: Die Ursachen dafür, warum Menschen 
ihre Heimat verlassen, sind höchst verschieden. Gewiss: Die Situ-
ation für die Menschen in Syrien ist viel bitterer als für die auf dem 
Balkan. Gewiss: Perspektivlosigkeit ist kein Asylgrund. Aber die 
Verschiedenartigkeit der Probleme ist kein Grund, sie nicht auf 
verschiedene Weise anzupacken. (…) Flüchtlingspolitik besagt: Es 
gibt ungeheuer viel zu tun. Aber es wird so wenig davon ange-
packt. Die Fantasien der Politik erschöpfen sich in Abwehr- und 
Abschreckungsmaßnahmen. Es handelt sich um die Wiederkehr 
des immer Gleichen, der Rezepte also, die man aus den Neunzi-
gerjahren kennt: Flüchtlingen in Deutschland soll das Taschen-
geld gekürzt werden – das zum Beispiel dafür da ist, dass sie tele-
fonieren und öffentliche Verkehrsmittel benutzen können. 
Flüchtlinge sollen auch kein Geld mehr erhalten, um sich Nah-
rung und Kleidung selber kaufen zu können; stattdessen sollen 
sie Sachleistungen kriegen. Das alles ist in den vergangenen drei-
ßig Jahren schon versucht und dann vom Verfassungsgericht ver-
worfen oder als unwirtschaftlich und unwürdig wieder eingestellt 
worden. (…)
Grundrechte sind nicht aus Seife; sie werden nicht durch ihren Ge-
brauch abgenutzt. Die Würde des Menschen steht nicht unter 
dem Vorbehalt, »es sei denn, es sind zu viele Menschen«. Und die 
Probleme, die es in Fluchtländern gibt, verschwinden nicht da-
durch, dass man diese Länder zu »sicheren Herkunftsländern« 
definiert; Probleme lassen sich nicht wegdefinieren. Man könnte 
die ganze Welt für sicher erklären, mit Ausnahme von ein paar we-
nigen Staaten, die dann auf einer Positivliste stehen; an den 
Fluchtgründen würde sich nichts ändern. Asylverfahren lassen 
sich beschleunigen – das ist bitter notwendig. Beschleunigen 
muss sich auch ein neues Denken.

© Heribert Prantl: Flüchtlinge. Das Jahrhundertproblem, SZ 17. 8. 2015, S. 4

M 3  Jasper von Altenbockum: »Blind in die Zukunft«, 
 Frankfurter Allgemeine Zeitung, 11. 1. 2016

In welche Falle die Willkommenskultur getappt ist, wird vielen ih-
rer Protagonisten erst nach »Köln« bewusst. Ursprünglich war der 
Begriff auf die reguläre Einwanderung gemünzt. Da Deutschland 
Einwanderer braucht, sollen ihnen keine Steine in den Weg gelegt 
werden, im Gegenteil, sie sollen nach Deutschland eingeladen 
und dort nicht wie »Gastarbeiter« behandelt werden. Wer qualifi-
zierte Arbeitskraft anzubieten hat, motiviert ist und sich als Leis-
tungsträger versteht, der sollte hier sein Glück versuchen dürfen, 
ohne auf bürokratische Hindernisse zu stoßen. Die Perspektive 
erfolgreicher Integration war Voraussetzung einer Einreise, nicht 
eine Wette auf die Zukunft. Doch die Einladung wurde wahllos auf 
Flüchtlinge, Asylbewerber und auf alle Migranten ausgedehnt, die 
illegal nach Deutschland einreisen. Da so viele kommen, dass 
nicht einmal mehr eine geordnete Registrierung möglich ist, wer-
den in der Masse auch – massenhaft? – Reisende willkommen ge-
heißen, die bei nüchterner Betrachtung kein vernünftiger Mensch 
in Deutschland willkommen heißen will. Wie viele das sind, weiß 
niemand. Wie wird man sie aber wieder los, wenn sich heraus-
stellt, dass sie alles wollen, nur nicht Integration?
Die Debatte über schärfere Regeln für Abschiebung und Auswei-
sung zeigt, dass das nicht so leicht ist und auch gar nicht so leicht 
sein soll. Selbst wer mehrfach straffällig geworden ist, kann nicht 
so einfach – daran werden auch neue Gesetze nichts ändern – ab- 
geschoben oder ausgewiesen werden. Wohin auch? Jedenfalls 
nicht in das Land, in dem ihm Krieg oder Verfolgung drohen. Und 
welcher Drittstaat sollte notorische Taschendiebe aufnehmen 
wollen? Wem einmal die Einreise nach Deutschland erlaubt wurde, 
der unterliegt nicht zuvörderst der Härte, sondern vor allem der 
Gründlichkeit des deutschen Rechtsstaats. Er hat vor allem teure 
Rechte und nebenbei auch billige Pflichten. (…) Abgesehen davon 
stellt sich angesichts der Ausschreitungen von Köln und der Ge-
waltausbrüche in Flüchtlingsheimen die Frage: Was kann eine In-
tegrationspflicht tatsächlich leisten? Wirkt sie präventiv? Kann sie 
Integration erzwingen? Sie mag erzieherische Effekte haben und 
zur Einsicht führen, dass der Staat verbindliche Voraussetzungen 
(für Deutsche wie für Ausländer) schafft – in der Schule, auf dem 
Arbeitsmarkt, durch soziale Sicherheit. Wird das alles aber als 
Kultur der Versorgung, einer legitimen Erwartungshaltung und 
sozialstaatlichen Patronage missverstanden, die im Falle der 

M 2 »Willkommenskultur und Menschlichkeit?«  © Gerhard Mester, 26.8.2016
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Migranten buchstäblich mit einer illegalen 
Grenzüberschreitung begonnen hat, hilft 
auch die strengste Integrationspflicht als Re-
paratur nicht mehr. Nebenbei: Hätten die 
Deutschen, die mit Hasstiraden auf Flücht-
linge reagieren, die Integrationspflicht nicht 
viel nötiger? Da die deutsche Asylpolitik 
gleichzeitig eine Steuerung der Einwande-
rung geradezu verhindert, baut sich die Ein-
wanderung wieder – wie schon vor dreißig, 
vierzig Jahren – als ein Trojanisches Pferd auf. 
Es kommen Einwanderer, die sich vielleicht 
durch Sprache, Arbeit und Aufstiegswillen 
anpassen, von denen aber niemand weiß, ob 
sie bereit oder in der Lage sind, die rechtli-
chen, kulturellen und moralischen Grundla-
gen zu akzeptieren, die ihre Arbeit und ihren 
Aufstieg erst möglich machen.
Das ist das Dilemma eines jeden Einwande-
rungslandes, und die Hoffnungen richten 
sich in Deutschland deshalb auf das Grund-
gesetz, das seit jeher als patriotischer Halte-
punkt zu dienen hat. Die Verfassung ist aber 
wiederum nur Ausdruck dieser Kultur, nicht 
die Kultur selbst. Die entwickelt sich künftig 
mehr denn je auf zwei Gleisen: einer Einwan-
derungsgesellschaft, die als Modell der Zu-
kunft dient, und einer Gesellschaft, wie sie 
war, und die so bleiben will, wie sie ist. Was 
dabei herauskommt, wenn Politik und Ver-
waltung versuchen, die Versö hnung dieser 
beiden Welten vorzugaukeln, sieht man nach 
den Ausschreitungen von Köln. Die Schatten-
seiten der Willkommenskultur werden wie in 
einer Fotomontage vertuscht. (…) 

© Jasper von Altenbockum: »Blind in die Zukunft«, Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 11.1.2016, S. 1

M 4 Armin Käfer: »Nach dem Will-
kommen«, Stuttgarter Zeitung, 8.9.2015

Als Griechenland unlängst vor der Pleite 
stand, waren wir noch als ein Volk von eng-
herzigen Sparfetischisten, mitleidslosen Geiz-
hälsen und sturen Prinzipienreitern ver-
schrien. Mit der Völkerwanderung über den 
Balkan hat sich das Bild radikal gewandelt. Inzwischen wird 
Deutschland wegen seines vorbildlichen Umgangs mit Flüchtlin-
gen weltweit als Musterland bewundert. Ausgebrannte Asylunter-
künfte und der Pöbel in Heidenau erinnern daran, dass die hässli-
chen Deutschen offenbar nicht restlos ausgewandert sind. Aber 
das Land zeigt ein anderes Gesicht. Respekt dafür gebührt vorne-
weg der Bundeskanzlerin und ihrer großherzigen Willkommens-
politik. Verdient hat ihn aber auch die Zivilgesellschaft für ihre 
spontane Gastfreundschaft und die unerwartet große Hilfsbe-
reitschaft. Die Politik kann sich jedoch nicht allein von hehren 
Tugenden leiten lassen. Sie muss im Auge behalten, was es kostet 
und welche Risiken wir eingehen, wenn allzu viele die Bundesre-
publik als ihr gelobtes Land ansehen. Der Staat wurde förmlich 
überrollt von dem Ansturm, der seit Wochen herrscht. Die große 
Koalition hat jetzt ein 34-Punkte-Programm beschlossen, das in 
Euro und Paragrafen fasst, was nach dem Willkommensjubel fol-
gen muss. Es ist eine Art Notstandsplan. Der hat nicht nur den 
Zweck, Hilfe zu organisieren, Unterkünfte zu bauen, die Asylbe-
dürftigen zu verköstigen und das alles auch zu finanzieren. Er lis-
tet auch auf, was zu tun ist, um den Ansturm so zu bremsen, dass 
selbst ein reicher Staat wie Deutschland nicht überstrapaziert 
wird. Zudem sollen falsche Anreize beseitigt werden, welche mit 

dem Flüchtlingsstrom auch Menschen anlocken, die nicht auf 
 Zuflucht angewiesen sind, sondern in Deutschland schlichtweg 
ihr Glück versuchen wollen. Das ist ein verständliches Einwande-
rungsmotiv, aber kein Asylgrund. Es ist richtig und unbedingt 
notwendig, dass sich die Hilfe nun auf jene Flüchtlinge konzen-
triert, die existenzielle Not und politische Verfolgung in unser 
Land treibt.
Alle anderen müssen damit rechnen, schneller und konsequenter 
als bisher wieder des Landes verwiesen werden. Das darf auch 
keine leere Drohung bleiben. Wie das Flüchtlingsdrama weiter-
geht, wird auch nicht allein von Merkel & Co. abhängen. Deutsch-
land ist auf europäische Solidarität angewiesen – so wie Europa in 
manchen Fragen auf deutsche. In der Geschichte vieler Staaten 
hat sich die Aufnahme von Flüchtlingen als Segen erwiesen. Da-
von zeugt etwa der Aufstieg Preußens zu einer Großmacht und 
das Wirtschaftswunder im Nachkriegsdeutschland, das auch der 
Arbeitskraft von Vertriebenen zu verdanken war. Ob die Einwan-
derungswelle des Jahres 2015 dereinst auch eine Erfolgsge-
schichte wird, das müssen die Historiker anno 2050 beurteilen.

© Armin Käfer: »Nach dem Willkommen«, Stuttgarter Zeitung, 8. 9. 2015, S 1

M 5 »Merkel-Reisen«  © Jürgen Tomicek, 7.3.2016

M 6 »Schlüsselfigur!«  © Horst Haitzinger, 9.3.2016
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M 8  Bericht eines jungen Afrikaners aus einem 
 Subsaharaland über seine Flucht nach Europa, 
 aktualisiert 9/2016

»Mir gelang die Flucht ins Nachbarland mit Hilfe von Freunden, die mir 
auch Geld für den weiteren Weg gaben. Ohne Papiere und ohne Kenntnis 
des vor mir liegenden Weges gelangte ich in mehrere Nachbarstaaten. Al-
les gestaltete sich schwierig und unvorhersehbar: Für jeden Grenzübertritt 
musste ich einen »passeur« suchen, der mich gegen Bezahlung mit einem 
Motorrad nachts über die Grenze brachte, in jedem neuen Land musste ich 
das übrig gebliebene Geld wechseln und wurde teilweise beim Tausch be-
trogen, dazu kamen Sprachprobleme und immer wieder die vergebliche 
Suche nach Arbeit. Einmal wurde ich an der Grenze festgenommen und 
konnte nur durch die großzügige Hilfe einer Journalistin einreisen. Solche 
glücklichen Begegnungen gab es immer wieder. Menschen, die fast nichts 
hatten, luden mich ein, gaben mir zu essen, boten mir ihr einziges Bett an 
und schliefen selbst auf dem Boden. Eine unglaubliche Erfahrung von 
Gastfreundschaft. Nach wenigen Wochen kam ich mit dem Bus und inzwi-
schen ohne Geld nach Mali, in die Hauptstadt Bamako. Dort erlebte ich, 
was ich bisher nicht kannte: Tage ohne zu essen, Schlafen auf Marktstän-
den oder in einer Kirche. Einen ganzen Monat lang. Durch Zufall traf ich 
dann einen Landsmann, dessen Bar ich nachts putzen durfte. Ich bekam 
etwas zu essen und konnte auch in der Bar übernachten. Nach weiteren 
vier Wochen hatte ich genug verdient, um weiterziehen zu können, in den 
Norden von Mali, nach Gao. Schnell bekam ich dort Hinweise, wo ich 
nachfragen konnte und Landsleute treffen würde. Wer den Preis für die 
»envoiturage« in einem Pickup durch die Wüste bezahlen kann, ist nicht 
auf LKW-Fahrer angewiesen, die weiterfahren, wenn einer keine Kraft 
mehr hat, um sich an dem Fahrzeug festzuhalten. Aber auch im Pickup ist 
es hart: 40 statt der vorgesehenen acht Personen, einmal fünf Liter Was-
ser und Proviant. So fuhr ich ungefähr drei Wochen durch die Wüste. Wer 
kein Wasser mehr hatte, trank Urin, was man nur wenige Male machen 

kann, oder aus Tiertränken oder das bisschen Tauwasser, was man mühse-
lig in einer Nacht gewinnen kann. Ich hatte jeden Tag Krämpfe in den 
Beinen, weil ich mich während der Fahrt nicht bewegen konnte. Drei bis 
vier Tagesmärsche vor der algerischen Grenze ließen die Fahrer uns unter 
dem Vorwand zurück, Wasser zu besorgen, und kamen nicht wieder. Die 
Märsche dauerten sehr lange, weil wir auf eine schwangere Frau Rück-
sicht nahmen. An der Grenze mussten wir uns wieder einen »passeur« su-
chen, der uns, zu sechs oder siebt in einem Minibus unter Waren versteckt, 
über die Grenze brachte. Algerien durchquerte ich im Zug oder im Auto 
relativ schnell, weil die Straßen geteert sind und ich ein vorläufiges UN-
HCR-Flüchtlingsdokument erhalten hatte. Die Grenze zu Marokko er-
reichte ich wieder ohne Geld, weshalb ich schon lange vorher in einer grö-
ßeren Stadt bei den »guides« einen Kredit aufnehmen musste, den man 
mit bis zu vier Wochen Arbeit und manchmal sogar mehr zurückzahlen 
musste. Das Geld bekommt man nicht ausbezahlt, sondern man wird da-
für von immer wieder neuen Beauftragten weitergeleitet. Es folgten elf 
oder zwölf Monate, in denen das Leben aus Betteln, der Suche nach Nah-
rung aus Mülltonnen und der Flucht vor der marokkanischen Polizei be-
stand, die Schläge austeilt und Flüchtlinge über vielleicht 200 km zur al-
gerischen Grenze zurückbringt. Das ist mir dreimal passiert. Geschlafen 
habe ich häufig in »ghettos«. Innerhalb eines Ghettos gibt es für die ver-
schiedenen Nationen reservierte Zelte, die wir »Bunker« nannten. Es war 
ein Versuch zu überleben – ohne Orientierung, ohne Kalender. Ich wusste 
nicht einmal, wann ich Geburtstag hatte. In diesen Monaten unternahm 
ich drei Versuche nach Europa zu fliehen: zu zwölft auf einem Schlauch-
boot bei Tanger in der Hoffnung das blaue Wasser Spaniens zu sehen, 
wobei acht Mitflüchtlinge ertranken, drei Monate später wieder vergeb-
lich vor Ceuta und das dritte Mal erfolgreich nach Melilla. Ich wusste vor-
her nicht, in welcher Nacht man mich wecken würde, so wie zwei- oder 
dreihundert andere, um in einem Massenansturm die drei meterhohen, 
mit Stacheldraht zusätzlich gesicherten Zäune zu überwinden. Man wird 
nicht vorher informiert, um einen Verrat zu verhindern. Man hat nur die 
Chance loszurennen, ohne auf die anderen zu achten – so fürchterlich das 
sein kann. Ich hatte Glück. Auf spanischem Boden rannte ich weiter, ver-
steckte mich, um ja nicht von der spanischen Polizei aufgegriffen zu wer-
den, die einen sofort der marokkanischen Polizei übergibt, bevor man im 
Aufnahmecamp ankommt. Es folgten mehrere Monate in Spanien, wo ich 
Autos in Parkhäusern wusch, um Geld zu verdienen und für die Busfahrt 
nach Deutschland zu sparen. In einer Großstadt stellte ich vor einem Drei-
vierteljahr einen Asylantrag, wurde in ein Asylantenheim gebracht und 
lebe seither mit der Angst, wieder nach Spanien abgeschoben zu werden.«

© Mündlicher Bericht, aufgezeichnet von Lothar Schaechterle, Mai 2014. Aktualisierung 
September 2016: Inzwischen hat der Flüchtling das zweite Jahr seiner Ausbildung begonnen.

M 9 Push- und Pull-Faktoren: »Migration« (nach: Wikipedia)

PUSH-Faktoren:
(1) Sozio-ökonomische Gründe
– Arbeitslosigkeit, geringes Einkommen, Perspektivlosigkeit
– Armut und Hunger
– Ungerechte Besitzverteilung/soziale Ungleichheit
– hohe Steuern und Abgaben (Steuerflucht)
– fehlende Infrastruktur
– Demographische Probleme (Landknappheit/Überbevölkerung)
(2) Politische Gründe
– Krieg, politische Unruhen
– Diktatur/staatliche Gewalt
– Missachtung der Menschenrechte (z. B. Einschränkung der Meinungs- 
oder Religionsfreiheit)
– Diskriminierung oder Verfolgung (aufgrund Religion, Hautfarbe,  Ethnie, 
politischer Weltanschauung, Geschlecht, sexueller Orientierung)
(3) Ökologische Gründe
– Natur-, Klima- und Umweltkatastrophen (z. B. Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Erdbeben, Vulkanausbrüche, Ansteigen des Meeresspiegels, 
Dürren)
– Verknappung von Naturressourcen (z. B. durch Versalzung, Erosion, 
Überweidung, Überfischung)

M 7 »Tag des Flüchtlings« Plakat der Nicht-Regierungsorganisation 
»Pro Asyl«, 2016   © www.proasyl.de
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PULL-Faktoren:
(1) Ökonomie
– Hochkonjunktur
– gute Verdienstmöglichkeiten/viele Jobangebote
– informelle Sektoren in der Stadt (leichter Zugang 
für illegale Einwanderer)
– Wirtschaftsförderprogramme
– wirtschaftliche Unabhängigkeit
(2) Gesellschaft
– Sicherheit
– gute Wohnmöglichkeiten
– hohe Toleranz (z. B. religiöse, sexuelle)
– gute Bildungsmöglichkeiten
– funktionierendes Gesundheitssystem
– breites Dienstleistungs-, Kultur- und Freizeit-
angebot
(3) Demographie
– ausreichendes Flächenangebot
– strukturierte Raumplanung
– durch den demographischen Wandel bedingter 
Arbeitskräftemangel
(4) Politik
– günstige Einwanderungsgesetze/Möglichkeit des 
Familiennachzugs
– Möglichkeit legaler Einwanderung
– Anerkennung der Einwanderer als Innovations-
potential
– Rechtssicherheit
– Frieden

© nach: https://de.m.wikipedia.org/wiki/Push-Pull-Modell_
der_Migration

M 10 Projektfahrplan zum Thema »Menschen auf der Flucht« 
(Sekundarstufe II - Gemeinschaftskunde)

Methodenkarte: 
 »Analyse von internationalen Konflikten und Akteuren«

(1) Konkretheit: Inwiefern ist der Akteur am Konflikt beteiligt?
(2) Interessen: Welche Interessen hat der jeweilige Akteur? Gründe?
(3) Macht: Wieviel Macht hat der Akteur, den Konflikt zu beeinflussen?
(4) Lösungen: Welche Handlungsspielräume hat der Akteur? Welche 
Lösungsansätze verfolgt der Akteur? Wie effizient und wie legitim sind 
diese Lösungsansätze?

Start- und 
Definitions-
phase

Problemaufriss: 
mögliche Einstiege: Bericht M8, Filmmaterial (z. B. 
Dokumentarfilm »Fremd« von Miriam Fassbender 
oder Nachrichten/Filmsequenzen zu Lampedusa, …)

SuS thematisieren Flucht und Migration als globales 
Problem der Menschenrechte und Friedenssicherung 
und identifizieren beteiligte gesellschaftliche und 
politische Akteure, die einen Beitrag zur Lösung des 
Problems leisten können.

Planungs-
phase

Projektstrukturplan entwerfen:
SuS planen Handlungsprodukte ihrer Projektarbeit 
(Interviews mit Flüchtlingen, Recherchen zu den 
Akteuren und Präsentation ihrer Analysen) 

Methodentraining: kategoriengeleitete Analyse der 
Akteure 
(Vertiefung im 4-stündigen Kurs: qualitative Inter-
views als sozialwissenschaftliche Arbeitsmethode)

Umsetzungs-
phase

Was ist? 
Fluchtwege, Fluchtursachen; Länderanalysen 
(fact finding, Internetrecherche)

(Vertiefung im 4-stündigen Kurs: Arbeitsteilige 
Umsetzung – SuS führen Interviews mit Flüchtlingen 
und Asylsuchenden und werten sie aus) 

Was ist möglich?
Lösungsansätze – SuS bilden Hypothesen: Welche 
Akteure sind inwiefern beteiligt und können zu einer 
Lösung beitragen? 
(lokale/nationale/internationale Akteure, staatliche/
nichtstaatliche Akteure, z. B. AK Asyl, unterschied-
liche EU-Staaten, EU, Herkunftsstaaten, ...)

Arbeitsteilige Analyse unterschiedlicher Akteure 
 mithilfe kategorialer Erschließungsfragen (Konflikt-
analyse) (siehe Methodenkarte) 

Präsentation der Recherche und Analyse – »Zwischen-
stand«

Was soll sein?
Urteilsbildung: Wie legitim, wie effizient können die 
unterschiedlichen Akteure zu einer Lösung beitragen? 
Wie realistisch erscheint eine solche Lösung?

Abschluss-
phase

Veröffentlichung von Interviews und Arbeits-
ergebnissen
Metakommunikation

M 11 »Menschenhandel«   © Gerhard Mester, 23.1.2016

M 12 »Solidarität in Europa«   © Klaus Stuttmann, 17.3.2016
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

3. Asylrecht in der Europäischen Union – 
Das Gemeinsame Europäische Asylsystem 
(GEAS)
JAN BERGMANN

Wolfgang Schäubles Einschätzung 
passt zur aktuellen Asylstatistik: 

»Die Welt verändert sich. Wir werden noch 
viel mehr Zuwanderung haben!«. Die Zahl 
der Asylsuchenden in der Bundesrepublik 
und in Europa ist in den letzten Jahren ge-
waltig gestiegen. In der EU stieg die Zahl 
der Asylantragsteller von rund 200.000 im 
Jahr 2008 auf rund 300.000 im Jahr 2011 auf 
rund 600.000 im Jahr 2014 bis auf wohl 
deutlich über 1,5 Millionen im letzten Jahr 
und seither. Die Entwicklung in Deutsch-
land verlief hierzu zunächst relativ parallel, 
von rund 50.000 im Jahr 2008 auf rund 
100.000 im Jahr 2011 auf rund 200.000 im 
Jahr 2014. Ab 2015 jedoch verlagerte sich 
der Flüchtlingsstrom vor allem gen Deutsch-
land, sodass hier die allseits bekannten 
Verwaltungs- und Versorgungsengpässe 
entstanden, die das Land bis zur Schlie-
ßung der Balkanroute am 10.03.2016 in 
Atem hielten. Aber trotz Grenzschließung 
und Türkei-Abkommen werden auch 2016 
rund 300.000 Menschen auf dem Asylwege 
nach Deutschland eingereist sein. Zudem 
verzeichnet Eurostat noch immer über 
500.000 offene Asylverfahren in Deutsch-
land. Die Menschen, die zu uns kommen, 
sind zu rund 70 % männlich und im Alter zwischen 18 und 
34 Jahren. Weit mehr als die Hälfte haben keinerlei Bildungs-
abschluss, was ein Schlaglicht auf die große Gesellschafts-
aufgabe der Integration wirft. Im Rahmen der Euro päischen 
Union soll dies alles mit dem »Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystem« (GEAS) geschafft werden. Ein System, das der-
zeit jedoch alles andere als rund läuft. Im Übrigen ein System, 
das die Frage nach der Abschaffung des in Art. 16a GG gere-
gelten deutschen Asylgrundrechts aufwirft, welches für 
Flüchtlinge in der Praxis keinerlei Mehrwert entfaltet, weil 
Schutz faktisch nur noch über Europarecht vermittelt wird.

Primärrechtliche Grundlagen und Genfer 
Flüchtlingskonvention

Das GEAS hat seine primärrechtlichen Grundlagen in den Art. 77 
bis 80 des Vertrags über die Arbeitsweise der EU (AEUV), die aus 
den Asylprogrammen des Europäischen Rates von Tampere 
(1999), Haag (2005) und Stockholm (2010) entstanden sind. Hier-
nach entwickelt die Union »eine gemeinsame Politik im Bereich Asyl, 
subsidiärer Schutz und vorübergehender Schutz, mit der jedem Dritt-
staatsangehörigen, der internationalen Schutz benötigt, ein angemesse-
ner Status angeboten und die Einhaltung des Grundsatzes der Nicht-Zu-
rückweisung gewährleistet werden soll. Diese Politik muss mit dem 
Genfer Abkommen vom 28. Juli 1951 und dem Protokoll vom 31. Januar 

1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie den anderen einschlä-
gigen Verträgen im Einklang stehen.« Nach Art. 80 AEUV gilt für diese 
Asyl-»Politik der Union und ihre Umsetzung der Grundsatz der Solidari-
tät und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mit-
gliedstaaten, einschließlich in finanzieller Hinsicht.« Eine Solidaritäts-
maxime, von der die Realität sehr weit entfernt ist, weil viele 
EU-Mitgliedstaaten die sogenannte Flüchtlingskrise vor allem als 
deutsches Problem ansehen.
Die rechtliche Basis des GEAS ist nach den EU-Verträgen also aus-
drücklich die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK). Deren wich-
tigster Grundsatz – das sog. »Refoulement-Verbot« – ist in Art. 33 
normiert. Hiernach darf kein Flüchtling »auf irgendeine Weise über 
die Grenzen von Gebieten ausgewiesen oder zurückgewiesen werden, in 
denen sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staats-
angehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht sein würde«, jeden-
falls nicht, bevor sein Flüchtlingsstatus bestandskräftig geklärt 
ist. Nach dem ergänzenden sog. Pönalisierungsverbot aus Art. 31 
GFK darf ein Asylbewerber zudem grundsätzlich nicht allein des-
halb bestraft werden, weil er ohne erforderliches Visum eingereist 
ist, sofern er sich umgehend hernach bei den Behörden meldet 
und Asyl beantragt.

Abb. 1 »Das Asylpaket II«. Seit dem 17.3.2016 gilt in Deutschland das »Gesetz zur Einführung 
 beschleunigter Asylverfahren«, kurz Asylpaket II. Neben der Beschleunigung der Asylverfahren wurde 
vor allem die Einordnung der Maghreb-Staaten Algerien, Marokko und Tunesien als sichere Herkunfts-
staaten kontrovers diskutiert.   © Gerhard Mester, 3.2.2016
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Asylverfahrens- und 
Aufnahmerichtlinie, 
Eurodac- und Dublin 
III-Verordnung

Auf dieser völkerrechtlichen 
Basis baut das europarechtli-
che GEAS auf, ein durchaus 
ausdifferenziertes »Deluxe-
System«, das in den aktuellen 
Zeiten des »Massenzu-
stroms«, wie die Richtlinie 
2001/55/EG dies formuliert, 
auch in wohlhabenden Staa-
ten nur mit großer Kraftan-
strengung aufrechterhalten 
werden kann. Das GEAS re-
gelt europaweit die recht-
lichen Vorgaben ab dem 
 systemaktivierenden Wort 
»Asyl« bis hin zur Legalisie-
rung des Aufenthalts oder 
eben der Abschiebung. 
Beantragt der Schutzsuchen-
de in einem EU-Mitgliedstaat 
Asyl, so kommt er umgehend 
in den Genuss der Verfah-
rensgarantien der Asylver-
fahrens-RL 2013/32/EU. In die-
sem EU-Sekundärrechtsakt sind u. a. der Zugang zum Asyl ver-
fahren, ein Informations- und Beratungsanspruch, die 
Anforderungen an die Prüfung und Entscheidungen der Asylbe-
hörde sowie persönliche Anhörungs- und Rechtsberatungsrechte 
normiert. Ist das hier geregelte Asylverfahren eingeleitet, greift 
die Aufnahme-RL 2013/33/EU, die etwa die menschenwürdige Un-
terbringung, den Anspruch auf materielle Leistungen, auf medizi-
nische Grundversorgung sowie auf Bildung und Beschäftigungs-
möglichkeiten normiert. 
Bei der Erstaufnahme muss nach der Eurodac-VO 603/2013/EU so-
gleich die Registrierung und Fingerabdruckspeicherung im Lu-
xemburger EU-Großcomputer vorgenommen werden, damit die 
Zuordnung eines Flüchtlings zu einem bestimmten EU-Mitglied-
staat sichergestellt, mithin das sog. »Asylum-Shopping« verhin-
dert wird. Denn mithilfe der Eurodac-Registrierungen wird vom 
Aufnahmestaat dann anhand der Regelungen der Dublin III-VO 
604/2013/EU die Zuständigkeit für das konkrete Asylverfahren be-
stimmt. Diese richtet sich primär nach menschenrechtlichen 
Grundsätzen wie dem Minderjährigen- bzw. Familienschutz. 
»Nehmen« muss jeder Dublinstaat aber auch einen Antragsteller, 
dem man zuvor einmal eine Aufenthaltserlaubnis zur Einreise in 
die EU erteilt hatte. Greifen diese Spezialnormen nicht, gilt 
schließlich im Sinne eines Auffangtatbestandes die Zuständigkeit 
des Staates der Ersteinreise auf EU-Territorium, was eine Zustän-
digkeit Deutschlands bei Einreise auf dem Landweg eigentlich 
grundsätzlich ausschließt. Kommt das »Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge« (BAMF), die deutsche Dublin-Behörde, bei ihrer 
Prüfung deshalb zu dem Ergebnis, ein anderer Dublin-Staat sei 
eigentlich zuständig, lässt sie den Antragsteller mit Hilfe einer 
Abschiebungsanordnung unverzüglich durch die Ausländerbe-
hörden der Bundesländer in diesen Staat überstellen, falls dieser 
Aufnahmestaat der Überstellung des Asylantragstellers zu-
stimmt. Die Dublin-Verordnung setzt zur Beschleunigung der Zu-
ständigkeitsklärung enge Fristen. Nach Eurodac-Treffer hat der 
überstellende Staat regelmäßig nur zwei Monate Zeit zur Über-
stellungsanfrage an den Zielstaat. Hat dieser der Überstellung 
zugestimmt, muss die Überstellung dann regelmäßig in sechs 
Monaten durchgeführt werden. 

Flüchtlingseigenschaft und subsidiärer 
Schutz nach der Qualifikationsrichtlinie 
sowie komplementärer Schutz

Kann der Antragsteller etwa wegen Fristablaufs oder sonstiger 
Hindernisse nicht in den anderen Dublinstaat (rück-)überstellt 
werden oder tritt Deutschland, was es nach Artikel 17 der Dublin 
III-VO (derzeit noch) jederzeit darf, selbst in das Asylverfahren 
ein, oder ist Deutschland nach den Dublin-Regelungen etwa bei 
EU-Ersteinreise auf dem Luftweg ohnehin zuständig, prüft das 
BAMF nunmehr den Asylantrag inhaltlich anhand der Normen der 
Qualifikations-RL 2011/95/EU. In dieser Richtlinie sind die Vorga-
ben für die Anerkennung des internationalen Schutzes ausdiffe-
renziert, wie er in der Genfer Flüchtlingskonvention skizziert ist. 
Unter den internationalen Schutz wird primär die Zuerkennung 
der Flüchtlingseigenschaft gefasst. »Flüchtling« in diesem Sinne 
ist vor allem jeder »Drittstaatsangehörigen, der aus der begründeten 
Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politi-
schen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit 
er besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann 
oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will«. Um die Flücht-
lingseigenschaft zu erlangen, die viele Vorteile beinhaltet, wie 
etwa eine zumindest dreijährige Aufenthaltserlaubnis, die Erlan-
gung eines Flüchtlingspasses zum Reisen sowie den vollen Famili-
ennachzug, muss der Antragsteller mithin persönlich verfolgt 
sein. Diese Frage der persönlichen Verfolgung ist vom BAMF bzw. 
hernach den Verwaltungsgerichten unter Nutzung aller in Be-
tracht kommender Erkenntnismittel im Einzelfall aufzuklären. 
Eine Aufgabe, die aufgrund vielfältiger faktischer Schwierigkeiten 
immer wieder alles andere als leicht ist. Zentral hierbei ist die 
Frage der Glaubwürdigkeit des Antragstellers sowie der Glaub-
haftigkeit seines Vortrags. 
Kann dem Antragsteller seine »Geschichte« nicht geglaubt wer-
den, ist weiter zu prüfen, ob ihm der ebenfalls in der Qualifika-
tions-RL 2011/95/EU geregelte sog. Subsidiäre Schutz zuerkannt 
werden kann, was eine Aufenthaltserlaubnis von mindestens ei-
nem Jahr zur Folge hat. Subsidiär schutzberechtigt ist jeder Dritt-
staatsangehörige, bei dem ohne persönliche Verfolgung auf-

Abb. 2 Entscheide über Asylanträge nach Herkunftsländern 2015. Die Entscheidung, ob Asyl in Deutschland gewährt 
 werden kann, hängt immer vom Einzelschicksal ab. © dpa-Infografik, 5.2.2016
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grund der Situation im Heimatstaat ein stichhaltiger Grund, d. h. 
ein »real risk« besteht für die Zufügung eines ernsthaften Scha-
dens insbesondere durch Tod, Folter oder Krieg. Bürgerkriegs-
flüchtlinge sind mithin typischerweise (zumindest) subsidiär 
schutzberechtigt. Ihr Aufenthalt wird von der Qualifikations-
Richtlinie allerdings als nur auf Zeit hin angelegt angesehen, 
 weswegen hier europarechtlich etwa der Familiennachzug ein-
geschränkt werden kann. In der Praxis spielt die subsidiäre 
Schutzberechtigung freilich jedenfalls derzeit noch eine nur un-
tergeordnete Rolle. 
Im ersten Halbjahr 2016 wurden in Deutschland rund 40 % aller 
Asylanträge ganz abgelehnt. Beinahe 50 % der Antragsteller, ins-
besondere sehr viele Syrer, wurden formal gemäß § 3 AsylG als 
Flüchtlinge anerkannt. Der subsidiäre Schutz nach § 4 AsylG 
wurde hingegen nur weiteren 8 % aller Antragsteller zuerkannt. 
Weiteren 2 % der Antragsteller wurde schließlich weder die 
Flüchtlingseigenschaft noch der subsidiäre Schutz zuerkannt, je-
doch der sog. – national garantierte – Komplementäre Schutz 
gemäß § 60 Abs. 7 AufenthG gewährt. Denn eine Aufenthaltser-
laubnis von ebenfalls zunächst einem Jahr bekommt jeder Antrag-
steller, der im Heimatstaat erheblichen konkreten Gefahren für 
Leib, Leben oder Freiheit ausgesetzt ist. Dies kann etwa der Fall 
sein, wenn ein Antragsteller an einer lebensbedrohenden Krank-
heit leidet, die im Heimatstaat nicht angemessen behandelt wer-
den kann. Handelt es sich um allgemeine Gefahren, die im We-
sentlichen sämtliche Menschen im Heimatstaat trifft, wie etwa 
eine Hungersnot, dann wird der Komplementäre Schutz gewährt, 
wenn die Abschiebung des Antragstellers »sehenden  Auges in den 
sicheren Tod oder zu schwersten Verletzungen« führen würde.

Rückführungsrichtlinie und Abschiebung

Kann der Antragsteller weder die Voraussetzungen der Zuerken-
nung der Flüchtlingseigenschaft noch des Subsidiären Schutzes 
noch des Komplementären Schutzes glaubhaft machen, wird sein 
Asylantrag, gegebenenfalls (zur Verfahrensbeschleunigung) als 
»offensichtlich unbegründet«, abgelehnt und die Abschiebung in 
den Heimatstaat oder einen anderen aufnahmebereiten Staat an-
gedroht. Reist der abgelehnte Asylbewerber trotz Ausreiseauffor-
derung und Abschiebungsandrohung dann nicht freiwillig aus, 
soll er unverzüglich durch die Ausländerbehörden der Bundeslän-
der in den Heimatstaat abgeschoben werden. Hierbei sind die 
Verfahrensgarantien der Rückführungs-RL 2008/115/EG zu beach-
ten, die dem Antragsteller etwa das Recht auf angemessene Be-
fristung des durch die Abschiebung regelmäßig ausgelösten Ein-
reise- und Aufenthaltsverbots gewähren.
Die von der Politik immer wieder lautstark geforderten »konse-
quenten Abschiebungen« stoßen in der Praxis allerdings an fakti-
sche Grenzen. Zum einen lassen bis zu 80 % der abgelehnten An-
tragsteller ihre Personalpapiere verschwinden, was zunächst 
recht mühsame Passbeschaffungsmaßnahmen durch die Auslän-
derbehörden mit gegebenenfalls zwangsweiser Vorführung bei 
der Heimatbotschaft sowie die Duldungserteilung erzwingt. Zum 
anderen wollen viele, vor allem ärmere Staaten der Welt ihre ab-
gelehnten Asylbewerber gar nicht mehr zurücknehmen. Diese 
Staaten verweigern die Ausstellung insbesondere eines »Laissez-
passer«, ohne den die passlose Einreise und also auch eine Ab-
schiebung in den Heimatstaat unmöglich ist. Denn viele Familien 
in den armen Staaten dieser Welt leben gerade von den Auslands-
überweisungen der Asylbewerber etwa mittels »Western Union« 
oder »moneygram« und würden bei Ausbleiben dieser Auslands-
überweisungen mangels Sozialhilfesystemen darben. Dies aber 
könnte ein Revolutionspotential erzeugen, an dem die herrschen-
den Regime keinerlei Interesse haben. So liegt die Abschiebungs-
quote trotz aller Bemühungen von Politik und Behörden aktuell 
selten über 20 % der ausreisepflichtigen Ausländer. Andersherum 
gesehen bedeutet dies in der Praxis, dass auch ohne Asyl eine 
 reelle Chance auf ein Hierbleiben besteht, ist die Einreise erst 
 einmal gelungen.

Vier GEAS-Grundsätze

Das auf der Genfer Flüchtlingskonvention basierende, im Rahmen 
der Europäischen Union derzeit durch die skizzierte Asylverfah-
rens-RL 2013/32/EU, die Aufnahme-RL 2013/33/EU, die Eurodac-VO 
603/2013/EU, die Dublin III-VO 604/2013/EU, die Qualifikations-RL 
2011/95/EU sowie die Rückführungs-RL 2008/115/EG ausdifferen-
zierte Gemeinsame Europäische Asylsystem basiert auf folgen-
den Grundsätzen: 

(1) Kein Flüchtling hat das Recht, sich den ihm genehmen EU-Asyl-
staat auszuwählen. Nach den Vorgaben der Dublin III-Verordnung 
ist vielmehr der zuständige Aufnahmestaat bindend gesetzlich 
vorgegeben. Meist ist dies der Staat der Ersteinreise oder jeden-
falls der Eurodac-Erstregistrierung, was übrigens die in der Praxis 
sehr oft mangelhafte Registrierung etwa in Griechenland oder 
Italien erklärt, soll nicht das Risiko der Rücknahmepflicht ge-
schaffen werden. 

(2) Flüchtlingsschutz ist nicht nur nach dem Grundgesetz zwin-
gend, sondern vor allem auch nach dem bindenden Völkerrecht 
der Genfer Flüchtlingskonvention. Flüchtlingsschutz muss zu-
dem effektiv ausgebaut sein, weil etwa die Europäische Men-
schenrechtskonvention des Europarates zum effektiven Rechts-
schutz verpflichtet. Die von extremen Politikern geforderte 
Abschaffung des Flüchtlingsschutzes wäre mithin ein offener 
Rechtsbruch. 

Abb. 3 »Sichere Herkunftsstaaten« nach dem Asylpaket-II-Gesetz. 
Die Maghreb-Staaten wurden durch den Bundesrat bisher nicht als sichere 
 Herkunftsstaaten eingestuft. © dpa-Infografik, 14.6.2016
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(3) Dem europarechtlichen Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystem ist eine zahlen-
mäßige Obergrenzen der Flüchtlingsauf-
nahme wesensfremd. Denn der internatio-
nale Flüchtlingsschutz ist ein Individualrecht, 
das jedem Schutzberechtigten der Welt zu-
steht, und das nicht von Aufnahmekapazi-
täten abhängt. Allerdings erlaubt Art. 26 des 
Schengener Grenzkodex bei Außengrenz-
mängeln bis zu zwei Jahren die Durchführung 
nationaler Grenzkontrollen. Und Art. 13 des 
Schengener Grenzkodex lässt im Extremfall 
der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung als ultima ratio die Einreise-
verweigerung zu, wenn der Flüchtling aus ei-
nem sicheren Drittstaat einreisen will, wozu 
derzeit alle Deutschland umgebenden Staa-
ten zählen. 

(4) Das Gemeinsame Europäische Asylsystem 
trennt rechtlich zwischen aufenthaltsberech-
tigten Flüchtlingen und subsidiär Schutz-
berechtigten einerseits sowie nicht aufent-
haltsberechtigten Armutsflüchtlingen ande-
rerseits. Eine politisch außerordentlich 
heikle Trennung, die in der Praxis zu mannig-
fachen Schwierigkeiten führt, weil bei vielen Flüchtlingen der 
Welt Motivbündel für die Flucht verantwortlich sind und sich je-
der Armutsflüchtling natürlich zunächst GEAS-konform auf Ver-
folgung beruft. 

Aktuelle Praxisprobleme

Dass das »Gemeinsame Europäische Asylsystem« derzeit in der 
Praxis nicht richtig funktioniert, ist offenkundig. Das Dublin-Sys-
tem wird von den besonders betroffenen Südländern etwa durch 
eurodac-widrige Nichtregistrierung bzw. sogar die Unterstützung 
des Weitertransports gen Deutschland unterlaufen. 
Aber auch die Anerkennungspraxis gleicht einem Roulettespiel: 
Obwohl alle EU-Mitgliedstaaten mit denselben EU-Rechtsakten 
arbeiten, wurden 2015 Gesamtschutzquoten gemessen in einer 
Bandbreite von 10 % (Ungarn) über 40 % (Deutschland) bis 65 % 
(Italien). Besonders krass ist das Beispiel der Gruppe der Iraker, 
von denen im EU-Schnitt 54 % als schutzberechtigt anerkannt 
wurden, in Griechenland aber nur 3 %, in Italien hingegen 93 %. 
Wohlgemerkt die gleiche Flüchtlingsgruppe mit sicher ganz 
überwiegend dem gleichen Verfolgungsvortrag bei Anwendung 
der gleichen Qualifikationsrichtlinie – ein rechtspolitischer Skan-
dal. 
Dass etwa Ungarn so wenige Antragsteller als Flüchtlinge oder 
subsidiär Schutzberechtigte anerkennt, mag mit der flüchtlings-
kritischen Grundeinstellung der derzeitigen dortigen Regierung 
bzw. Bevölkerungsmehrheit zusammenhängen. Dass Italien um-
gekehrt so viele Antragsteller als Flüchtlinge oder subsidiär 
Schutzberechtigte anerkennt, mag auch damit zusammenhän-
gen, dass nach Anerkennung die europarechtliche Pflicht zur Ver-
sorgung gemäß der Aufnahmerichtlinie grundsätzlich endet, d. h. 
diese Anerkannten nun – ausgestattet nur mit einer Aufenthalts- 
und Arbeitsgenehmigung – »auf die Straße geschickt« werden 
können. Viele berichten, derzeit gebe es kaum Schlimmeres, als 
in Italien internationalen Schutz zu erlangen, denn dann drohe 
aufgrund des schlechten Arbeitsmarktes Betteln und Obdachlo-
sigkeit. Nachvollziehbare Reaktion ist dann die Weiterwanderung 
insbesondere nach Deutschland (derzeit vor allem über die 
Schweiz) sowie die Stellung eines erneuten Asylantrags, der aller-
dings im Ergebnis erfolglos bleiben dürfte, weil man innerhalb 
der EU nicht zweimal als Flüchtling anerkannt werden kann. Der 
Rücküberstellung nach Italien allerdings wird sich dann häufig 

durch Untertauchen in Verbindung mit Schwarzarbeit entzogen 
(»Sans Papiers«).

An Lösungsvorschlägen mangelt es in der politischen Diskussion 
nicht. Am überzeugendsten scheint der Vorschlag von Dörig/Lan-
genfeld der Vollharmonisierung des EU-Flüchtlingsrechts (»aus 
durch nationale Gesetze umzusetzenden Richtlinien werden allgemein-
verbindliche Verordnungen«) in Verbindung mit der ausschließlichen 
Entscheidungskompetenz von EU-Verfahrenszentren an den EU-
Außengrenzen (»Hot-Spots und Rechtskontrolle nur durch den 
Europäischen Gerichtshof«) in Verbindung mit dichteren EU-Au-
ßengrenzen (»Ausbau von Frontex«) in Verbindung mit der Erwei-
terung des legalen EU-Zugangs (»kontingentierte humanitäre 
Visa«). Ein idealtypisches Modell des europäischen Flüchtlings-
schutzes, das allerdings einen weitgreifenden europapolitischen 
Konsens in der Europäischen Union voraussetzt, der aktuell in 
sehr weiter Ferne scheint.
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Abb. 4 »Im Schlepptau!«   © Burkhard Mohr, 23.8.2015
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MATERIALIEN

M 1 Dublin III-EU-Verordnung

Artikel 3
Verfahren zur Prüfung eines Antrags auf in-
ternationalen Schutz
(1) Die Mitgliedstaaten prüfen jeden Antrag 
auf internationalen Schutz, den ein Dritt-
staatsangehöriger oder Staatenloser im Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaats einschließ-
lich an der Grenze oder in den Transitzonen 
stellt. Der Antrag wird von einem einzigen 
Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien 
des Kapitels III als zuständiger Staat be-
stimmt wird.
(2) Lässt sich anhand der Kriterien dieser Ver-
ordnung der zuständige Mitgliedstaat nicht 
bestimmen, so ist der erste Mitgliedstaat, in 
dem der Antrag auf internationalen Schutz 
gestellt wurde, für dessen Prüfung zuständig.
Erweist es sich als unmöglich, einen Antrag-
steller an den zunächst als zuständig be-
stimmten Mitgliedstaat zu überstellen, da es 
wesentliche Gründe für die Annahme gibt, 
dass das Asylverfahren und die Aufnahmebe-
dingungen für Antragsteller in diesem Mitgliedstaat systemische 
Schwachstellen aufweisen, die eine Gefahr einer unmenschlichen 
oder entwürdigenden Behandlung im Sinne des Artikels 4 der 
EU-Grundrechtecharta mit sich bringen, so setzt der die Zustän-
digkeit prüfende Mitgliedstaat, die Prüfung der in Kapitel III vor-
gesehenen Kriterien fort, um festzustellen, ob ein anderer Mit-
gliedstaat als zuständig bestimmt werden kann.
Kann keine Überstellung gemäß diesem Absatz an einen auf-
grund der Kriterien des Kapitels III bestimmten Mitgliedstaat 
oder an den ersten Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt 
wurde, vorgenommen werden, so wird der die Zuständigkeit 
 prüfende Mitgliedstaat der zuständige Mitgliedstaat.

M 2  Genfer Flüchtlingskonvention

Artikel 33
Verbot der Ausweisung und Zurückweisung
(1.) Keiner der vertragschließenden Staaten wird einen Flüchtling 
auf irgendeine Weise über die Grenzen von Gebieten ausweisen 
oder zurückweisen, in denen sein Leben oder seine Freiheit wegen 
seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politi-
schen Überzeugung bedroht sein würde.
(2.) Auf die Vergünstigung dieser Vorschrift kann sich jedoch ein 
Flüchtling nicht berufen, der aus schwer wiegenden Gründen als 
eine Gefahr für die Sicherheit des Landes anzusehen ist, in dem er 
sich befindet, oder der eine Gefahr für die Allgemeinheit dieses 
Staates bedeutet, weil er wegen eines Verbrechens oder eines be-
sonders schweren Vergehens rechtskräftig verurteilt wurde.

M 3 Asylgesetz AsylG

§ 3 Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft
(1) Ein Ausländer ist Flüchtling im Sinne des Abkommens vom 
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II 
S. 559, 560), wenn er sich
1. aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, 
 Religion, Nationalität, politischen Überzeugung oder Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe
2. außerhalb des Landes (Herkunftsland) befindet,

a) dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen Schutz er 
nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in 
Anspruch nehmen will oder
b) in dem er als Staatenloser seinen vorherigen gewöhnlichen Auf-
enthalt hatte und in das er nicht zurückkehren kann oder wegen 
dieser Furcht nicht zurückkehren will.
(2) Ein Ausländer ist nicht Flüchtling nach Absatz 1, wenn aus 
schwerwiegenden Gründen die Annahme gerechtfertigt ist, dass 
er
1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder 
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen hat im Sinne 
der internationalen Vertragswerke, die ausgearbeitet worden 
sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen zu treffen,
2. vor seiner Aufnahme als Flüchtling eine schwere nichtpolitische 
Straftat außerhalb des Bundesgebiets begangen hat, insbeson-
dere eine grausame Handlung, auch wenn mit ihr vorgeblich poli-
tische Ziele verfolgt wurden, oder
3. den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwider-
gehandelt hat.
Satz 1 gilt auch für Ausländer, die andere zu den darin genannten Straf-
taten oder Handlungen angestiftet oder sich in sonstiger Weise daran 
beteiligt haben.
(3) Ein Ausländer ist auch nicht Flüchtling nach Absatz 1, wenn er 
den Schutz oder Beistand einer Organisation oder einer Einrich-
tung der Vereinten Nationen mit Ausnahme des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge nach Artikel 1 Ab-
schnitt D des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
genießt. Wird ein solcher Schutz oder Beistand nicht länger ge-
währt, ohne dass die Lage des Betroffenen gemäß den einschlä-
gigen Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen endgültig geklärt worden ist, sind die Absätze 1 und 2 
anwendbar.
(4) Einem Ausländer, der Flüchtling nach Absatz 1 ist, wird die 
Flüchtlingseigenschaft zuerkannt, es sei denn, er erfüllt die Vor-
aussetzungen des § 60 Abs. 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder 
das Bundesamt hat nach § 60 Absatz 8 Satz 3 des Aufenthalts-
gesetzes von der Anwendung des § 60 Absatz 1 des Aufenthalts-
gesetzes abgesehen.

M 4 »Ausländeramt - Außenstelle Tripolis Beach, Libyen« (Seit 2015 gibt es Pressemeldungen, 
 Flüchtlinge sollten schon in Nordafrika ihren Asylantrag stellen, in speziellen Zentren der EU. Kritiker 
sagen, dies sei rechtlich kaum möglich – es gehe eher um Abschreckung.)  © Thomas Plaßmann, 2016
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M 5  Grundgesetz der 
 Bundesrepublik 
Deutschland

Art 16a 
(1) Politisch Verfolgte genie-
ßen Asylrecht.
(2) Auf Absatz 1 kann sich 
nicht berufen, wer aus einem 
Mitgliedstaat der Europä-
ischen Gemeinschaften oder 
aus einem anderen Dritt-
staat einreist, in dem die An-
wendung des Abkommens 
über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge und der Konven-
tion zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfrei-
heiten sichergestellt ist. Die 
Staaten außerhalb der Euro-
päischen Gemeinschaften, 
auf die die Voraussetzungen 
des Satzes 1 zutreffen, wer-
den durch Gesetz, das der 
Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf, bestimmt. In den 
Fällen des Satzes 1 können 
aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen unabhängig von ei-
nem hiergegen eingelegten 
Rechtsbehelf vollzogen werden.
(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
können Staaten bestimmt werden, bei denen auf Grund der 
Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen politi-
schen Verhältnisse gewährleistet erscheint, dass dort weder poli-
tische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Be-
strafung oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, dass ein 
Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange er 
nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, dass er 
entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt wird.
(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in 
den Fällen des Absatzes 3 und in anderen Fällen, die offensichtlich 
unbegründet sind oder als offensichtlich unbegründet gelten, 
durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn ernstliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; der Prüfungsumfang 
kann eingeschränkt werden und verspätetes Vorbringen un-
berücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch Gesetz zu bestim-
men. (…) 

M 6 Asylgesetz

§ 4 Subsidiärer Schutz
(1) Ein Ausländer ist subsidiär Schutzberechtigter, wenn er stich-
haltige Gründe für die Annahme vorgebracht hat, dass ihm in sei-
nem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht. Als ernsthaf-
ter Schaden gilt:
1. die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe,
2. Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
oder Bestrafung oder
3. eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit einer Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im 
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten 
Konflikts.
(2) Ein Ausländer ist von der Zuerkennung subsidiären Schutzes 
nach Absatz 1 ausgeschlossen, wenn schwerwiegende Gründe die 
Annahme rechtfertigen, dass er
1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder 
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne der internatio-

nalen Vertragswerke begangen hat, die ausgearbeitet worden 
sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen festzule-
gen,
2. eine schwere Straftat begangen hat,
3. sich Handlungen zuschulden kommen lassen hat, die den Zie-
len und Grundsätzen der Vereinten Nationen, wie sie in der Prä-
ambel und den Artikeln 1 und 2 der Charta der Vereinten Nationen 
(BGBl. 1973 II S. 430, 431) verankert sind, zuwiderlaufen oder
4. eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland darstellt.
Diese Ausschlussgründe gelten auch für Ausländer, die andere zu den 
 genannten Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger 
Weise daran beteiligen.
(3) Die §§ 3c bis 3e gelten entsprechend. An die Stelle der Verfol-
gung, des Schutzes vor Verfolgung beziehungsweise der begrün-
deten Furcht vor Verfolgung treten die Gefahr eines ernsthaften 
Schadens, der Schutz vor einem ernsthaften Schaden beziehungs-
weise die tatsächliche Gefahr eines ernsthaften Schadens; an die 
Stelle der Flüchtlingseigenschaft tritt der subsidiäre Schutz.

M 8 Aufenthaltsgesetz AufenthG

§ 60 Verbot der Abschiebung
(…)
(7) Von der Abschiebung eines Ausländers in einen anderen Staat 
soll abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine er-
hebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. 
Eine erhebliche konkrete Gefahr aus gesundheitlichen Gründen 
liegt nur vor bei lebensbedrohlichen oder schwerwiegenden 
 Erkrankungen, die sich durch die Abschiebung wesentlich ver-
schlechtern würden. Es ist nicht erforderlich, dass die medizi-
nische Versorgung im Zielstaat mit der Versorgung in der Bun-
desrepublik Deutschland gleichwertig ist. Eine ausreichende 
medizinische Versorgung liegt in der Regel auch vor, wenn diese 
nur in einem Teil des Zielstaats gewährleistet ist. Gefahren nach 
Satz 1, denen die Bevölkerung oder die Bevölkerungsgruppe, der 
der Ausländer angehört, allgemein ausgesetzt ist, sind bei 
 Anordnungen nach § 60a Abs. 1 Satz 1 zu berücksichtigen.

M 7 Entscheidungen über Asylanträge nach Angaben des BAMF, 2016  © dpa- Infografik
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M 9  Thomas Kirchner: »Asylpolitik – alles 
kann kippen«, SZ 9. 5. 2016, S. 4

(…) Die Dublin-Regel, wonach in den meisten 
Fällen das Land, in dem ein Asylbewerber 
erstmals europäischen Boden betritt, für 
dessen Antrag und eventuelle Abweisung zu-
ständig ist, funktioniert nicht. Sie überlastet 
die Staaten an der Außengrenze der EU, die 
darauf in Krisenzeiten mit Verweigerung re-
agieren. Im resultierenden Chaos schlagen 
sich dann die Flüchtlinge in einige beliebte 
Länder durch, die anderen können sich drü-
cken.
Die Antwort der EU-Kommission auf dieses 
Problem hieß im vergangenen Jahr: Umver-
teilung per Quote. Jedes Land sollte Grie-
chenland und Italien einen Teil der Flücht-
linge abnehmen, der sich nach Größe und 
Wirtschaftskraft bemaß und von Brüssel 
festgelegt wurde. Gegen diese Zuteilung er-
hob sich vor allem in Osteuropa enormer 
 Widerstand. Zwar konnten die Quoten per 
Mehrheitsbeschluss durchgesetzt werden, 
das System als solches aber ist gescheitert. 
Es kam nicht in Gang, weil weder die betrof-
fenen EU-Staaten noch die Flüchtlinge ein 
Interesse daran hatten. Die Kommission hat 
ihre Idee nie hinterfragt. Stattdessen be-
schuldigte sie die Regierungen oder gab sich krampfhaft zuver-
sichtlich. Im März versprach sie, künftig 6.000 Flüchtlinge im Mo-
nat verschicken zu können. Einen Monat später waren es 200 
mehr. Der neue Vorschlag der Kommission basiert, wenn man ihn 
zu Ende denkt, wieder auf dem Prinzip Quote und Umverteilung.
Wird ein Staat wie Griechenland mit einem größeren Flücht-
lingsandrang konfrontiert, als ihm zugeteilt wurde, soll ein Kor-
rekturmechanismus greifen, der Solidarität erzwingt. Dann wer-
den die Flüchtlinge in andere Länder geschickt, »automatisch«. 
Kein Wunder, dass die Osteuropäer wieder auf den Barrikaden 
sind. Es gibt wenig Grund zur Annahme, dass der neue Vorschlag 
jemals Wirklichkeit wird.
Brüssel-Hassern wie Viktor Orbán, dem ungarischen Ministerprä-
sidenten, liefert er zusätzliches Futter, während beliebte Aufnah-
meländer wie Schweden oder Deutschland angesichts der zu er-
wartenden politischen Blockade das Nachsehen haben werden. 
Griechenland übrigens hätte das neue System im Herbst 2015 
kaum geholfen. Wieder hätten alle Migranten ihre Anträge in dem 
Außengrenzen-Staat stellen müssen – und wären wegen Überfor-
derung schlicht weitergeschickt worden.
Wichtiger als ein Streit über unrealistische, überbürokratische 
Entwürfe wäre es jetzt, sich auf die Umsetzung des Türkei-Pro-
jekts zu konzentrieren. Denn die jüngste Krise ist nicht ausge-
standen. Alles kann kippen, vieles liegt im Argen.
Griechenland hat noch lange nicht die Expertenhilfe erhalten, die 
es braucht; beim jetzigen Tempo wird es Monate dauern, die An-
träge der Flüchtlinge auf den Inseln korrekt zu bearbeiten, um sie 
in die Türkei zurückschicken zu können. Für die geplante Umsied-
lung von Hunderttausenden aus türkischen Lagern existieren erst 
grobe Pläne. Langfristig aber muss die EU da weitermachen, wo 
sie mit dieser Vereinbarung ansetzt: Schutzsuchenden direkt aus 
den Krisengebieten einen legalen, sicheren Weg nach Europa zu 
ermöglichen.

© Thomas Kirchner: »Asylpolitik – alles kann kippen«, Süddeutsche Zeitung, 9. 5. 2016, S. 4

M 10  Interview mit Hans-Jürgen Papier: »Unbegrenzte 
 Einreise ist ein Fehler«, Handelsblatt 12. 1. 2016

Handelsblatt: Herr Papier, hat die Realität die Flüchtlingspolitik der 
Kanzlerin überholt? 
Papier: Die Flüchtlingskrise offenbart ein eklatantes Politikversa-
gen. Noch nie war in der rechtsstaatlichen Ordnung der Bundes-
republik die Kluft zwischen Recht und Wirklichkeit so tief wie der-
zeit. Das ist auf Dauer inakzeptabel.
Handelsblatt: Welche Grenzen hat die Bundesregierung überschritten?
Papier: Die engen Leitplanken des deutschen und europäischen 
Asylrechts sind gesprengt worden. Bestehende Regelungen wur-
den an die Wand gefahren. Die Asyl- und Flüchtlingspolitik krankt 
seit langem daran, dass man es versäumt hat, zwischen dem indi-
viduellen Schutz vor Verfolgung einerseits und der gesteuerten 
Migrationspolitik für Wirtschaftsflüchtlinge andererseits zu un-
terscheiden. Letzteres erfolgte nicht aufgrund rechtlicher Ver-
pflichtungen, sondern aufgrund politischer Ermessensentschei-
dungen, die aus humanitären Gründen oder einer vorsorgenden 
Zuwanderungspolitik getroffen werden könnten.
Handelsblatt: Hat sich Deutschland verhoben? 
Papier: Leider ist viel Zeit durch gut gemeinte Appelle, vor allem 
solche an die europäische Solidarität, durch halbherzige und völ-
lig ungeeignete Reaktionen oder abstruse Reaktionsvorschläge 
vergeudet worden. Ein Umsteuern ist darum unausweichlich. Der 
Verfassungsstaat muss funktionieren, er darf durch die Politik 
nicht aus den Angeln gehoben werden. Sie hat die zentrale Ver-
pflichtung, Gefahren entgegenzutreten, die durch eine dauer-
hafte, unlimitierte und unkontrollierte Migration in einem noch 
nie da gewesenen Ausmaß nach Deutschland entstehen können.
Handelsblatt: Wo hebt die Politik den Verfassungsstaat aus den 
 Angeln?
Papier: Es geht um die zentrale Verpflichtung der Politik, recht-
zeitig möglichen Gefährdungen der verfassungsstaatlichen Sou-
veränität und Funktionsfähigkeit, der Rechts- und Sozialstaat-
lichkeit zu begegnen. Wenn über das Asylrecht Migrationspolitik 
betrieben wird, dann geht das am Gesetz vorbei. Auch das Prinzip 
der Sozialstaatlichkeit ist betroffen. Der deutsche Staat ist ver-
pflichtet, allen, die hier bei uns leben, ein menschenwürdiges Da-
sein zu sichern. Unkontrollierte Migration macht die Erfüllung 

M 9 »Der Spagat«. Seit dem 17.3.2016 gilt in Deutschland das »Gesetz zur Einführung beschleunigter 
Asylverfahren«, kurz Asylpaket II. Neben der Beschleunigung der Asylverfahren wurde vor allem 
die  Einordnung der Maghreb-Staaten Algerien, Marokko und Tunesien als sichere Herkunftsstaaten 
 kontrovers diskutiert.   © Burkhard Mohr, 25.2.2016
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dieser Forderung nahezu unmöglich. Auch 
drohen die Tendenzen vermehrter Freiheits-
beschränkungen, etwa durch elektronische 
Überwachungen, zuzunehmen. Es geht auch 
ganz allgemein um die Herrschaft des 
Rechts. Von diesem Postulat wird man immer 
gewisse Abstriche machen müssen. Aber auf 
Dauer darf das Maß nicht überschritten wer-
den.
Handelsblatt: Wo konkret sollte die Bundes-
kanzlerin umschwenken? 
Papier: Ein Umsteuern ist überfällig. Kanzle-
rin Merkel muss für Deutschland eine strikte 
Asylpolitik verfolgen, für eine deutliche Tren-
nung von Asylgewährung und Migrationspo-
litik sorgen und die Außengrenzen des Lan-
des sichern. Sie kann die Schengen-Regeln 
für eine vorübergehende Zeit außer Kraft 
setzen. Illegale Einreisen müssen unterbun-
den werden. Natürlich sind angemessene Re-
aktionen zugleich die kompliziertesten und 
unbequemsten, aber letztlich doch die einzig 
möglichen Wege. (…)
Handelsblatt: CSU-Chef Seehofer fordert eine 
Obergrenze für Flüchtlinge. Was halten Sie davon?
Papier: In dem Streit um Obergrenzen wird 
teilweise ungeniert ideologisch und möglicherweise jenseits von 
juristischer Sachkenntnis argumentiert. Eine Obergrenze für die 
individuellen Rechtsansprüche auf Schutz vor Verfolgung gibt es 
in der Tat nicht. Aber die Frage einer solchen Obergrenze stellte 
sich nicht wirklich, wenn das Asylrecht strikt rechtskonform an-
gewendet wird. Leider ist das in der Vergangenheit nicht immer 
geschehen. Insofern ist die Debatte um die Obergrenzen weitge-
hend eine Scheindebatte. 
Handelsblatt: Ihr früherer Kollege am Bundesverfassungsgericht, Udo 
Di Fabio, soll im Auftrag der CSU prüfen, ob der Bund mit der Öffnung der 
Grenzen gegen seine Pflichten verstößt. Wie bewerten Sie die Möglichkeit 
einer Klage?
Papier: Ich weiß noch nicht, was für Erkenntnisse Di Fabio gewin-
nen und vorbringen wird. Ich kann mir aber nur schwer vorstellen, 
dass das Bundesverfassungsgericht dem Bund eine bestimmte 
Asyl- und Migrationspolitik vorschreiben wird. (…)

© Interview mit dem ehemaligen Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts Hans-Jürgen 
Papier, Handelsblatt, 12. 1. 2016, www.handelsblatt.com/my/politik/deutschland/inter-
view-mit-hans-juergen-papier-unbegrenzte-einreise-ist-ein-fehler/12818108.
html?ticket=ST-6330015-uXcLXPHJhrE4eKf4vTVS-ap2

M 11  Heribert Prantl: »Asylrecht – Babylonische 
 Verwirrung«, SZ 25.1.2016, S. 4

Das Bundesverfassungsgericht wird in diesem Jahr 65 Jahre alt. Zu 
Beginn des Jubiläumsjahrs passieren Dinge, wie sie kaum je zuvor 
in diesen 65 Jahren passiert sind: Verfassungsjuristen, und zwar 
nicht irgendwelche, sondern zwei ehemalige Verfassungsrichter, 
haben sich in apokalyptische Ankläger verwandelt. Udo Di Fabio 
und Hans-Jürgen Papier warfen ihre schon zuvor wenig geübte 
Zurückhaltung von sich und verdammten die Flüchtlingspolitik 
der Bundesregierung als Rechts- und Verfassungsbruch. Seitdem 
berufen sich Leute, die die Kanzlerin als »Diktatorin« beschimp-
fen, auf das von Di Fabio und Papier ausgelegte Verfassungsrecht.
Andreas Voßkuhle, der amtierende Verfassungsgerichtspräsi-
dent, hat behutsam zu moderieren versucht und erklärt, das 
Grundrecht auf Asyl könne nicht einfach mit einer »Obergrenze« 
beschränkt werden. Ähnlich sagte es der Präsident des Europäi-
schen Gerichtshofs in Luxemburg. Aber ruhig erklärende Stim-
men finden wenig Gehör in diesen Tagen. (…)

Es gehört zu Europa, dass im Inneren die Grenzen offen sind; es 
gehört zu Europa, dass die Außengrenzen gesichert werden. Aber 
diese Sicherung bedeutet nicht, dass keine Flüchtlinge mehr nach 
Europa kommen können. Würde der Flüchtlingsschutz gestri-
chen, wäre das die Aufkündigung europäischer und internationa-
ler Konventionen, eine Negation des Rechts.
Man kann nun die Merkel’sche Flüchtlingsaufnahmepolitik für ei-
nen schweren politischen Fehler halten. Ein Verfassungsbruch ist 
sie nicht. Dieser Vorwurf gehört zur Hysterie, die auch Juristen 
erfasst hat; man meint, man könne Aufregung durch Erregung 
beruhigen. Die Situation ist wie folgt: Deutschland hat seit der 
Osterweiterung keine EU-Außengrenze mehr; auf dem Landweg 
kann niemand mehr kommen, ohne einen anderen EU-Staat pas-
siert zu haben – welcher dann, nach den von Deutschland einst 
forcierten Dublin-Regeln, grundsätzlich für das Asylverfahren zu-
ständig ist; eine originäre deutsche Pflichtzuständigkeit für sol-
che Anträge ergibt sich seither eigentlich nur noch in besonderen 
Fällen.
Pflicht ist allerdings stets, dass hierzulande derjenige EU-Staat 
festgestellt wird, der für die Asylprüfung zuständig ist: Ein Flücht-
ling darf nicht blind irgendwohin, sondern nur nach dort abge-
schoben werden.
Nach europarechtlichen Regeln ist es aber auch zulässig, dass ein 
Staat freiwillig das ganze Asylverfahren durchführt. Das kann zur 
rechtlich-moralischen Pflicht werden, wenn Flüchtlinge im ei-
gentlich zuständigen EU-Staat nicht menschenwürdig behandelt 
werden. In einer solchen Situation hat sich Merkel im Spätsom-
mer 2015 für die Aufnahme der Flüchtlinge entschieden und »Wir 
schaffen das!« gesagt. Merkel-Kritiker pochen nun auf den alten 
Rechtssatz: »Ultra posse nemo obligatur« (niemand ist verpflich-
tet, mehr zu leisten, als er kann). Das ist richtig. Aber es ist nicht 
rechtswidrig, sich anzustrengen. Der oberste Verfassungssatz ist 
der von der Menschenwürde. Wenn eine Kanzlerin aus seinem 
Geist heraus Politik zu machen versucht, sollten ihr nicht ausge-
rechnet Verfassungsrechtler deswegen Verfassungsbruch vor-
werfen.

© Heribert Prantl: Babylonische Verwirrung. Süddeutsche Zeitung, 25. 1. 2016, S. 4

M 12 Günter Burkhardt von Pro Asyl und Selmin Caliskan, Generalsekretärin Amnesty International 
Deutschland, starten den bundesweiten Aufruf »Für ein Europa der Menschenrechte« 
am 01.10.2015 in Berlin.  © Foto: Jörg Carstensen, dpa

 A s y l r e c h t  i n  d e r  E u r o p ä i s c h e n  U n i o n

2 7

D&E  Heft 72 · 2016



M 14 Pro Asyl: »Tod an Europas Grenzen« 

Seit langem sterben vor Europas Grenzen jedes Jahr Hunderte 
Menschen. 2014 und 2015 waren es Tausende. Die meisten von ih-
nen flohen vor Krieg, Verfolgung und Elend. Ein Großteil von ih-
nen hätte, einmal in Europa angekommen, gute Chancen gehabt, 
im Asylverfahren einen Schutzstatus zu erhalten. Für das Sterben 
an Europas Grenzen sind weder Naturgewalten verantwortlich 
noch Schlepperorganisationen, sondern eine Asylpolitik, die 
Schutzsuchende dazu zwingt, ihr Leben zu riskieren, um Schutz 
erhalten zu können.

DER AUSBAU DER FESTUNG EUROPA
Die EU versucht, ihre Grenzen hermetisch abzuriegeln. An einigen 
Grenzabschnitten haben die Nationalstaaten meterhohe Stachel-
drahtzäune errichtet, an anderen Abschnitten kommt die EU-
Grenzschutzagentur Frontex zum Einsatz. Mittlerweile sollen 
auch Militäreinsätze dafür sorgen, dass Flüchtlinge es nicht in die 
EU schaffen. Andere der Maßnahmen zum »Grenzschutz« werden 
kaum sichtbar – etwa das EUROSUR-System, das die Grenzen mit 
Satelliten, Drohnen und Sensoren überwacht. Letztlich sorgen 
die kostspieligen Investitionen vor allem dafür, dass die Flucht-
wege für Schutzsuchende riskanter und teurer werden. Die oft mit 
»Schlepperbekämpfung« gerechtfertigte Abschottung der Gren-
zen ist gut für das Geschäft der Schleuser – und für das der Rüs-
tungsindustrie.

DRITTSTAATEN ALS TÜRSTEHER
Die EU versucht zunehmend, Flüchtlinge und Migranten/-innen 
schon abzuwehren, lange bevor sie die Grenzen der Union errei-
chen – etwa in Nordafrika, in Osteuropa oder in der Türkei. Dafür 
kooperiert sie mit Drittstaaten, deren Regierungen sie als eine 
Art Türsteher einsetzt – auch wenn es sich bei diesen um autori-
täre Staaten oder Diktaturen handelt, die die Menschenrechte 
von Flüchtlingen und oft auch die Menschenrechte ihrer eigenen 
Staatsbürger/-innen missachten. Das Ergebnis dieser Politik ist 
genau das Gegenteil der »Verhinderung von Fluchtursachen«, die 
EU-Politiker/-innen so gern im Munde führen. Indem die EU mit 
autoritären Regimes kooperiert und sie so indirekt sogar zur Ver-
letzung von Menschen- und Flüchtlingsrechten motiviert, beför-
dert sie jene Zustände, die Menschen in die Flucht treiben.

UNMENSCHLICH UND UNSOLIDARISCH: DAS DUBLIN-SYSTEM
Welcher EU-Staat für einen Asylsuchenden zuständig ist, ist in der 
Dublin-III-Verordnung festgelegt. Die Grundregel dieser Rege-

lung ist einfach, aber perfide: Jener EU-Staat, 
der einen Flüchtling die EU hat betreten las-
sen, ist auch für ihn verantwortlich. Die EU-
Regelung schiebt damit die Verantwortung 
für den Flüchtlingsschutz an EU-Randstaaten 
ab. Und motiviert sie, Flüchtlinge an den 
Grenzen abzuwehren. Oder so schlecht zu 
behandeln, dass sie in andere EU-Staaten 
weiterfliehen. Die Folge: Flüchtlinge irren 
durch Europa und werden wie Stückgut hin- 
und hergeschoben. Für Flüchtlinge bedeutet 
Dublin III Elend und Abschiebungen. In der 
Praxis ist das Dublin-System gescheitert. 
Doch eine Einigung über ein alternatives Mo-
dell ist nicht in Sicht. Denn die unsolidarische 
Regelung hat unter den EU-Staaten einen 
heftigen Konflikt befeuert, der eine Einigung 
auf eine gemeinsame, solidarische Flücht-
lingspolitik extrem erschwert.

IN DER SACKGASSE: FLÜCHTLINGE IN 
 GRIECHENLAND
Griechenland gehört seit Jahren zu den EU-
Staaten, in denen Flüchtlinge zuerst EU-Ter-
ritorium betreten. Gemäß der Dublin-Ver-
ordnung ist Griechenland daher für alle 

Schutzsuchenden verantwortlich, die an den griechischen Küsten 
anlanden – theoretisch. Denn seit Jahren sind die Lebensbe-
dingungen dort so eklatant menschenunwürdig, dass andere 
 EU-Staaten Flüchtlinge zumindest nicht mehr nach Griechenland 
zurückschieben dürfen. Es gibt in Griechenland kein funktionie-
rendes Asylsystem. Es mangelt Flüchtlingen an allem: An Unter-
künften, Nahrungsmitteln, medizinischer Basisversorgung. PRO 
ASYL ist deshalb seit Jahren in Griechenland aktiv. (…)

MENSCHENRECHTSFREIE ZONE BALKANROUTE
2015 konnten sich Zehntausende Flüchtlinge, die von der Türkei 
aus in kleinen Booten nach Griechenland geflohen waren, über 
die Balkanstaaten Richtung Österreich und Deutschland durch-
schlagen. Schon damals war die sogenannte Balkanroute strapa-
ziös und gefährlich. Seither wurden an etlichen Grenzen Zäune 
errichtet und Polizisten und Soldaten postiert – etwa an der un-
garischen, an der slowenischen, schließlich an der mazedoni-
schen Grenze. Auf Druck westeuropäischer Staaten ist der Flucht-
weg aus Griechenland über die Balkanroute mittlerweile 
weitgehend abgeriegelt. (…)

HAFT UND OBDACHLOSIGKEIT: FLÜCHTLINGE IN UNGARN
Unter der rechtspopulistischen Regierung Viktor Orbáns setzt 
der ungarische Staat alles daran, um Flüchtlinge abzuwehren. Seit 
langem werden Schutzsuchende, die, meist von Griechenland 
kommend, über Ungarn nach Westeuropa weiterfliehen wollen, 
dort unter unmenschlichen Bedingungen inhaftiert oder auf die 
Straße gesetzt, wo ihnen unter anderem rassistische Angriffe 
 drohen. 2015 hat Ungarn seine Grenzen gegen Schutzsuchende 
fast vollkommen abgeriegelt. (…)

WARUM DIE »FLÜCHTLINGSKRISE« EUROPAS 
EINE RASSISMUS-KRISE IST
Viktor Orbán ist nicht der einzige Regierungspolitiker in der EU, 
der sich in der sogenannten »Flüchtlingskrise« als harter Grenz-
schützer profiliert. In vielen EU-Staaten befeuern Politiker/-innen 
rassistische Ressentiments, um sich als Wahrer nationaler Inter-
essen zu inszenieren. Diese Politik gefährdet Menschen- und 
Flüchtlingsrechte – und längst auch den Zusammenhalt der EU. 
(…) Rassismus und Populismus sind verantwortlich für die aktu-
elle »Flüchtlingskrise« der EU. Nicht die Flüchtlinge.

© EU-Asylpolitik | PRO ASYL (letzter Zugriff 14. 10. 2016)

M 13 »Friedhofsruhe«  © Klaus Stuttmann, 7.8.2015
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M 15  Fabio Ghelli: EU-ASYLPOLITIK: 
Wie soll »Dublin« reformiert 
 werden?, 30.09.2016

Die Dublin-Verordnung regelt, welches EU-
Land für ein Asylverfahren zuständig ist. 
Demnach sollte in der Regel immer der Mit-
gliedstaat verantwortlich sein, über den 
Flüchtlinge die EU betreten haben. Das heißt 
in den meisten Fällen: Griechenland und Ita-
lien. Doch das System funktioniert nicht. Das 
EU-Parlament arbeitet deshalb an einer Re-
form der Verordnung. Experten warnen aber: 
Alte Fehler könnten wiederholt werden.
Eine Studie des »Migration Policy Institute« 
offenbart Schwächen im Dublin-System: Das 
gesamte Asylverfahren bei »Dublin-Fällen« 
werde durch die aktuelle Regelung um etwa 
ein Jahr verzögert. Und nur rund ein Drittel 
der Flüchtlinge, die innerhalb der EU weiter-
reisen, werden ins Einreiseland zurückge-
schickt. Auch die Europäische Kommission 
ist mit dem aktuellen System unzufrieden: 
Schon im Mai 2015 beklagte sie in ihrer »Mig-
rationsagenda«, dass die Verordnung keine 
Wirkung zeigt.
Jetzt soll das System reformiert werden – 
zum zweiten Mal innerhalb von zwei Jahren. 
Einen ersten Reformentwurf hat der »Aus-
schuss für Bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres des Europäischen Parlaments« (LIBE) 
kürzlich veröffentlicht. Das Problem: Laut Experten und Flücht-
lingsorganisationen wie PRO ASYL würde die Reform in der neuen 
Fassung womöglich noch mehr Probleme verursachen.
Welche Neuerungen sind geplant? So soll das neue System (auch 
als »Dublin IV« bezeichnet) aussehen:
Das sogenannte »Erststaats-Prinzip« bleibt bestehen. Die Mit-
gliedstaaten an der EU-Außengrenze tragen also weiterhin die 
Verantwortung für die meisten einreisenden Flüchtlinge. Steigt 
die Zahl der Asylbewerber in einem Mitgliedstaat über eine be-
stimmte Schwelle, sollen Flüchtlinge auf andere Mitgliedstaaten 
verteilt werden. Wenn sich ein Staat weigert, muss er pro abge-
lehntem Flüchtling einen »Solidaritätsbeitrag« von 250.000 Euro 
zahlen. Verlassen Flüchtlinge den Mitgliedstaat, der für sie zu-
ständig ist, müssen sie mit Sanktionen rechnen.
Aktuell gilt: Die Zuständigkeit des Einreisestaats kann entfallen, 
wenn der Flüchtling in ein anderes EU-Land weitergereist ist und 
nicht innerhalb einer bestimmten Frist zurück ins Einreiseland ge-
schickt wird. Künftig soll die Zuständigkeit des Einreisestaats un-
befristet gelten. Das heißt: Auch nach Jahren kann ein Geflüchte-
ter zum Beispiel aus Deutschland nach Italien geschickt werden.
Die Dublin-Verfahren sollen schneller und effizienter abgewickelt 
werden. Dafür soll das »Europäische Unterstützungsbüro für 
Asylfragen« (EASO) in eine EU-Asylagentur umgewandelt werden, 
die die »Belastbarkeit« der Mitgliedstaaten prüft und sie bei Be-
darf in puncto Registrierung und Asylverfahren unterstützt.
Der EU-Rechtswissenschaftler Francesco Maiani hat im Auftrag 
des EU-Parlaments die Reformpläne ausgewertet. Sein Befund ist 
ernüchternd: »‚Dublin IV’ wiederholt die Fehler der Vergangen-
heit.« Ein Verteilungs-System könne nicht funktionieren, wenn die 
Betroffenen – also die Asylbewerber – nicht miteinbezogen wer-
den. »Asylbewerber sind keine Reissäcke oder Bierkisten, die man 
hin- und herschieben kann. Dies haben 20 Jahre Dublin-Praxis 
unmissverständlich gezeigt«, sagte Maiani dem MEDIENDIENST 
INTEGRATION. Auch die Idee, auf härtere Strafen zu setzen, sieht 
Maiani kritisch: »Derartige Sanktionen sind nicht nur menschenrecht-
lich problematisch. Es ist auch ein altes und unwirksames Rezept.«
Auch der Plan, im Notfall Flüchtlinge auf die Mitgliedstaaten um-
zuverteilen, scheint zum Scheitern verurteilt: Schon seit einem 

Jahr will die EU Asylsuchende, die in den sogenannten Hotspots in 
Italien und Griechenland registriert wurden, auf alle Mitglied-
staaten verteilen. 160.000 Menschen sollten das sein. In einem 
Jahr konnten jedoch nur rund 5.600 von ihnen im Rahmen des 
Verteilungsprogramms die überfüllten Aufnahmezentren in den 
Erstaufnahmeländern verlassen (Stand: Ende September 2016).

Kein Konsens unter den EU-Mitgliedstaaten.
Wie könnte ein anderes System aussehen? Migrationswissen-
schaftler haben inzwischen mehrere Alternativen erarbeitet: In 
seinem Jahresgutachten 2015 plädiert der »Sachverständigenrat 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration« (SVR) für ein 
zentrales Registrierungssystem an den Außengrenzen der EU. 
Wird der Asylantrag angenommen, sollen Geflüchtete umgehend 
die volle Freizügigkeit innerhalb der EU genießen – und nicht erst 
nach fünf Jahren, wie im jetzigen Dublin-System. Für eine Reform 
der Verordnung ist die Zustimmung der Mehrheit der Mitglied-
staaten nötig – und diese scheint derzeit nicht erreichbar.
Auch in der deutschen Politik scheint es derzeit keine eindeutige 
Meinung zum Thema Dublin zu geben: Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) sagte jüngst, sie habe »sich lange Zeit gerne auf das 
Dublin-Verfahren verlassen, das uns Deutschen […] das Problem abge-
nommen hat. Und das war nicht gut.« Bundesinnenminister Thomas 
de Maizière hat wiederholt eine »faire Lastenverteilung« innerhalb 
der EU gefordert. Gleichzeitig will er jedoch laut Medienberichten 
die Situation des Aufnahmesystems in Griechenland prüfen las-
sen, damit Asylbewerber demnächst entsprechend der Dublin-
Verordnung auch dorthin zurückgeschickt werden können.

© https://mediendienst-integration.de/artikel/dublin-verordnung-reform-verteilung-von-
fluechtlingen-in-der-eu-referendum-ungarn.html 

M 16 »Reformvorschläge für EU-Asylsystem«, 4.5.2016  © dpa-Infografik
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

4. Die Veränderung der bundesdeutschen 
Parteienlandschaft durch den neuen 
Rechtspopulismus. Ein Ausblick.
FRANK DECKER

Nachdem das letzte Jahr der lau-
fenden (18.) Legislaturperiode 

angebrochen ist und die Kanzler-
schaft Angela Merkels in ihr zwölf-
tes Jahr geht, wirft die Bundestags-
wahl 2017 ihre Schatten voraus. 
Welche Koalition wird das Land ab 
Ende kommenden Jahres regieren? 
Sieht man von den verschiedenen 
Varianten der bürgerlichen Koali-
tion in der Regierungszeit Konrad 
Adenauers ab, ist Merkel die ein-
zige Regierungschefin, die bisher 
zwei verschiedenen Bündnissen 
vorstand. Der Großen Koalition von 
2005 bis 2009 folgte das eigentlich 
schon 2005 angestrebte Wunsch-
bündnis mit den Liberalen, das al-
lerdings wenig harmonierte und 
2013 erneut von einer Koalition aus 
Union und SPD abgelöst wurde. Wie 
viele in der CDU hätte Merkel ein 
Bündnis mit den Grünen 2013 ver-
mutlich vorgezogen, was wegen der 
starken Gegenkräfte auf beiden 
Seiten aber nicht durchsetzbar war. 
Ob das Versäumte 2017 nachgeholt 
werden kann, ist nach den gewaltigen Veränderungen, die die 
Parteienlandschaft mit dem Aufkommen der AfD erfahren 
hat, eine völlig offene Frage.

Vom Zweieinhalb- zum Sechsparteiensystem 

Bis zur Formierung der gesamtdeutschen Linkspartei war das 
Standardformat der Regierung in der Bundesrepublik die soge-
nannte »kleine Koalition«. Bevor die Grünen entstanden, hatte 
die FDP als einzige kleine Partei im Wettbewerb zwischen Union 
und SPD eine Scharnierfunktion übernommen und den Regie-
rungswechsel dadurch zweimal ermöglicht (1969 und 1982). Die 
Etablierung der Grünen als vierte Kraft sollte ihr diese Schlüssel-
rolle ab Mitte der achtziger Jahre entwinden. Da sich die Grünen 
koalitionspolitisch ausschließlich in Richtung SPD orientierten, 
verblieben die Liberalen von nun an im Gegenzug genauso treu an 
der Seite der Union. Es entstanden also zwei fest gefügte Lager, 
die sich als klar unterscheidbare Alternativen gegenübertraten. 
Auf diese Weise konnte 1998 zum ersten Male ein kompletter Re-
gierungswechsel ausschließlich von Wählerhand herbeigeführt 
werden.
Das Hinzutreten der PDS hatte für das dualistische Modell ambi-
valente Folgen. Auf der einen Seite fügten sich die Postkommu-
nisten als dezidiert linke Partei in die Bipolarität des Systems ein. 
Auf der anderen Seite bildeten sie mit SPD und Grünen zusammen 
nur elektoral ein gemeinsames Lager, da beide Parteien eine koa-

litionspolitische Zusammenarbeit mit den SED-Nachfolgern aus-
schlossen. Das Parteiensystem war jetzt also auch innerhalb des 
linken Lagers zwischen Rot-Grün und der PDS/Linkspartei seg-
mentiert. 1994, 1998 und 2002 hatte das noch keine Rückwirkun-
gen auf die Regierungsbildung, da die Postkommunisten zu 
schwach blieben, um das Zustandekommen einer »kleinen Koali-
tion« zu vereiteln. Erst ihr Erfolg als gesamtdeutsche Partei führte 
dazu, dass es bei der vorgezogenen Bundestagswahl 2005 für kei-
nes der beiden Lager (SPD/Grüne und Union/FDP) mehr zur Mehr-
heit reichte. 
Die von manchen Politikwissenschaftlern gehegte Erwartung, 
mit der daraufhin angebahnten Großen Koalition werde eine 
neue konsensorientierte Ära des Parlamentarismus anbrechen, 
sollte sich nicht bewahrheiten. Bedingt durch die Rivalität der 
beiden Volksparteien, stand das im Unterschied zu 1966 unfrei-
willig geschlossene Bündnis von Beginn an unter einem schlech-
ten Stern. Es nährte im Wählerpublikum die Sehnsucht nach ei-
ner Rückkehr zu klaren Machtverhältnissen, die durch den klaren 
Sieg von Union und FDP bei der Bundestagswahl 2009 prompt 
befriedigt wurde. Deren Ausgang machte deutlich, dass Mehr-
heiten für eine kleine Zweierkoalition im deutschen Parteiensys-
tem weiterhin möglich waren – allerdings nur im bürgerlichen 
Lager. Dies war auch vier Jahre später nicht anders. Zu den Iro-
nien der Bundestagswahl 2013 gehört, dass Union und FDP mit 
einem bequemen Vorsprung durchs Ziel gegangen wären, wenn 
beide Seiten in der Woche vor der Wahl nicht die Nerven verloren 
hätten. Ihr Desaster bei der bayerischen Landtagswahl veran-
lasste die Liberalen zu einer panischen Leihstimmenkampagne, 

Abb. 1 »Gekommen, um zu bleiben!«  © Heiko Sakurai, 2.9.2014
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die eine ebenso heftige Ge-
genwehr der Union provo-
zierte. Diese wollte ihren 
Fehler bei der Niedersach-
senwahl im Januar 2013 unter 
keinen Umständen wieder-
holen, wo sie das Buhlen um 
die Zweitstimmen zugelas-
sen hatte und dadurch am 
Ende ohne Not geschwächt 
dastand. Angela Merkels An-
nahme, die Liberalen würden 
den Einzug aus eigener Kraft 
schaffen, erwies sich als fol-
genschwerer Irrtum. 
Auch bei einem Einzug der 
FDP in den Bundestag wäre 
eine Mehrheit für Schwarz-
Gelb aber nur unter der 
 Voraussetzung eingetroffen, 
dass es die erst ein halbes 
Jahr vor der Wahl gegründete 
eurokritische »Alternative für 
Deutschland« nicht ebenfalls 
in das Parlament schafft. In 
deren Entstehung und Fast-
Etablierung liegt der erste 
von drei für die künftige Koa-
litionsbildung bedeutsamen 
Einschnitten, die das Parteiensystem seit 2009 bzw. 2013 erfah-
ren hat. Die anderen Einschnitte beziehen sich auf die Entwick-
lung der lagerinternen Kräfteverhältnisse. Weil die Unzufrie-
denheit mit der Regierungspolitik ausschließlich auf der FDP 
abgeladen wurde, konnte die Union ihren Stimmenanteil im bür-
gerlichen Lager zulasten des kleineren Partners deutlich aus-
weiten, der einen beispiellosen Absturz erlebte. Gleichzeitig 
 verschoben sich die Gewichte im linken Lager von den Sozial-
demokraten in Richtung Linke und Grüne. Beides zusammen-
genommen garantierte den Unionsparteien einerseits einen sta-
bilen Vorsprung vor der SPD, was ihnen in einer gemeinsamen 
Regierung den Anspruch auf das Amt des Kanzlers/der Kanzlerin 
sicherte. Andererseits führte es dazu, dass – neben einer poli-
tisch abwegigen Koalition aus Union und Linken – auch ein 
schwarz-grünes Zweierbündnis mehrheitsfähig war. Selbst wenn 
FDP und AfD am 22. September 2013 beide in den Bundestag ge-
langt wären, hätten CDU und CSU zusammen mit den Grünen 
eine komfortable Mehrheit gehabt. 

Der Wiederaufstieg der AfD und die 
Auswirkungen der Flüchtlingskrise auf das 
Parteiensystem 

Zu den Naturgesetzlichkeiten nicht nur der deutschen Politik ge-
hört, dass die Parteien, die die Regierung stellen, im Laufe der 
Legislaturperiode an Zustimmung verlieren, während die Opposi-
tion in der Wählergunst zulegt. Nach der Bundestagswahl 2013 
fiel dieser »Zwischenwahleffekt« gegen alle Erwartung aus. Die 
Zustimmungswerte der Parteien blieben gegenüber dem Bundes-
tagswahlergebnis in den beiden Folgejahren nahezu stabil. Von 
diesem Muster ausgenommen war kurzzeitig nur die AfD, die im 
Gefolge ihrer guten Ergebnisse bei den Europawahlen und ost-
deutschen Landtagswahlen ab Mitte 2014 in den Umfragen auf 
sieben Prozent kletterte. Heftige innerparteiliche Querelen, die 
in die Spaltung der immer weiter nach rechts driftenden Partei 
mündeten, führten jedoch dazu, dass die AfD ein Jahr später auf 
ihren Ausgangswert bei der Bundestagswahl wieder zurückfiel. 
Ende September 2015 – also genau zur Hälfte der Legislatur-
periode – ermittelte die Forschungsgruppe Wahlen für die soge-

nannte »Sonntagsfrage« folgende Zahlen (in den Klammern Ver-
gleichswerte zur Bundestagswahl): 

Abb. 3 »Ergebnis der Bundestagswahl 2013«  © dpa-Infografik, 9.10.2013

Abb. 2 »Wahlen zum Deutschen Bundestag«, seit 1990: Gesamtdeutschland  © dpa-Infografik, 9.10.2013
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Abb 4 Sonntagsfrage: »Wenn am nächsten Sonntag wirklich 
 Bundestagswahl wäre …«

Union 41 Prozent (minus 0,5)

SPD 26 Prozent (plus 0,3)

Grüne 10 Prozent (plus 1,6)

Linke 9 Prozent (plus 0,4)

FDP 4 Prozent (minus 0,8)

AfD 5 Prozent (plus 0,3) 

Sonstige 5 Prozent (minus 1,3)

Volatilität: 2,6 Prozentpunkte (Forschungsgruppe Wahlen, 9/2015)

Rechnet man die Stimmenzuwächse der im Vergleich zur Bundes-
tagswahl verbesserten Parteien zusammen (die Sonstigen wer-
den dabei wie eine Partei behandelt), ergibt sich ein Volatilitäts-
wert von lediglich 2,6 Punkten. Eine über einen so langen Zeitraum 
»eingefrorene« politische Stimmung war von den Demoskopen in 
der Bundesrepublik bis dahin noch nie gemessen worden. Sie ließ 
sich auf mehrere miteinander verbundene Faktoren zurückfüh-
ren: die gute Wirtschaftslage, die die Arbeitslosigkeit niedrig hielt 
und dem Großteil der Arbeitnehmer zum ersten Mal seit langer 
Zeit wieder Reallohnzuwächse bescherte, die Umsetzung der so-
zial- und arbeitsmarktpolitischen Wahlversprechen, die Überla-
gerung innenpolitischer Themen durch die Europa- und Außen-
politik (Ukraine-Krise, Griechenland-Rettung), das weitgehend 
störungsfreie Management der Großen Koalition und die selbst-
verschuldete Schwäche der – institutionell ohnehin benachteilig-
ten – parlamentarischen Oppositionsparteien Grüne und Linke. 
Die Zufriedenheit der Wähler strahlte freilich nicht im selben 
Maße auf beide Regierungsparteien ab. Vor allem in der SPD 
machte sich Enttäuschung breit, dass die Umfragewerte auf dem 
Niveau des schwachen Wahlergebnisses verharrten, obwohl die 
Regierungspolitik durch die von ihr durchgesetzten Projekte eine 
erkennbar sozialdemokratische Handschrift trug. Die vor der 
Wiederauflage der Großen Koalition von vielen geäußerte Sorge, 
dass man als Juniorpartner der Koalition erneut das Nachsehen 
haben und die gemeinsamen Erfolge statt auf das eigene auf das 
Konto der Union und der Kanzlerin einzahlen würden, schien sich 
zu bewahrheiten. Dies galt umso mehr, als für den Rest der Legis-
laturperiode – von der Regulierung der ausufernden Leiharbeit 
und der Einführung einer »Lebensleistungsrente« abgesehen – 
keine Vorhaben mehr anstanden, die ähnlich gute Profilierungs-
möglichkeiten versprachen. 
Mit dem Einsetzen der Flüchtlingskrise änderte sich die Stim-
mungslage ab August 2015 schlagartig. Während die beiden Re-
gierungsparteien nun rapide und massiv an Zustimmung verlo-
ren, schnellten die Umfragewerte der rechtspopulistischen AfD 
ebenso unvermittelt nach oben. Der nach ihrer Spaltung wenige 
Wochen zuvor bereits totgesagten Partei eröffneten sich durch 
die veränderte Themenagenda unverhofft neue Chancen und Ge-
legenheiten – ihr Vorstandsmitglied Alexander Gauland bezeich-
nete die Flüchtlinge in einer ebenso ehrlichen wie entlarvenden 
Äußerung als »Geschenk« für die AfD. Die Rechtspopulisten avan-
cierten zum Sprachrohr und Protestanker einer durch den unkon-
trollierten Flüchtlingsstrom tief verunsicherten Bevölkerung. Die 
islamistischen Terroranschläge in Paris und Brüssel, die fehlende 
Aufnahmebereitschaft der europäischen Nachbarländer (insbe-
sondere im Osten) und die Übergriffe überwiegend maghrebini-
scher Migranten auf Frauen am Silvesterabend in Köln spielten 
ihnen dabei ebenso in die Hände wie der Streit innerhalb der Re-
gierung über die »Asylpakete« und die heftige Kritik von Teilen 
der Union am Kurs der eigenen Kanzlerin, die zu einem offenen 
Zerwürfnis zwischen den beiden Schwesterparteien CDU und 
CSU führten. Bei den Landtagswahlen in Baden-Württemberg 
und Rheinland-Pfalz im März 2016 lag die AfD mit 15,1 bzw. 12,6 
Prozent erstmals auch im Westen zweistellig, in Sachsen-Anhalt 
erreichte sie mit 24,2 Prozent das bisher beste Ergebnis einer 
rechtspopulistischen oder -extremistischen Partei bei Landtags-

wahlen überhaupt. Die Resultate in Mecklenburg-Vorpommern, 
wo die AfD bei der Landtagswahl im September 2016 mit ihren 
20,8 Prozent erstmals sogar vor der CDU lag und Berlin (14,2 Pro-
zent) knüpften daran an.
Wie die Wahlanalysen zeigen, schöpfte die AfD in Baden-Würt-
temberg und Rheinland-Pfalz etwa ein Viertel, in Sachsen-Anhalt, 
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin sogar etwa ein Drittel ihrer 
Stimmen aus dem Lager der Nichtwähler. Damit war sie der 
Hauptprofiteur der durch das Flüchtlingsthema ausgelösten Poli-
tisierung, die die Wahlbeteiligung in allen Ländern deutlich nach 
oben trieb. Betrachtet man nur die Abwanderungen von den vor-
handenen Parteien, rekrutierte die AfD in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt etwa die Hälfte, in Mecklen-
burg-Vorpommern und Berlin mehr als ein Drittel ihrer Stimmen 
aus dem linken Parteienspektrum. Derselbe Effekt hatte sich be-
reits bei den vorangegangenen Wahlen in Ostdeutschland ge-
zeigt. Dass die Verortung der AfD im rechten politischen Spekt-
rum ihrer Wählerstruktur nur bedingt entspricht, lässt sich an der 
überdurchschnittlichen Zustimmung von Arbeitern und Arbeits-
losen ablesen. Unterhalb des Durchschnitts liegen ihre Wähleran-
teile bei den Beamten und Angestelltenberufen.
Die übrigen Sozialmerkmale entsprechen weitgehend dem auch 
aus anderen europäischen Ländern geläufigen Muster der 
rechtspopulistischen Wählerschaft. Männer sind stark, jüngere 
Wähler leicht überrepräsentiert. Vergleichsweise geringen Zu-
spruch findet die AfD bei den über 60-Jährigen, die weiterhin die 
wichtigste Wählerbastion der Noch-Volksparteien Union und SPD 
darstellen. Nach Bildung und Einkommen gehören die AfD-Wäh-
ler eher zu den niedrigeren Statusgruppen, worin sie den Volks-
parteien wiederum ähneln. Statt der objektiven Schichtzuge-
hörigkeit sind es hier vor allem Einstellungsmerkmale, die die 
Affinität zum Rechtspopulismus erklären.
Die Motivlagen der AfD-Wähler lassen sich vielleicht mit dem Be-
griffspaar »Unsicherheit« und »Unbehagen« am besten umschrei-
ben. Unsicherheit bezieht sich dabei mehr auf die soziale Situa-
tion, also die Sorge vor Wohlstandsverlusten, während Unbehagen 
auf kulturelle Entfremdungsgefühle abzielt, den Verlust vertrau-
ter Ordnungsvorstellungen und Bindungen. Beide Motive verbin-
den sich im Bedürfnis, die staatlichen Leistungen auf die eigene, 
einheimische Bevölkerung zu konzentrieren – die vermeintlich 
nicht-zugehörigen Zuwanderer sollen ausgeschlossen bleiben 
(»Wohlfahrtschauvinismus«). Dass die Angst vor dem Fremden 
nicht dort am größten ist, wo die meisten Fremden leben, ist 
keine neue Erkenntnis, ebenso wenig die Verbreitung rechtsextre-
mer Einstellungsmuster bis in die Mitte der Gesellschaft. Indem 
sie den Protest gegen die von allen übrigen Parteien (mit Aus-
nahme der CSU) im Grundsatz mitgetragene Flüchtlingspolitik 
anfacht, bringt die AfD diese latenten Überzeugungen an die po-
litische Oberfläche. Gleichzeitig profitiert sie von nicht-extremis-
tischen Überzeugungswählern aus dem bürgerlich-konservativen 
Bereich, die sich von der nach links gerückten CDU nicht mehr 
vertreten fühlen.
Letzteres bedeutet, dass den Rechtspopulisten auch nach Abeb-
ben der durch die Flüchtlingskrise hochgeschwappten Protest-
welle genügend thematische Gelegenheiten verbleiben werden. 
Vergegenwärtigt man sich die immensen Herausforderungen und 
den Veränderungsdruck, mit denen die deutsche Gesellschaft in 
den kommenden Jahren und Jahrzehnten konfrontiert sein wird, 
wäre es verwunderlich, wenn eine migrationskritische Partei wie 
die AfD daraus keinen Nutzen zöge. Dies gilt zumal, als diese mit 
ihrer Forderung nach einer »Abwicklung« des Euro ein Alleinstel-
lungsmerkmal im politischen Wettbewerb behält und sie mit ih-
ren konservativen Positionen in der Gesellschaftspolitik weitere 
Leerstellen im Parteiensystem füllen kann, die sich durch die 
nachlassende Integrationsfähigkeit der Unionsparteien nach 
rechts aufgetan haben.
Risiken entstehen der AfD vor allem von innen. Blickt man auf 
die Angebots- bzw. Akteursseite, haben sich die Chancen der 
 Partei durch ihre Radikalisierung und offene Hinwendung zum 
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Rechtspopulismus eher ein-
getrübt. Was die Wählermo-
tive angeht, erscheint der 
 Abgang der gemäßigteren 
Kräfte zwar verschmerzbar. 
Dies gilt jedoch nur für die 
östlichen Landesverbände, 
die im Unterschied zu den 
Parteigliederungen im Wes-
ten nach der Spaltung kaum 
Austritte verzeichneten, weil 
sie sich längst zu einem 
 Sammelbecken des rechten 
Rands entwickelt haben. 
Auch hier wird sich aber das 
Problem der Abgrenzung 
nach ganz rechtsaußen un-
weigerlich stellen. 
Die bisherige kurze Ge-
schichte der Partei hat ge-
zeigt, warum es den rechten 
Herausforderern in Deutsch-
land nach wie vor schwerer 
fällt Fuß zu fassen als in ande-
ren europäischen Ländern. 
Zum einen ist die Gefahr, 
am eigenen organisatori-
schen Unvermögen zu schei-
tern, ohnehin stets gegeben. 
Zum anderen wird sie durch 
die restriktiven Bedingungen 
befördert, unter denen die 
Newcomer hierzulande agieren müssen. Als »Hauptproblem« er-
weist sich dabei die Stigmatisierung des Rechtsextremismus in-
folge des nachwirkenden NS-Erbes. Parteien wie die AfD, die sich 
einen gemäßigten Anstrich geben, werden von rechtsextremen 
Kräften als Trittbrett genutzt, um eben diese Stigmatisierung zu 
überwinden. Damit stehen ihnen automatisch interne Konflikte 
über den Umgang mit den unerwünschten Unterstützern ins 
Haus, die ihr Ansehen und ihren Zusammenhalt früher oder spä-
ter zu ruinieren drohen. 

Perspektiven für die Koalitionsbildung 2017

Im September 2016 ermittelte die Forschungsgruppe Wahlen in 
der Sonntagsfrage folgende Werte:

Abbb 5 Sonntagsfrage: »Wenn am nächsten Sonntag wirklich 
 Bundestagswahl wäre …«

Union 33 Prozent (minus 8,5)

SPD 22 Prozent (minus 3,7)

Grüne 13 Prozent (plus 4,6)

Linke 10 Prozent (plus 1,4)

FDP 5 Prozent (plus 0,2)

AfD 13 Prozent (plus 8,3)

Sonstige 4 Prozent (minus 2,3)

Volatilität 14,5 Prozentpunkte (Forschungsgruppe Wahlen, 9/2016)

Lag der Volatilitätswert im Vergleich zur Bundestagswahl im Sep-
tember 2015 noch bei 2,6 Prozentpunkten, hatte er sich jetzt auf 
14,5 Prozentpunkte erhöht. 
Die Zahlen (| Abb. 6 |) zu den demoskopischen Befragungen seit 
2013 (»Sonntagsfrage«) zeigen, dass die Zustimmung zu den bei-
den Regierungsparteien seit dem Einsetzen der Flüchtlingskrise 
um etwa ein Viertel zurückgegangen ist. Die linken Oppositions-
parteien legten im selben Zeitraum um etwa genauso viel zu, 

während die beiden außerparlamentarischen Oppositionspar-
teien ihre Zustimmungswerte sogar mehr als verdoppeln konn-
ten. Innerhalb der drei Gruppen lassen sich folgende Muster fest-
stellen: Die Regierungsparteien müssen in etwa gleichlautende 
Verluste hinnehmen, was die SPD wegen ihres niedrigen Aus-
gangsniveaus härter trifft als die Union. Bei den linken Oppositi-
onsparteien gehen die Zugewinne ausschließlich auf das Konto 
der Grünen, während die Linke stagniert. Und bei den rechten 
Oppositionsparteien verteilen sie sich im Verhältnis von etwa 
zwei zu eins auf AfD und FDP. Union und SPD sind also die Haupt-
verlierer der seit September 2015 eingetretenen Entwicklung, AfD 
und Grüne die Hauptgewinner. Die Achse des Parteienwettbe-
werbs verschiebt sich damit vom Zentrum an die politischen Rän-
der. Die Parteien, die in der Flüchtlingsfrage die jeweiligen Ex-
trempositionen vertreten – die AfD mit ihrem Abschottungskurs 
und die auf eine liberale Öffnung setzenden Grünen – profitieren 
von der Dominanz des Themas, während die zwischen beiden Po-
sitionen hin- und hergerissenen Volksparteien das Nachsehen 
haben. Ein kleiner Profiteur ist auch die FDP, die vor allem solche 
Wähler anzusprechen vermag, die mit der Flüchtlingspolitik der 
Union hadern, denen die AfD aber zu radikal ist. Die Stagnation 
der Linken rührt wiederum daher, dass die von der Partei in der 
Flüchtlingspolitik offiziell vertretenen Positionen, die denen der 
Grünen ähnlich sind, mit den Meinungen und Befindlichkeiten ih-
rer eigenen Wählerschaft nur zum Teil harmonieren. 
Weil sozialdemokratische Wähler und Wähler der Linkspartei für 
die Positionen der Rechtspopulisten empfänglich sind, tragen de-
ren Wahlerfolge dazu bei, dass sich die Achse des Parteiensys-
tems insgesamt nach rechts verschiebt. Die Möglichkeit einer 
Rückeroberung des Kanzleramts von der Union rückt dadurch für 
die SPD in noch größere Ferne. Einerseits kann die Partei ihren 
Rückstand gegenüber CDU und CSU nicht verringern, wenn sie 
selbst weiter an Zustimmung verliert. Solche Verluste drohen aber 
aufgrund ihrer ideologischen Median-Position im Parteiensystem 
durch die jetzt eingetretene Polarisierung nicht nur in Richtung 
der Rechtspopulisten, sondern auch in Richtung der Grünen. An-
dererseits reduziert es die Chancen auf eine gemeinsame arith-

Abb. 6 »Umfragewerte der Parteien seit der Bundestagswahl 2013«  © dpa-Infografik, 4.5.2016
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metische Mehrheit der drei linken Parteien. Forderungen nach 
einer koalitionspolitischen Öffnung gegenüber der Linken, wie sie 
von Teilen der Partei 2013 noch am Wahlabend erhoben wurden, 
könnten sich so erst einmal erübrigen. Sollte damit der Druck auf 
die Postkommunisten erhöht werden, die programmatischen 
 Voraussetzungen für ein Zusammengehen zu schaffen (insbeson-
dere durch Kurskorrekturen in der Außen- und Europapolitik) war 
diese Strategie im bisherigen Verlauf der Legislaturperiode wenig 
erfolgreich. Im Gegenteil: Mit der pro-russischen Parteinahme 
der Linken im Ukraine-Konflikt haben sich die Gräben eher noch 
vertieft. Dies gilt auch im Verhältnis zu den Grünen, die sich in 
diesem Konflikt unter allen deutschen Parteien am entschiedens-
ten auf die Seite der »Freiheit« gestellt haben. 
Nichts spricht dafür, dass sich daran bis zur Bundestagswahl im 
kommenden Jahr Grundlegendes ändert. Dies gilt zumal, als die 
außenpolitische Entwicklung die Bundesrepublik demnächst for-
dern könnte, ihr militärisches Engagement im Nahen Osten und 
in Afrika zu verstärken. Die SPD wird unter diesen Bedingungen 
vermutlich nicht umhinkommen, eine Festlegung zu treffen, die 
eine Zusammenarbeit mit der Linken 2017 erneut ausschließt. Für 
die Grünen hätte das den strategischen Vorteil, dass ihnen die 
Entscheidung zwischen Schwarz-Grün und Rot-Rot-Grün und da-
mit eine mögliche innerparteiliche Zerreißprobe erspart bleibt. 
Ambivalent sind die Folgen, die sich aus dem Aufstieg der AfD für 
die Entwicklung des Parteiensystems ergeben, aus Sicht der Uni-
onsparteien. Auf der einen Seite sichert die Verlagerung der par-
teipolitischen Kräfteverhältnisse nach rechts deren Hegemonial-
position ab. Wenn SPD und Grüne so schwach sind, dass sie selbst 
mit den Liberalen oder der Linken keine regierungsfähige Mehr-
heit zusammenbringen, heißt das im Umkehrschluss automa-
tisch, dass die CDU/CSU als stärkste Partei weiter die Kanzlerin/
den Kanzler stellt und gegen sie nicht regiert werden kann. Auf 
der anderen Seite muss sich die Union jedoch darauf einstellen, 
dass es für sie künftig nur noch mit einem Partner aus dem ande-
ren politischen Lager zur Mehrheit reicht. Nimmt man die aktu-
ellen Zustimmungswerte (September 2016), käme sie mit ihrem 
Wunschkoalitionspartner FDP zusammen auf 38 Prozent – das 
sind 8,3 Prozentpunkte weniger als 2013 und 10,4 Prozentpunkte 
weniger als 2009. Rein arithmetisch ist eine schwarz-gelbe Koali-
tion damit genauso unwahrscheinlich wie eine Ampelkoalition, 
die mit 40 Prozent rechnen könnte.
Eine knappe »lagerinterne« Mehrheit könnte die Union allenfalls 
mit der AfD erreichen. Ein Zusammengehen mit den Rechtspopu-
listen erscheint jedoch – wenn überhaupt – allenfalls in einer mit-

tel- oder langfristigen Perspektive vorstell-
bar. Solange sich die AfD nicht klar von den 
extremistischen Tendenzen in ihren eigenen 
Reihen distanziert, kommt sie für CDU und 
CSU als Partner nicht infrage. Scheiden Zwei-
erkoalitionen mit der FDP aus arithmetischen 
und solche mit der AfD aus politischen Grün-
den aus, bleiben der Union nur die SPD und 
die Grünen als mögliche Partner. Das Spekt-
rum der Koalitionsbildung engt sich dadurch 
2017 im Vergleich zu 2013 nochmals ein, als es 
für die Fortsetzung von Schwarz-Gelb fast 
gereicht hätte. Geht man von den derzeitigen 
Umfragen aus, könnte selbst ein schwarz-
grünes Bündnis im kommenden Jahr nicht 
mehr mit einer Mehrheit rechnen. Es müsste 
daher um die Liberalen als dritten Partner zu 
einem schwarz-grün-gelben »Jamaika-Bünd-
nis« erweitert werden. Zusammen genom-
men liegen die drei bzw. – wenn man CDU 
und CSU getrennt rechnet – vier Parteien bei 
51 Prozent der Stimmen; das ist etwas weni-
ger, als Union und SPD auf sich vereinigen 
würden (55 Prozent).
Eine Große Koalition und ein Jamaika-Bünd-

nis sind 2017 also mit relativ hoher Wahrscheinlichkeit, ein 
schwarz-grünes Zweierbündnis möglicherweise und ein linkes 
Dreierbündnis wohl kaum mehrheitsfähig. In drei zuerst genann-
ten Fällen liegt der Schlüssel der Koalitionsbildung bei der Union; 
sie müsste entscheiden, ob sie lieber mit den Sozialdemokraten 
oder den Grünen zusammengehen möchte, letzteres gegebenen-
falls mit der FDP als weiterem Partner. Abgenommen oder er-
leichtert würde ihr die Entscheidung, wenn sich einer der drei 
Partner einer Koalition verweigert. Verweigern sich SPD und 
Grüne gleichzeitig (oder die FDP, wenn diese als dritter Partner 
benötigt wird), könnte die Regierungsbildung sogar ganz schei-
tern.

Schlussbemerkung

Sieht man vom möglicherweise erneuten Ausschluss einer rot-rot-
grünen Koalition und der Absage aller Parteien an jegliche Zu-
sammenarbeit mit der rechtspopulistischen AfD ab, ist es in der 
aktuellen politischen Kräftekonstellation für die Parteien nahe-
liegend, vor der Bundestagswahl auf koalitionspolitische Festle-
gungen zu verzichten. Damit können sie sich zum einen Machtop-
tionen offenhalten bzw. neu erschließen, zum anderen verhindern, 
dass die eigenen Mitglieder und Wähler durch »falsche« Koaliti-
onssignale irritiert werden. Aus demokratischer Sicht ist das erste 
Argument nachvollziehbarer als das zweite. Sind die Parteien ko-
alitionspolitisch flexibel, lassen sich andere, womöglich bisher 
nicht gekannte Koalitionen bilden (etwa anstelle einer Großen 
Koalition). Das Prinzip der »alternierenden« Regierung wird damit 
zumindest annäherungsweise realisiert. Problematisch ist je-
doch, dass die Koalitionsentscheidungen am Ende allein von den 
Parteien bzw. Parteiführungen getroffen werden, der Wähler 
selbst also nur geringen Einfluss darauf hat, in welche Regierung 
seine Stimme nach der Wahl fließt.
Das letzte Problem lässt sich nicht dadurch beheben, dass man 
die Parteien öffentlich auffordert, sich koalitionspolitisch zu 
 »bekennen«. Solche Appelle würden nur wirkungslos verpuffen. 
Sinnvoller erscheint es, über informelle Mechanismen der Koali-
tions- und Regierungsbildung nachzudenken, die die Koalitions-
entscheidungen »vorstrukturieren«. In vielen europäischen Län-
dern mit Mehrparteiensystemen gilt z. B. die Regel, dass der 
Regierungsauftrag bei der größten Partei liegt, die damit auto-
matisch das Recht beanspruchen kann, die Regierung zu führen 
und das Amt des Premierministers zu besetzen. Dies könnte 

Abb. 6 »Die Wüste lebt!«  © Horst Haitzinger, 4.9.2016
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in der Bundesrepublik dahin-
gehend modifiziert werden, 
dass dort, wo die Parteien – 
ohne alternative Koalitio-
nen auszuschließen – einen 
Wunschpartner benennen 
(also etwa Schwarz-Gelb oder 
Rot-Grün), dem stärkeren La-
ger der Regierungsanspruch 
zusteht. Die kleinere Partei 
des unterlegenen Lagers 
müsste dann bereit sein, dem 
größeren Lager in einer förm-
lichen Koalition oder gestütz-
ten bzw. geduldeten Minder-
heitsregierung zur Mehrheit 
zu verhelfen.
Auf der Bundesebene braucht 
es solche Mechanismen und 
Lernprozesse in der aktuellen 
Konstellation (noch) nicht, 
da Schwarz-Grün möglicher-
weise auch ohne die FDP eine 
Mehrheit hätte und Rot-Grün 
diese Mehrheit selbst mit der 
FDP verfehlt. Vieles wird da-
von abhängen, ob es der AfD 
gelingt, sich im Parteiensys-
tem als neue Kraft rechts von 
der Union dauerhaft zu etablieren. Kommt es im bürgerlichen La-
ger zu einer ähnlichen Dreiteilung und Segmentierung wie im lin-
ken Lager, führt an der Bildung »lagerübergreifender« Koalitio-
nen kein Weg vorbei, auch wenn die Union ihren Vorsprung vor 
der SPD behält und sich damit weiter die hegemoniale Stellung im 
deutschen Parteiensystem sichert. Alternativen zur derzeitigen 
Großen Koalition wie Schwarz-Grün oder Jamaika wären zwar 
 Experimente mit ungewissem Ausgang. Sie könnten aber der Ge-
fahr einer Erstarrung der Regierungsverhältnisse entgegenwir-
ken, die uns das österreichische Beispiel mahnend vor Augen hält. 

Abb 8 Nächste Wahltermine 2017

Landtag Saarland 26. März 2017

Landtag Schleswig-Holstein 7. Mai 2017

Landtag Nordrhein-Westfalen 14. Mai 2017

Bundestag 17. oder 24. September 2017
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Abb. 7 »Der nächste Aufguss kommt!«  © Gerhard Mester, 15.6.2015
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MATERIALIEN

M 1  Eckhard Jesse: »Das Desaster der 
Volksparteien«, Das Parlament Nr. 39 
vom 26.09.2016

Union und SPD wurden in fünf Ländern abge-
straft. Die AfD-Gewinne forcieren Dreier-Ko-
alitionen. Das »Superwahljahr« 2016 hat das 
deutsche Parteiensystem und damit das Koa-
litionsgefüge massiv verändert. Die Volks-
parteien wurden bei den fünf Wahlen zu den 
Länderparlamenten gnadenlos »abgestraft«: 
im März in Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz und Sachsen-Anhalt, im September in 
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin. Die 
CDU verlor fünfmal (…), die SPD viermal: (…) 
Nur in Rheinland-Pfalz legte sie hauchdünn 
um 0,5 Prozentpunkte zu.
Wie groß diese Verluste sind, wird besonders 
deutlich, wenn man sie mit den Ergebnissen 
der jeweiligen Landtagswahlen vor fünf Jah-
ren vergleicht. (…) In der Hauptstadt erziel-
ten CDU und SPD zusammen nicht einmal 40 
Prozent. Niemals zuvor hatten in Berlin die SPD und die CDU der-
art schlecht abgeschnitten wie im September 2016. (…) 
Die Volksparteien mit ihren in der Vergangenheit beträchtlichen 
Integrationsleistungen sind in einer tiefen Krise. Für ihre schwe-
ren Verluste gibt es strukturelle wie situative Gründe. An den 
strukturellen ist wenig zu ändern – die sozialen Milieus wie das 
gewerkschaftlich oder das kirchlich gebundene schmelzen 
weg –, an den situativen schon. Die Volksparteien müssen ihren 
Markenkern stärker in den Mittelpunkt rücken. Große Koalitio-
nen nützen ihnen ganz und gar nichts, zumal dann nicht, wenn 
sie in der die Bevölkerung bewegenden »Flüchtlingsfrage« kaum 
unterschiedliche Akzente setzen. Die SPD fiel als Juniorpartner 
der Grünen in Baden-Württemberg (12,7 Prozent) und als Junior-
partner der CDU in Sachsen-Anhalt (10,6 Prozent) jeweils auf den 
vierten Platz. Das Desaster für beide ist also kein spezifisches 
Phänomen des Ostens mit der dort geringeren Parteiidentifika-
tion. Schnitt die CDU in Berlin (17,6 Prozent) noch schwächer ab 
als in Mecklenburg-Vorpommern (19,0 Prozent), so blieb sie we-
nigstens zweitstärkste Kraft im Parlament, anders als im hohen 
Norden, wo die AfD (20,8 Prozent) sie überflügeln und damit de-
mütigen konnte.
Die massiven Verluste bedingen neue Koalitionsformen. Im Süd-
weststaat ließ sich ein grün-schwarzes Bündnis unter der Führung 
der Grünen installieren, in Sachsen-Anhalt ein schwarz-rot-
grünes, fürwahr ein Notbehelf, in Rheinland-Pfalz ein rot-gelb-
grünes, und im Stadtstaat Berlin kommt wohl eine rot-rot-grüne 
Koalition unter der Ägide der SPD zustande. Immer häufiger sind 
regierungsfähige Mehrheiten nur mit Dreier-Bündnissen zu fin-
den. Im Kontrast zu diesem Wandel steht die personelle Kontinu-
ität: Der bisherige Regierungschef blieb im Amt. Offenbar spielen 
personelle Faktoren bei der Wahlentscheidung zunehmend eine 
größere Rolle. Nach dem Ausgang der Landtagswahlen 2016 ist es 
wahrscheinlich, dass es auch bei der Bundestagswahl 2017 zu ei-
nem Sechs-Fraktionen-Parlament mit FDP wie AfD kommt.
Der Siegeszug der AfD ist ein Phänomen. Bei den zehn Landtags-
wahlen nach der Bundestagswahl 2013, darunter in allen neuen 
Bundesländern, gelangte sie ungeachtet heftiger interner Diffe-
renzen, teils personell bedingt, teils politisch, mit überwiegend 
zweistelligen Ergebnissen in die Parlamente: 2014 in die der drei 
ostdeutschen Länder Sachsen (9,7 Prozent), Thüringen (10,6 Pro-
zent) und Brandenburg (12,2 Prozent), 2015 in die der beiden 
nördlichen Stadtstaaten Hamburg (6,1 Prozent) und Bremen (5,5 
Prozent), im März 2016 in die von Sachsen-Anhalt (24,3 Prozent), 
Baden-Württemberg (15,1 Prozent) und Rheinland-Pfalz (12,6 Pro-

zent), (…) schließlich in die Mecklenburg-Vorpommerns (20,8 Pro-
zent) und Berlins (14,2 Prozent).
Das Erstaunliche: Die Partei schneidet nicht nur bei einem radikal 
populistischen Auftreten wie in Sachsen-Anhalt und Thüringen 
gut ab, sondern auch bei einem gemäßigteren wie in Baden-
Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern oder Berlin. Was mit-
unter zu kurz kommt: Die NPD mit ihrem harten Rechtsextre-
mismus scheiterte 2014 in Sachsen und 2016 in Mecklen burg- 
Vorpommern an der Fünf-Prozent-Hürde – nicht zuletzt durch die 
AfD. Und: Durch die AfD ist die zumal im vergangenen Jahrzehnt 
gesunkene Wahlbeteiligung deutlich gestiegen, in Mecklenburg-
Vorpommern um 10,3 Punkte, in Sachsen-Anhalt um 9,9 Punkte, 
in Rheinland-Pfalz um 8,6 Punkte, in Berlin um 6,7 Punkte, in Ba-
den-Württemberg um 4,1 Punkte.
Wer deren Erfolge nur der Flüchtlingskrise zuschreibt, argumen-
tiert vordergründig-einlinig. Ihre Wählerschaft zeigt sich wirt-
schaftlich überwiegend unzufrieden. Die Last der schuld- und 
leidvollen Vergangenheit erschwerte lange das Entstehen einer 
dezidiert konservativen Kraft. Und diese Richtung verkörpert die 
AfD, unabhängig davon, dass ihr Elektorat sich aus früheren Wäh-
lern aller Parteien zusammensetzt (vor allem der CDU und der 
Linken, auch der SPD, am wenigsten der FDP und der Grünen). 
Deutschland holt eine Entwicklung nach, wie sie in anderen Staa-
ten Europas längst Wirklichkeit ist. Das Aufkommen der AfD 
dürfte ohne den Wandel der Union – mehr der CDU als der CSU – 
schwer erklärbar sein. Diese hat Wähler der »rechten Mitte« zu 
wenig eingebunden. Zudem provozierte die Integration der Partei 
Die Linke in Koalitionen Protestwähler, die nun zur AfD abwan-
derten.
Eine parlamentarische Opposition soll eine Kritik-, eine Kontroll-, 
eine Alternativ- und eine Integrationsfunktion erfüllen. Gewiss, 
eine Oppositionskraft wie die AfD, gegenwärtig weder regie-
rungswillig (nach eigenem Bekunden) noch regierungsfähig 
(nach Meinung der Konkurrenz), kann in den Parlamenten ihre 
Positionen nicht durchsetzen, aber durch Anfragen, Anträge und 
Gesetzesentwürfe vermag sie sich zu profilieren. Das ist bei der 
AfD in den Landesparlamenten nur bedingt der Fall, ihr Erschei-
nungsbild daher von Land zu Land verschieden.
Zum einen haben ihre Fraktionen mit internen Querelen Schlag-
zeilen gemacht. In Thüringen gab es Ausschlüsse beziehungs-
weise Austritte von drei Abgeordneten, in Baden-Württemberg, 
Brandenburg und Hamburg je einen. Oftmals liegt diesen Schrit-
ten eine Gemengelage personeller und politischer Motive zu-
grunde. Eine junge Kraft wie die AfD hat Probleme, »Politprofi« zu 

M 2 »Volksparteien – demnächst unter Naturschutz!.«  © Klaus Stuttmann, 19.9.2016
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finden. So zogen in Sachsen-Anhalt allein 25 
Abgeordnete ins Landesparlament – bei we-
niger als 500 Mitgliedern im Land. Damit ent-
fiel auf jedes 20. Mitglied ein Landtagsman-
dat. (…) Im Landtag von Baden-Württemberg 
haben sich die AfD-Parlamentarier wegen 
des  Umgangs mit dem als antisemitisch 
 geltenden Abgeordneten Wolfgang Gedeon 
vorübergehend in zwei Fraktionen aufge-
spalten. (…)
Ein doppelter Lernprozess ist nötig: Die AfD-
Abgeordneten müssen jegliche systemoppo-
sitionelle Attitüde ablegen und ihre Arbeit 
auf die Landespolitik konzentrieren, die eta-
blierten Kräfte haben einen zivilen Umgang 
mit der neuen Konkurrenz zu praktizieren. 
Geschäftsordnungstricks verbieten sich. Die 
Strategie »alle gegen einen« verfängt nicht. 
Wer sich von der AfD inhaltlich abgrenzt, 
muss sie nicht öffentlich ausgrenzen. Mehr 
Konflikte im Parlament, sofern sie nicht Res-
sentiments schüren, nützen der Demokratie.

© Eckhard Jesse: »Das Desaster der Volksparteien«, 
Das Parlament Nr. 39 vom 26.09.2016

M 3  Frank Decker (2015): »Alternative für Deutschland und 
Pegida: Die Ankunft des neuen Rechtspopulismus in der 
Bundesrepublik Deutschland«, in: Decker, u. a., (2015)

Die Analyse ihrer (der AfD) bisherigen Wahlergebnisse belegt, 
dass die Rechtspopulisten vor allen anderen Parteien (und aus 
dem Lager der Nichtwähler) Stimmen abgezogen haben – die Ver-
ortung der AfD im rechten politischen Spektrum findet insofern 
keine Entsprechung auf der Wählerebene. Besonders ausgeprägt 
zeigt sich dieser Effekt in Ostdeutschland: So sind bei der Land-
tagswahl in Thüringen im September 2014 insgesamt mehr Wäh-
ler von den drei linken Parteien (Linke, SPD, Grüne) zur AfD über-
gelaufen als von CDU und FDP. Und in Brandenburg war es 
ausgerechnet die Linkspartei, die den größten Abfluss in Rich-
tung der Rechtspopulisten hinnehmen musste.
Dass die Wähler linker Parteien für konservativ-autoritäre Wert- 
und Ordnungsvorstellungen durchaus empfänglich sind, weiß 
man in den Sozialwissenschaften seit langem. Wahlerfolge der 
Rechtspopulisten tragen insofern dazu bei, dass sich die Achse 
des Parteiensystems insgesamt nach rechts verschiebt. Dies ist 
einerseits eine schlechte Nachricht für die deutsche Sozialdemo-
kratie, weil es ihre Chancen für eine Rückeroberung des Kanzler-
amts von der Union weiter vermindert. Andererseits schadet es 
CDU und CSU, die zumindest mittelfristig kein Interesse daran 
haben können, mit der AfD eine wie immer geartete Zusammen-
arbeit einzugehen. Deren Präsenz erhöht also sowohl die Polari-
sierung als auch die Segmentierung des Parteiensystems. Dieses 
könnte damit künftig in eine ähnliche Lage geraten wie in Öster-
reich, wo der Wettbewerb inzwischen mehr an den Rändern als 
in der Mitte stattfindet und die mangels anderer Koalitionsmög-
lichkeiten erzwungene Fortsetzung der Großen Koalition den 
Rechtspopulisten direkt in die Hände spielt.

© Frank Decker (2015) »Alternative für Deutschland und Pegida: Die Ankunft des neuen 
Rechtspopulismus in der Bundesrepublik Deutschland, in: Frank Decker, u. a. (Hrsg.) 
(2015): Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in Europa. Baden Baden, Nomos-Verlag, 
S. 88

M 5  Thomas Fricke (2015): »Abstiegsangst schafft Feinde«, 
Spiegelonline, 16.9.2016

Politiker erklären den Aufstieg der AfD gerne mit der Angst vor 
Flüchtlingen. Dabei sind die Gründe womöglich viel profaner – 
und eher im Nachbarsgarten zu suchen als bei Burka tragenden 
Frauen. (…) Eine Erklärung könnten die Ergebnisse einer höchst 
spannenden Studie einer Forschergruppe um das Leibniz-Institut 
für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) geben. Die Ökonomen ha-
ben ausgewertet, ob und wie stark die wirtschaftliche Unzufrie-
denheit von Menschen im eigenen Land auf den persönlichen 
Hang wirkt, Hass auf Ausländer zu schieben. Und zwar weniger 
gemessen an der absoluten Höhe des Einkommens – also an der 
Frage, ob man in der Gesellschaft unten oder oben steht – son-
dern daran, wie man sich im Vergleich gegenüber denen entwi-
ckelt, die zum persönlichen Umfeld gehören. Also Familie, Nach-
barn und Freunde. (…) Nach Rechnung der Experten lag die 
Wahrscheinlichkeit, große Vorbehalte gegenüber Ausländern zu 
haben, bei denen um 35 Prozent höher, die stark unter Westler-
Neid litten. Was ganz nebenbei neuere Erkenntnisse darüber be-
stätigt, wie stark unsere Zufriedenheit davon abhängt, ob der 
Nachbar einen neuen Mercedes fährt oder nicht (oder ob die 
Nachbarin schon die neue Schultasche hat). Und weniger von un-
serem absoluten Wohlstand. (…) Derlei könnte erklären, warum 
der Unmut nicht nur bei denen da ist, die zur ökonomischen Bil-
ligklasse gehören – sondern auch in der Mittelschicht, wo die 
wirtschaftliche Fallhöhe größer ist. Die Ergebnisse der Studie 
könnten auch verstehen helfen, warum, sagen wir, auf Usedom so 
viele rechts wählen, obwohl es dort kaum Ausländer gibt. Und sie 
könnten verstehen helfen, warum die AfD just in den Monaten seit 
Januar noch einmal enorm an Zulauf gewonnen hat, in denen die 
Zahl der Flüchtlinge stark abnahm und das Abendland bis auf wei-
teres gerettet scheint. (…) Wenn das stimmt, hilft es eben auch 
schrecklich wenig, (…) Regeln zur Integration von Ausländern zu 
verschärfen, Asylrechte einzuschränken und den Druck auf Ge-
flüchtete zu erhöhen. (…) Dann wäre es sinnvoller, (…) Politiker 
würden sich etwas intensiver mit den Tücken der Globalisierung, 
der dramatischen Ungleichheit von Einkommen und der Grund-
reform des Finanzsystems beschäftigen

© www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/afd-iwh-studie-abstiegsangst-schafft- 
feinde-a-1112567.html

M 4 »So einfach ist Wahlerfolg!«  © Heiko Sakurai, 8.3.2016
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M 7  Karl-Rudolf Korte (2015): »Wer schützt die 
Wähler vor dem Wandel?«, in: Berliner Republik, 
Das Debatten magazin

Nach der Bundestagswahl 2017 könnten sechs Parteien im Parla-
ment vertreten sein. Als Faustregel gilt: Je mehr Parteien, desto 
mehr Koalitionsoptionen – und desto geringer der Einfluss der 
Wähler auf die Regierungsbildung. Das ist der Preis der Vielfalt.
Über die Zusammensetzung der kommenden Bundesregierung 
werden nicht die Wähler entscheiden. Diese Wahl treffen allein 
die Parteien. Denn je koalitionsoffener sie agieren, desto wahr-
scheinlicher tragen sie die neue Regierung. Die Union ist in opti-
maler Weise multi-koalitionsfähig. Sie kann doppelt siegen: als 
stärkste Fraktion und in der Schlüsselposition für die Regierungs-
bildung. Gute Wahlergebnisse sind nicht mehr entscheidend, um 
mitregieren zu können. Wichtiger ist, die Koalitionsoptionen 
möglichst offenzuhalten. (…)
Das Parteiensystem in Deutschland gruppiert sich noch immer 
entlang von drei großen Konfliktlinien in der Gesellschaft: Ent-
scheidende Fragen sind erstens die Verteilung des gesellschaftli-
chen Reichtums, zweitens kulturelle Differenzen der politischen 
Partizipation (libertär oder autoritär) und drittens das relative 
Gewicht von Staat und Markt. Das kommende Wahlergebnis wird 
erneut zeigen, dass wohlfahrtsstaatliche gegenüber gerechtig-
keitsorientierten Zielbildern weiterhin dominant sind – gerade 
weil unter den Bürgern, die überhaupt noch zur Wahl gehen, der 
Anteil der am Status quo orientierten tendenziell steigt. Wohl-
fahrtsstaatliche Themen im Sinne eines »Weiter so!« werden die 
Wahl entscheiden. Gerechtigkeits- und Bürgerrechtsthemen hin-
gegen haben in einem Klima von Zufriedenheit sehr geringe Mo-
bilisierungschancen. Wahlentscheidend bleibt das Primat der so-
zialen und wirtschaftlichen Sicherheit: die tiefe Sehnsucht nach 
Sicherheit (objektive Sicherheitslage und subjektives Sicherheits-
gefühl). Die Regierung soll in sicherheitskonservativer Weise 
möglichst vor den Unbilden der Zukunft schützen. (…) 
Doch 2017 kommt noch eine vierte wichtige gesellschaftspoliti-
sche Konfliktlinie wirkungsmächtig neu hinzu. Es ist das ideologi-
sche Konfliktpotenzial zwischen kosmopolitischen und kommu-
nitaristischen Werten. Gemeint ist das Spannungsfeld zwischen 
globalisierten Weltbürgern und nationalkonservativen Gemein-
schaften. Kommunitaristische Einstellungen favorisieren die 
 Zugehörigkeit zu nationalen und kommunalen Kontexten. Kos-
mopolitische Einstellungen hingegen betonen universelle Ver-
pflichtungen. Folgerichtig stehen neobiedermeierliche Rückzüge 
und kulturelle Argumente für den Schutz des eigenen Marktes 

einem internationalen Freihandelsabkom-
men wie TTIP entgegen. Und die innere Glo-
balisierung – auch in Form der humanitären 
Aufgabe, mehr Flüchtlinge aufzunehmen – 
wird infrage gestellt. Letztlich triumphiert im 
nationalen Kommunitarismus die Volksge-
meinschaft gegenüber internationalen Ver-
pflichtungen. Doch es wäre vereinfacht zu 
 sagen, hier stünden Globalisierungsgewin-
ner gegen Globali sierungsverlierer, die Gu-
ten gegen die Schlechten. Die gesellschafts-
politische Konfliktlinie orientiert sich eher 
an den Globalisierungsverängstigten. Die 
Angst-Mitte gewinnt man nicht mit Vertei-
lungspolitik. Solche Wähler fühlen sich ent-
fremdet im eigenen Land und überfordert 
von der Beschleunigung des Alltags. Wer 
schützt sie gegen den Wandel? Solche vom 
Ressentiment getriebenen Mitte-Wähler gab 
es schon immer. Sie könnten jedoch 2017 die 
Angebotslücke im etablierten Parteienspekt-
rum nutzen, um ihren Unmut über »zu viel 
Globalisierung«, »zu viel Europa« und allge-
mein gegen »die da oben« in eine Stimme für 
die AfD umzuwandeln. Zwar kann derzeit nie-

mand wissen, ob es die AfD in zwei Jahren noch geben wird. Doch 
gerade in der Angst-Mitte der bürgerlichen Wähler wird der Be-
darf nach einer Partei wachsen, die diese gesellschaftspoliti-
sche Konfliktlinie aktiv bedient. Zur Parlamentarisierung solcher 
 Frustventil-Parteien wird es allerdings nur kommen, wenn sie 
ohne dumpfen rechtsextremen Duktus daherkommen. (…)
Welche konkreten Szenarien sind vor dem Hintergrund des Koali-
tionsmarktes und der gesellschaftspolitischen Konfliktlinien rea-
listisch, wenn die Bundeskanzlerin erneut antritt? Sieben Varian-
ten sind denkbar. Die Reihenfolge drückt – mit absteigender 
Tendenz – die Wahrscheinlichkeit aus:
1.  Eine neue lagerübergreifende Zusammensetzung: Schwarz-

Grün – nach dem Modell von Hessen kreiert. Merkel hätte die 
Chance, innovativ und kreativ ein neues Zukunftsbündnis zu 
formen.

2.  Die Ampel als multipler Dreierbündnis-Koalitionstyp: Rot-
Grün-Gelb. Zurzeit positioniert sich allerdings die FDP – stra-
tegisch klug – eher wirtschafts- als linksliberal, was schwie-
rige Koalitionsverhandlungen verspricht.

3.  Die Fortsetzung der Großen Koalition: CDU/CSU-SPD, wenn 
alle anderen Sondierungen gescheitert sind.

4.  Das von der Linken tolerierte neue Regierungsformat: Die 
Minderheitsregierung unter Rot-Grün, von der Linkspartei mit 
Bodo Ramelow nach dem Muster und Modell von NRW tole-
riert.

5.  Die absolute Mehrheit für die CDU/CSU, was schon 2013 – zu-
gegeben mit vier Parteien – unter den Bedingungen der spezi-
fischen Wahlrechtsreform nicht unwahrscheinlich war.

6.  Schwarz-Gelb: wenn die AfD den Einzug in den Deutschen 
Bundestag verpasst.

7.  Die linke Mehrheit als neuen Dreierbündnis-Koalitionstyp: 
Rot-Rot-Grün. Dies wäre allerdings die allerletzte Option, für 
die sich eine Gabriel-SPD opfern würde.

(…) Die Wähler spielen bei allen Modellen nur eine sehr marginale 
Rolle. Sie haben keine Wahl. Aber das ist der Preis, der anfällt, 
wenn der Parteienwettbewerb immer bunter und vielgestaltiger, 
immer entlagerter, mobiler und koalitionsoffener wird.«

© www.b-republik.de/aktuelle-ausgabe/wer-schuetzt-die-waehler-vor-dem-wandel

M 6 »Sorry, Leute ...«  © picture alliance / dieKLEINERT.de / Kostas Koufogiorgos, 2016
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M 8  Thomas Petersen (2016): »Die Welt 
der Wutbürger«, FAZ, 18.5.2016

Populismus hat die Gesellschaft im Griff: Die 
Hälfte der Deutschen denkt verächtlich über 
Politiker, das zeigt eine Allensbach-Studie im 
Auftrag der F.A.Z. – und noch mehr haben 
das Prinzip der repräsentativen Demokratie 
nicht verstanden.
Nicht erst seit den jüngsten Wahlerfolgen der 
AfD ist das Schlagwort Populismus in Mode. 
Ob es um den amerikanischen Präsident-
schaftskandidaten Donald Trump geht, sei-
nen Wettbewerber Bernie Sanders, die polni-
sche, ungarische oder griechische Regierung, 
die AfD oder die CSU – stets ist der Vorwurf 
des Populismus nicht weit. (…) Was bedeutet 
der Begriff eigentlich, der ja ein weltweites 
Phänomen beschreibt? Sicher lassen sich 
leicht Merkmale für populistische Politik fin-
den, allen voran die Taktik von Politikern, 
nicht die Positionen zu vertreten, die sie 
selbst für richtig halten, sondern das zu for-
dern, was ihnen ihrer Ansicht nach den meis-
ten Applaus in der Öffentlichkeit einbringt. 
Doch es bedarf eines bestimmten gesell-
schaftlichen Klimas, damit solche Politiker 
auch den Zuspruch eines wesentlichen Teils 
der Bevölkerung erhalten. Was kennzeichnet 
dieses Meinungsklima? Und hat die Neigung 
der Bevölkerung, populistischen Thesen zu 
folgen, tatsächlich in den vergangenen Jahren zugenommen? (…)
Ein wesentliches Element des populistischen Weltbildes ist si-
cherlich die Vorstellung, die Politik müsse stets exakt das tun, was 
das Volk wolle. Diese Vorstellung ist bei den Deutschen weit ver-
breitet. Das zeigen die Ergebnisse einer in der aktuellen Allens-
bacher Umfrage enthaltenen Dialogfrage: Die Interviewer über-
reichten den Befragten ein Bildblatt, auf dem zwei Personen in 
einer Gesprächssituation abgebildet waren. Die eine Person 
sagte: »Ich finde, ein Politiker kann auch mal gegen den Willen der Mehr-
heit des Volkes entscheiden. Schließlich wurde er gewählt, dass er Verant-
wortung übernimmt und stellvertretend für das Volk entscheidet.« Das 
Gegenargument lautete: »Ich erwarte von einem Politiker, dass er sich 
so entscheidet, wie die Mehrheit des Volkes entscheiden würde. Schließlich 
wurde er deswegen gewählt.« Dazu wurde die Frage gestellt: »Wel-
cher von beiden sagt eher das, was auch Sie denken?« 60 Prozent 
der Befragten entschieden sich daraufhin für die zweite Position, 
von den AfD-Anhängern waren es sogar 85 Prozent. Lediglich 29 
Prozent vertraten die Ansicht, dass ein Politiker auch mal gegen 
den vermuteten Mehrheitswillen entscheiden dürfe.
Es ist offensichtlich, dass nur wenige Deutsche das Prinzip der re-
präsentativen Demokratie verinnerlicht haben, wonach sich die 
Bürger bei der Wahl nicht nur für bestimmte politische Positionen 
entscheiden, sondern ihren gewählten Vertretern im Parlament 
auf Zeit die Verantwortung für das Land übertragen, und dass 
diese Verantwortung mit der Verpflichtung verbunden ist, im 
Zweifelsfall dem eigenen Gewissen zu folgen und nicht einem 
 augenblicklich vermuteten Volkswillen. (…)
Das vielleicht wichtigste Element populistischen Denkens ist ver-
mutlich eine verächtliche Haltung gegenüber der Politik, verbun-
den mit der Vorstellung, dass diese etwas Einfaches sei und Poli-
tiker Menschen, die keine besonderen Fähigkeiten hätten. Diese 
Vorstellung hat sich in Deutschland in den letzten Jahrzehnten 
gründlich durchgesetzt. Aufschlussreich sind die Antworten auf 
die Frage: »Glauben Sie, man muss große Fähigkeiten haben, um Bun-
destagsabgeordneter zu werden?« 1972 waren 63 Prozent der Befrag-
ten dieser Ansicht, 2014 dagegen, als die Frage zum bisher letzten 
Mal gestellt wurde, waren es noch 24 Prozent. Da ist es nur folge-
richtig, dass in der aktuellen Umfrage 46 Prozent der Befragten 

(und 71 Prozent der AfD-Anhänger) der Aussage zustimmten: »Die 
Politiker haben keine Ahnung, das könnte ich besser als die.«
Darüber hinaus wurde in den letzten Jahrzehnten den Politikern 
auch zunehmend die Bereitschaft abgesprochen, ihren Wählern 
zu dienen. Auf die Frage »Glauben Sie, dass die Abgeordneten in Berlin 
(bzw. Bonn) in erster Linie die Interessen der Bevölkerung vertreten, oder 
haben sie andere Interessen, die ihnen wichtiger sind?« antworteten in 
den sechziger und siebziger Jahren stets klare Mehrheiten, sie 
glaubten, die Politiker verträten die Interessen der Bevölkerung. 
Heute sind noch 25 Prozent dieser Ansicht. 43 Prozent sind dage-
gen der Meinung, dass Politiker vor allem andere Interessen ver-
folgten, überwiegend eigene, aber auch die ihrer Parteien, der 
Wirtschaft oder die von Lobbygruppen.
Was ist die Ursache dieser Entwicklung? Höchstwahrscheinlich 
spielen die Massenmedien dabei eine entscheidende Rolle. Da 
sind zum einen die Gesetzmäßigkeiten des Fernsehens, die, seit-
dem dieses zum Leitmedium geworden ist, auch die Spielregeln 
der Politik maßgeblich mitbestimmen. Der amerikanische Poli-
tikwissenschaftler Thomas E. Patterson hat bereits Anfang der 
neunziger Jahre in seinem immer noch sehr lesenswerten Buch 
»Out of Order« darauf hingewiesen, dass das Fernsehen als Mitt-
ler zwischen Politik und Bevölkerung eigentlich ungeeignet ist. 
Politik ist ein mühsames und langwieriges Geschäft, das Fernse-
hen braucht Kürze. Politik ist kompliziert, das Fernsehen muss 
vereinfachen. Politik muss ständig Kompromisse suchen, das 
Fernsehen lebt von Konflikten. (…) Alles in allem zeigen die Um-
frageergebnisse, dass die Elemente populistischen Denkens in 
der Bevölkerung weit verbreitet sind. Doch haben diese Haltun-
gen in jüngster Zeit wirklich zugenommen? Die Daten sprechen 
eher dagegen. (…) Es spricht damit einiges dafür, dass die Ursa-
chen der Anfälligkeit eines Teils der Bevölkerung für politischen 
Populismus lange vor der Gründung der AfD zu suchen sind und 
dass diese Entwicklung ihren Höhepunkt vielleicht schon über-
schritten hat. Die AfD ist nicht der Kern des Problems. Sie hat es 
nur sichtbar gemacht.

© www.faz.net/aktuell/politik/inland/das-weltbild-der-wutbuerger-und-wie-populis-
mus-deutschland-bestimmt-14237988.html?printPagedArticle=true#pageIndex_2

M 9 »Was Wutbürger denken! – Demoskopische Befragung des Allensbacher Instituts, 2016«
 © FAZnet, 18.5.2016
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

5. Populismus und Fremdenfeindlichkeit: 
Zum Aufstieg der »Alternative für 
Deutschland« 
ALEX HENSEL

Der elektorale Paukenschlag der Land-
tagswahlen im März 2016 war kaum 

verhallt, da gelang der »Alternative für 
Deutschland« (AfD) in Mecklenburg-Vor-
pommern schon der nächste politische 
Hechtsprung. Trotz positiver Ergebnisse 
von Wirtschafts- und Asylpolitik punktete 
die Partei auch im Nordosten mit einem 
rechtspopulistischen, einem fremden- und 
vor allem islamfeindlichen Wahlkampf, der 
sie in den Landtag führte – und etwa CDU, 
Linken und NPD empfindliche Wählerver-
luste zufügte. Besonders in ostdeutschen 
AfD-Landesverbänden sind fremdenfeind-
liche, nationalistische und gar völkisch-
rassistische Positionen zuletzt merklich 
lauter geworden. Diese Entwicklung mag 
viele verdrießlich stimmen, vor allem aber 
verwundern: Denn erstmals seit dem Auf-
stieg der Grünen in den 1980er Jahren über-
schreitet eine neue Partei leichtfüßig 
die Hürden zur parlamentarischen Etablie-
rung; zudem bricht offenbar mit ihrem Er-
folg die politisch-kulturelle Immunabwehr 
des deutschen Parteiensystems gegenüber 
parteiförmigem Rechtspopulismus zusam-
men. Über Dekaden hinweg hatten hierzulande fremdenfeind-
liche Parteien des rechten Randes, wie etwa NPD und DVU, 
Republikaner oder Schill-Partei, bloß eine »Randexistenz« 
(Stöss 2016) gefristet. Zuverlässig scheiterten sie an organi-
satorischem Unvermögen, innerer Zerstrittenheit und Kon-
kurrenz, der robusten Integrationskraft der Unionsparteien 
im rechten Wählerspektrum sowie vor allem an der nachhalti-
gen »Stigmatisierung des Rechtsextremismus« durch die na-
tionalsozialistische Vergangenheit (Decker 2015b: 121). Im Fol-
genden sollen die Bedingungen des Erfolgs der AfD sowie die 
Triebkräfte und Folgen ihrer Wandlung von einer euroskep-
tischen zu einer offen fremdenfeindlichen, populistischen 
Kraft analysiert werden.

Logik und Erfolg des Populismus 

Grundlegend für den raschen politischen Durchbruch der AfD ist 
ihre Positionierung als populistische Partei. Diese profitieren zu-
meist in besonderer Weise von sich zuspitzenden gesellschaft-
lichen Konfliktsituationen, vor allem sozioökonomischen Ver-
teilungskrisen, soziokulturelle Identitätskrisen sowie Krisen 
demokratischer Repräsentation (v. Beyme 2010: 180). Sie bieten 
günstige Gelegenheiten, sich als politische Alternative zur etab-
lierten Politik zu profilieren. Für Populismus sind zwei Merkmale 
zentral (Müller 2016: 42 ff.): 
– Erstens wenden sich Populisten vehement gegen das politische 
Establishment. Sie kritisieren politische Eliten – Berufspolitiker, 

etablierte Parteien sowie die Regierung – harsch, beschreiben sie 
als korrupt, unmoralisch und demokratisch illegitim. Die von den 
Bürgerinnen und Bürgern gewählten Politiker würden nicht im, 
sondern geradezu gegen das Interesse ihres Volkes agieren. 
– Zweitens sind Populisten antipluralistisch. Sie suggerieren, dass 
nur sie allein den eigentlichen Willen des Volkes erkennen und 
 authentisch repräsentieren können. Entgegen der tatsächlichen 
Vielfalt von Meinungen, Positionen und Interessen innerhalb der 
Bevölkerung imaginieren sie einen vermeintlich homogenen 
Volkswillen, der von äußeren Einflüssen bedroht und bedrängt 
sei. 
Diese Logik des Populismus arbeitet mit zwei zentralen Unter-
scheidungen: zum einen zwischen unten (Volk) und oben (Elite); 
zum anderen zwischen innen (Volk) und außen (Fremden). 
In beiden Fällen benötigen Populisten ein moralisches Unter-
scheidungskriterium, welches das »gute Volk von den schlechten 
Eliten trennt« und »klarmacht, wer eigentlich wirklich zum wah-
ren Volk gehört und wer nicht« (Müller 2016: 52). Um den postu-
lierten einheitlichen Volkswillen tatsächlich fassen zu können, 
bedarf es der Bestimmung von Eigenschaften und Interessen des 
eigenen Volkes. Mit Bezug auf identitätsstiftende Kategorien wie 
Kultur, Ethnie oder Religion werden natürliche Vorrechte einhei-
mischer Gruppen konstruiert. Ferner wird behauptet, diese wür-
den durch von außen kommende Fremde, wie etwa Migranten 
und Asylsuchende, oder durch vermeintliche innere Feinde, wie 
etwa kulturelle, religiöse oder soziale Minderheiten, bedroht (vgl. 
Decker/Lewandowski 2009). Die hier skizzierte Logik des Populis-
mus ist damit einerseits besonders affin gegenüber bestehenden 
exklusiven und fremdenfeindlichen Konzeptionen wie Nationalis-

Abb. 1 »Besorgte Bürger ...«   © Klaus Stuttmann, 1.5.2016

4 0

D&EP o p u l i s m u s  u n d  F r e m d e n f e i n d l i c h k e i t:  Z u m  A u f s t i e g  d e r  » A f D «  Heft 72 · 2016



mus, ethnischem Chauvinis-
mus oder Rassismus; ande-
rerseits ist ersichtlich, warum 
Vertreter entsprechender 
Ideo logien hier erfolgreich 
andocken können.

Im Fall der AfD finden sich 
bereits früh einzelne Merk-
male von Populismus (vgl. 
etwa Bebnowski 2015: 19ff; 
Häusler 2016: 174). Die grund-
sätzliche Kritik am Zustand 
der deutschen und euro-
päischen Demokratie, die ve-
hemente Schmähung einer 
angeblich ignoranten Re-
gierung und abgehobenen 
Kanzlerin sowie des politi-
schen und medialen Estab-
lishments insgesamt stellen 
wohl den Kernbestand der 
politischen Entrüstung der 
meisten Mitglieder und Sym-
pathisanten der AfD dar. Die-
ser Teil der populistischen 
Logik drückt sich prominent 
im Parteinamen »Alternative für Deutschland« aus und hat län-
gere Zeit als ideologische Klammer parteiinterner Strömungen 
fungiert (Decker 2015a: 221). 
Hinsichtlich der Bestimmung von Volk und Fremden ist die Lage 
schwieriger. In ihren Anfängen war die AfD in vielerlei Hinsicht 
moderater, als sie es heute ist. Innerhalb weniger Jahre hat indes 
eine Verschiebung ihres Markenkerns stattgefunden: Aus einem 
eher ökonomisch orientierten sog. »Wettbewerbspopulismus« ist 
ein vorwiegend kulturell argumentierender »Rechtspopulismus« 
geworden. 

Vom »Wettbewerbspopulismus« 
zur Parteispaltung 

Der Gründungsimpuls der AfD war die entfachte Euro- und Fi-
nanzkrise und deren politischen wie wirtschaftlichen Folgen (vgl. 
Decker 2015a: 218f). Zwar hatte sich 2009 die Partei im April 2013 
aus einer Vielzahl von existierenden politischen Netzwerken ge-
bildet und umfasste sowohl europaskeptische, wirtschaftslibe-
rale als auch christliche Strömungen (vgl. Bebnowski 2015: 19ff.). 
Dennoch profilierte sich die AfD unter der Führung ihres Vorsit-
zenden Bernd Lucke zunächst primär als radikal-euroskeptische 
Alternative zur von der Regierung Merkel als alternativlos ausge-
rufenen Krisen- und Eurorettungspolitik. Während »die Parteien 
der Mitte« im »alt-bundesrepublikanischen Pro-Europadenken« 
verharrten (Korte et al. 2015: 61), entwickelte die AfD mit ihren 
Forderungen nach einer geordneten Auflösung des Euro-Wäh-
rungsgebiets und einer Begrenzung der europäischen Integration 
ein inhaltliches »Alleinstellungsmerkmal« im Parteienwettbe-
werb (Niedermayer 2014: 186). Prominent präsentiert und erfolg-
reich beworben wurden diese Positionen von einer Riege beruf-
lich und akademisch reputierlicher Wirtschaftswissenschaftler 
und -fachleute, wie etwa Bernd Lucke, Joachim Starbatty oder 
Hans-Olaf Henkel, die den Ruf der AfD als seriöse Professoren-
partei grundierten. 
In ihrer Frühphase entwickelte die AfD also eine ideologisch un-
gewöhnliche Melange. In sozioökonomischen Fragen plädierte 
sie, ähnlich wie die FDP, für liberale Marktfreiheit und setzte sich 
damit vom Sozialprotektionismus anderer europäischer Populis-
ten deutlich ab; in soziokulturellen Fragen positionierte sie sich 
dagegen deutlich konservativer als die deutsche Christdemokra-

tie (Decker 2015b: 114). Ihr zunächst dominanter sog. »Wettbe-
werbspopulismus« bediente bei genauerer Betrachtung aller-
dings nicht allein die Unterscheidung zwischen Volk und Elite; 
vielmehr ist festzustellen, dass mit »Verweis auf die Logik des [ei-
genen, A.H.] ökonomischen Erfolgs« das populistische Merkmal 
der Aufwertung der eigenen Position durch die »kulturelle Abwer-
tung der ›Anderen‹« gerechtfertigt wurde (Bebnowski/Förster 
2014: 19). Die Heraushebung der »Überlegenheit des eigenen 
Wirtschaftsmodells gegenüber anderen Ländern und Kulturen« 
enthielt somit, leidlich versteckt, bereits auch ein soziokulturelles 
Konfliktmoment (Decker 2015a: 221). Zugleich ist festzustellen, 
dass der AfD für eine Einordnung als rechtspopulistische Partei 
zumindest auf Bundesebene zunächst eine »klar xenophobe« Pro-
grammatik gefehlt (Korte et al. 2015: 62) und sie ausländerfeind-
liche Aussagen in den ersten Reihen der Funktionäre vermieden 
hat (Lewandowski 2015: 123). 
Wie bei allen Parteineugründungen verlief die Frühentwicklung 
der AfD keineswegs friktionsfrei. War der Partei während des eilig 
vorbereiteten Bundestagswahlkampfes 2013 noch gelungen, in-
nere Konflikte einzuhegen und in der Öffentlichkeit ein relativ 
geschlossenes Bild zu vermitteln, brachen sich u. a. in der Vorbe-
reitung auf die Europawahlen im Juni 2014 innerparteiliche Kon-
flikte Bahn (vgl. Förster 2014). Die anfänglich verbindenden Ähn-
lichkeiten hinsichtlich kultureller Werte und lebensweltlicher 
Ordnungsvorstellungen vermochten dies kaum mehr aufzufan-
gen. Machtkämpfe und Intrigen traten bald offen und brutal zu-
tage, Meldungen über Putschversuche, zurückgetretene Landes-
vorsitzende und mit aller Härte ausgetragene Grabenkämpfe 
bestimmten das Bild der Partei (Niedermayer 2014: 202). Die AfD, 
so bemerkten Beobachter früh, verfüge im Überfluss über »erbit-
terte Gegner, rivalisierende Flügel und eine Hundertschaft akti-
ver Rechtspopulisten, die alle darauf warten, einander zu zerflei-
schen« (Amann/Müller 2013).
Diesen für Parteineugründungen geradezu charakteristischen 
Konflikten begegnete Parteichef Lucke mit Vorstößen in Rich-
tung einer organisatorischen Professionalisierung, wie etwa dem 
Versuch, die Zahl der Bundessprecher auf (s)eine Person zu redu-
zieren. Derartige Initiativen wurden von Mitgliedern der AfD in-
des als Verstoß gegen die als alternativ und besonders demokra-
tisch verstandene Organisationkultur gewertet und vehement 
zurückgewiesen (vgl. Koschmieder 2016). Die innerparteiliche 
Kritik am autoritären Führungsstil des Parteigründers und -vor-

Abb. 2 »Entwicklung der AfD«  © dpa-Infografik
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sitzenden Lucke wurde sukzessive lauter. Hinzu kamen eskalie-
rende ideologische und machtpolitische Konflikte zwischen dem 
wirtschaftsliberalen und nationalkonservativ orientierten Lager. 
Letzteres gewann deutlich an innerparteilicher Bedeutung, nach-
dem 2014 mit den auf die Themen »Grenzkriminalität« und »Über-
fremdung« fokussierten Landtagswahlkämpfen in Ostdeutsch-
land überraschend erstmals zweistellige Ergebnisse erreicht 
worden waren (Korte et. al 2015: 62). Der Macht- und Ressourcen-
zuwachs insbesondere der neuen Fraktionsvorsitzenden Frauke 
Petry (Sachsen), Alexander Gaulands (Brandenburg) und Björn 
Höckes (Thüringen) bildete die Voraussetzung für den folgenden 
parteiinternen Aufstand gegen Lucke. 
Angeführt von den ostdeutschen Landeschefs Björn Höcke und 
André Poggenburg, forderte der nationalkonservative Flügel in 
der sog. Erfurter Resolution, die AfD klar als »patriotische« Kraft 
und als »Bewegung unseres Volkes gegen die Gesellschaftsexpe-
rimente der letzten Jahrzehnte« aufzustellen (Der Fluegel 2015). 
Hierauf reagierte die wirtschaftsliberale Gruppierung um Bernd 
Lucke mit der Deutschland-Resolution, mit der sie versuchte, den 
»flachen Parolen« der Nationalkonservativen »Sachkompetenz« 
und »Realitätssinn« entgegenzustellen (Kölmel et al. 2015). Der 
Konflikt spitzte sich so weit zu, dass kurze Zeit später Hans-Olaf 
Henkel, damals AfD-Abgeordneter im Europaparlament und einer 
der populärsten Köpfe der Partei, von seinem Amt im Bundesvor-
stand zurücktrat. Auf dem Bundesparteitag im Juli 2015 in der Es-
sener Grugahalle überwarf man sich dann vollends: In der sticki-
gen Atmosphäre brütender Sommerhitze kam es zu heftigen 
Kontroversen und Anfeindungen zwischen Lucke und Petry, die 
den Parteigründer bei den Vorstandswahlen klar besiegte. Ge-
meinsam mit dem als liberal geltenden Wirtschaftsprofessor Jörg 
Meuthen übernahm Petry den Bundesvorsitz, während Lucke mit 
mehr als 2.000 Mitgliedern die AfD verließ und eine neue Partei 
namens ALFA gründete (Oppelland 2016).

Wahlkampf gegen das »Asylchaos«

Die Parteispaltung schien zunächst den Erfolgslauf der AfD zu be-
enden: Schon während der Lagerkonfrontation waren die bun-
desweiten Umfrageergebnisse eingebrochen, Funktionäre und 
Mandatsträger kehrten der Partei den Rücken und die elektorale 
und programmatische »Gewinnerformel« (Decker 2015b: 113) 
schien mit der Abspaltung vieler Wirtschaftsliberaler verloren zu 
gehen. Zugleich öffnete sich jedoch ein weiteres politisches Gele-
genheitsfenster für die Partei: Nachdem die ursprünglichen AfD-
Themen durch den Rückgang der Euro-, Finanz- wie auch der 
Griechenlandkrise an Brisanz verloren hatten, gewann ab dem 
Frühjahr 2015 das Thema Asylpolitik erheblich an Bedeutung. Das 
gesellschaftspolitische Konfliktpotenzial der Themen Einwande-
rung und Islam war spätestens seit der 2010 geführten Sarrazin-
Debatte (vgl. D&E 2010, Heft 60, Kalb: S. 3ff) sowie durch den 
Aufstieg der »PEGIDA«-Bewegung ab Herbst 2014 offenbar gewor-
den (vgl. Geiges et al. 2015). Als lokale Bewegung mit bundes-
weiter Ausstrahlung katalysierte letztere den bundesweiten 
rechtspopulistischen Stimmungsumschwung und bereitete mit 
ihren vehementen Warnungen vor einer »Islamisierung des 
Abendlandes« dem späteren Erfolgen der AfD den Weg. Mit dem 
deutlichen Anstieg der Zahl von Asylsuchenden ab Sommer 2015 
sowie der von Kanzlerin Angela Merkel entschiedenen Grenzöff-
nung polarisierte sich die asyl- und migrationspolitische Debatte 
heftig (vgl. Münkler/Münkler 2016: 7ff.). Die AfD reagierte prompt 
und kompromisslos; unter dem Motto »Asylchaos und Eurokrise 
stoppen« lancierte sie eine »Herbstoffensive« genannte bundes-
weite Protestkampagne. Auf diversen, oft gut besuchten und me-
dial vielbeachteten Veranstaltungen wetterte sie gegen die von 
der Regierung getragene Asylpolitik und Willkommenskultur und 
präsentierte einen prononciert restriktiven asylpolitischen For-
derungskatalog. Jenseits der administrativen Kritik an Merkels 
Krisenmanagement wurden dabei schnell fremden- und vor allem 

Islamfeindliche sowie nationalistische Parolen laut (vgl. Häusler 
2016: 171ff). 
Auch in den folgenden Landtagswahlkämpfen in Baden-Würt-
temberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt fokussierte die AfD 
gänzlich auf das in ihren Augen von Merkel verschuldete »Asyl-
chaos« (vgl. folgend: Hensel et al. 2016). Dabei erneuerte und 
transformierte sie die populistische Unterscheidung zwischen 
Volk und Elite, indem sie letzterer nicht nur Ignoranz und Miss-
achtung des eigentlichen Volkswillens, sondern darüber hinaus 
ein eklatantes Politik- und Staatsversagen vorwarf, das sie mit 
Beispielen für ein allgegenwärtiges Asylchaos untermauerte. Zu-
dem beschwor sie die Gefahr einer »unkontrollierten Massen-
einwanderung« aus islamisch geprägten Ländern, die ein durch 
Migration, kulturellen Wandel und Globalisierung bereits fortge-
schrittenes Entfremdungsgefühl vieler Menschen endgültig eska-
lieren lasse. Damit unterstrich die AfD auch im Westen offensiv 
ihre populistische Unterscheidung zwischen »Volk und Fremden«. 
Als letztere fungierten nicht nur die damals tatsächlich in hoher 
Zahl ankommenden Asylsuchenden, sondern aus Sicht der AfD 
auch die renitent an Einfluss gewinnenden sexuellen, kulturellen 
sowie religiösen Minderheiten innerhalb des Landes. Die derart 
entworfenen Bedrohungsszenarien beantwortete die AfD mit ei-
nem Set aus rechtskonservativen, vornehmlich gesellschaftspoli-
tisch ausgerichteten Wahlkampfforderungen: 
– Erstens diagnostizierte sie mit Verweis auf illegale Massen-
einwanderung, fortgesetzte Kürzungen bei der Polizei und eine 
ideologische Kontrolle der Justiz einen eklatanten Verlust an 
 Sicherheit, öffentlicher Ordnung und Geltung des Rechts. Dem-
gegenüber positionierte sich die AfD als »Rechtsstaatspartei«, 
Hüterin von Recht und Ordnung sowie tendenziell auch als Stan-
desvertretung der Polizei. 
– Zweitens prangerte die AfD mit Blick auf Ökonomisierung, 
Liberal isierung und Globalisierung einen Verfall althergebrachter 

Abb. 3 »Ergebnisse der Landtagswahlen in Baden-Württemberg 1988–2016« 
  © dpa-Infografik, 2016
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lebensweltlicher Ordnung an. Entgegen einer 
staatlich subventionierten Gleichstellungs-
politik und »Gender-Ideologie« verteidigte 
sie klassische Familien- und Erziehungsmo-
delle und gerierte sich als Anwältin traditio-
neller Mütterrollen und kinderreicher Fami-
lien.
– Drittens beschwor die AfD infolge von 
»Masseneinwanderung aus islamisch ge-
prägten Ländern« und einer angeblich domi-
nant gewordenen »Multikulti-Ideologie« den 
Verlust kollektiver Identitäten und Orientie-
rungsmuster. Neben ihrer Forderung nach 
einer restriktiveren Asyl- und Migrationspoli-
tik empfahl sie sich als Bewahrerin eines un-
gebrochenen Heimat-, Geschichts- und Nati-
onalbewusstseins.
Das übergreifende rechtspopulistische 
Grundmuster wurde in den Landtagswahl-
kämpfen Anfang 2016 regional allerdings 
 verschieden übersetzt. So entwickelte die 
AfD – auch aufgrund erheblicher regionaler 
Unterschiede in Ressourcen und Organisa-
tion – im Südwesten durchaus andere Profile, 
Strategien und Schwerpunkte als im mittel-
deutschen Osten. Wie so oft im Fall junger Parteien, verfügte 
sie dabei oftmals über ein feines Sensorium für regional- wie 
 milieuspezifische Konfliktlagen sowie medial wie politisch unter-
repräsentierte Interessen, Haltungen und Erfahrungen.
Sowohl in Baden-Württemberg als auch in Rheinland-Pfalz prä-
sentierte sich die AfD geradezu stolz als rechtskonservative und 
moderat-bürgerliche Partei, die sich selbst als legitime Nachfol-
gerin einer ideologisch entkernten Merkel-CDU wähnte. Dement-
sprechend formulierten die dortigen Landesverbände ein im Ver-
gleich zu den vorherigen Ost-Wahlkämpfen eher zurückhaltendes 
und diverses Programm und nutzten tendenziell dramaturgisch 
kontrollierbare Wahlkampfformate wie bspw. Vortragsabende 
und Bürgersprechstunden. Vor allem aber gelang ihnen, die me-
diale Aufmerksamkeit auf die verhältnismäßig moderat und pro-
fessionell erscheinenden Spitzenkandidaten zu lenken. In Baden-
Württemberg kandidierte der von den Medien als reputierlich 
beschriebene Wirtschaftsprofessor und fünffache Vater Jörg 
Meuthen; in Rheinland-Pfalz der ebenso beherrscht wie verläss-
lich wirkende Berufssoldat Uwe Junge. Beide strahlten ein ausge-
prägtes bürgerliches Selbstbewusstsein aus und kaschierten da-
mit effektiv die in beiden Ländern präsenten radikal-rechten 
Kandidaten in der zweiten Reihe. Gleichzeitig stärkten sie die 
Selbstvergewisserung der südwestlichen AfD-Sympathisanten als 
bürgerliche und eben nicht extremistische Kraft. 
In Sachsen-Anhalt dagegen gab sich die AfD offensiv und radika-
ler, als Protest- und Bewegungspartei mit nationalistischen For-
derungen und völkischer Leiterzählung. Gänzlich unumwunden 
verknüpfte sie demografische Strukturprobleme mit der Gefahr 
einer islamischen Überfremdung und forderte unverhohlen den 
Schutz des deutschen Volkes, etwa durch eine dezidiert an Deut-
schen orientierte Familienpolitik oder die Vermittlung »preußi-
scher Tugenden« in Bildung und Kultur. Im Gegensatz zum Süd-
westen waren die Kandidaten in Sachsen-Anhalt deutlich jünger, 
weniger gut situiert und medial unerfahrener. So geriet gerade 
Spitzenkandidat André Poggenburg aufgrund radikaler Äuße-
rungen und guter Kontakte zum umstrittenen thüringischen 
Fraktionsvorsitzenden Björn Höcke wiederholt bundesweit in die 
Kritik. Im Wahlkampf vor Ort wurden derartige Hinweise jedoch 
in eine populistische Elitenkritik umgekehrt und authentisch mit 
regionalen Befindlichkeiten, individuellen Abstiegs- sowie kol-
lektiven Abwertungserfahrungen verknüpft. Durch persönliche 
Verankerungen vor Ort, Bündnisse mit zumeist gegen den Bau 
von Asylunterkünften gerichteten Bürgerinitiativen sowie die Un-
terstützung der rechtsnational orientierten ostdeutschen Nach-

barlandesverbände gelangen der organisationsschwachen AfD 
auch in Sachsen-Anhalt erhebliche Mobilisierungserfolge. 

AfD auf erfolgreichem Wählerfang

In ihrer kurzen Parteientwicklung hat die AfD erheblich von 
 verschiedenen Krisenkonstellationen profitiert, an die sie ihre 
Agenda effektiv angepasst hat. Ihr frühes Profil fungierte gewis-
sermaßen als Türöffner zum politischen System, betonte vor al-
lem sozioökonomische Konflikte. Die euroskeptische Agenda war 
bereits wettbewerbspopulistisch prononciert, ließ aber keine ef-
fektive Stigmatisierung als Partei des rechten Randes zu. Erst als 
die AfD die wichtigsten Eingangs- und ersten Etablierungshür-
den im politischen System genommen hatte, verschob sich ihr 
Profil infolge innerparteilicher Machtkämpfe und der anschwel-
lenden Asylkrise in Richtung einer klassisch rechtspopulistischen 
Agenda. Mittlerweile positioniert sie sich überwiegend in sozio-
kulturellen Auseinandersetzungen um gesellschaftliche Werte, 
Normen und Ordnungen und stellt eine streng konservative Fami-
lien- sowie eine rigorose Asyl- und Migrationspolitik in den Vor-
dergrund (vgl. Korte et al. 2015: 629). Dadurch profitiert die AfD 
von der flexiblen Anwendbarkeit der populistischen Logik und 
macht ganz verschiedenen Wählergruppen ein offenbar attrakti-
ves Angebot. 
Mit der populistischen Unterscheidung zwischen Volk und Elite 
bedient die AfD die verbreitete Unzufriedenheit vieler Bürger mit 
dem Zustand der Demokratie sowie deren generelle Entfremdung 
von den etablierten Parteien. Dies basiert etwa auf langfristigen 
Erosions- und Annährungsprozessen der etablierten Parteien, der 
wiederholt proklamierten Alternativlosigkeit von Krisenpolitiken 
sowie einem generellen Rückgang oppositioneller Angebote un-
ter der Großen Koalition. Dagegen hat sich die AfD als program-
matische und symbolische Alternative positioniert und fungiert 
im Parteiensystem nun ähnlich wie vor einigen Jahren die Piraten-
partei als »attraktiver Außenseiter« (vgl. Hensel 2012). Als Sprach-
rohr für Unzufriedenheit mit dem Zustand der Demokratie und 
als Vehikel für Protest konnte die AfD bei den Wahlen im Frühjahr 
2016 in hohem Maße sowohl ehemalige Nichtwähler als auch frus-
trierte Wähler der etablierten und sonstigen Parteien für sich ge-
winnen (vgl. Niedermayer/Hofrichter 2016: 273ff; o. V. 2016).
Mit der populistischen Abgrenzung des Volkes von Fremden re-
agiert die AfD auf soziale Unsicherheit und kulturelles Unbeha-
gen innerhalb der Gesellschaft (Decker 2015b: 121f.) sowie auf seit 

Abb. 4 »Spitzenpolitiker der AfD und deren Konflikte untereinander«   © dpa-Infografik 7/2016
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Jahren vorhandene autoritäre und rechtsextreme Einstellungs-
muster (vgl. Decker et al. 2016). Die von ihr skizzierten Bedro-
hungsszenarien erklären Fremde und Minderheiten – wie Asyl-
suchende, Muslime oder sexuelle Minderheiten – mindestens zu 
Mitschuldigen an Prozessen und Effekten des allgemeinen gesell-
schaftlichen Wandels sowie aktueller Krisen. Damit erreichte die 
AfD bei den Landtagswahlen im März 2016 vor allem Wähler, die 
über die Asylpolitik Angela Merkels besonders aufgebracht waren 
und durch den Zuzug von Flüchtlingen einen Verlust an sozialer 
Sicherheit sowie eine kulturelle Entfremdung befürchteten (o. V. 
2016). 
Im Gegensatz zur Wählerschaft anderer Parteien zeichneten sich 
AfD-Wähler in besonderem Maße durch »rechtsextremistische 
Einstellungsmuster« aus, wobei vor allem fremdenfeindliche und 
chauvinistische Auffassungen ausgeprägt waren (Niedermayer/
Hofrichter 2016: 281f.). In einer zuletzt reichlich »nervösen, von 
Abstiegsängsten und Ressentiments durchdrungenen Gesell-
schaft« (Nachtwey 2016: 299) wirkt der rechtskonservative Ruf 
der AfD nach Sicherheit, Ordnung und Heimat verfänglich – auch 
deshalb, weil die Partei auf vielfältige und komplexe Herausforde-
rungen der Globalisierung einfache Antworten und Identitätsan-
gebote liefert. Dadurch konnte die AfD einerseits bei den Land-
tagswahlen im Frühjahr 2016 abermals heimatlos gewordene 
Unions-Wähler aus den politischen Milieus einer verunsicherten 
bürgerlichen Mitte gewinnen; andererseits wirkte sie auch anzie-
hend auf traditionalistisch orientierte Wähler der linken Parteien 
und avancierte zumindest in Baden-Württemberg und Sachsen-
Anhalt unter Arbeitern und Arbeitslosen zur stärksten Kraft 
 (Niedermayer/Hofrichter 2016: 270f.)

Populismus zwischen Korrektiv und Bedrohung

Mit den jüngsten Wahlergebnissen haben sich die Chancen der 
AfD auf eine weitere politische Etablierung verbessert. Sie ist in 
sämtlichen sechs ostdeutschen und in immerhin vier der west-
deutschen Landesparlamente vertreten. Auch wenn die bisheri-
gen Wahl- und aktuelle Umfrageergebnisse der AfD im Westen 
niedriger ausgeprägt sind als im Osten, ist hier mit weiteren par-
lamentarischen Erfolgen zu rechnen. Zugleich rückt auch der 
Sprung in den Bundestag 2017 in greifbare Nähe. Zwar ist der Auf-
bau bisheriger AfD-Landtagsfraktionen von intensiven Macht-
konflikten begleitet – wie zuletzt die AfD-Fraktion in Baden-
Württemberg eindrücklich vorgeführt hat. Dennoch wirken die 
Fraktionen mittelfristig als Motor einer weiteren Professionalisie-
rung und Konsolidierung der Partei. Und bereits jetzt ist der von 
Wahlerfolgen und medialer Aufmerksamkeit ausgehende politi-
sche Druck der AfD auf die etablierten Parteien enorm. Aus ihrer 
inner- wie außerparlamentarischen Oppositionsrolle heraus ge-
lingt der AfD, den politischen Diskurs zu beeinflussen und deut-
lich nach rechts zu verschieben. Just zeigte sich dies etwa an hef-
tigen Konflikten unter und innerhalb der Unionsparteien über die 
Ausgestaltung der Asylpolitik und an der fortgesetzten Schwä-
chung der Machtbasis von Kanzlerin Merkel (vgl. Lau/Hildebrandt 
2016). 

So sehr derartige Entwicklungen irritieren, sind sie in der Partei-
endemokratie doch grundsätzlich vorgesehen. Neue Parteien von 
hinreichender Größe können – und sollen – den politischen Wett-
bewerb beleben, von etablierten Parteien nicht- oder unterreprä-
sentierte Stimmungen, Konflikte und Positionen artikulieren und 
in das politische System hineintragen. Populistische Parteien 
können damit durchaus als Korrektiv fungieren. Zugleich können 
sie aber auch als »schleichendes Gift« wirken, indem ihre perma-
nente Provokation und Zuspitzung eine »Banalisierung des politi-
schen Diskurses« sowie eine Aushöhlung der institutionellen und 
kulturellen Prinzipien der Demokratie befeuern (Decker/Lewan-
dowski 2009). Dass die AfD fremdenfeindlichen Forderungen ei-
nen Platz im Parteienspektrum erkämpft hat, stellt für die indivi-
duelle Freiheit und Unbescholtenheit vieler Menschen sowie für 
das gesellschaftliche Zusammenleben insgesamt eine Gefahr dar. 
Auch die fortgesetzte Radikalisierung von Teilen der Partei und 
etwa die guten Kontakte ostdeutscher Führungsfiguren wie Björn 
Höcke zu »Repräsentanten des gemäßigten Rechtsextremismus« 
(Stöss 2016) ermahnen zu Aufmerksamkeit. 

Die etablierten Parteien stehen vor schwierigen Herausforderun-
gen. Gegenwärtig verfolgte Strategien des Antipopulismus wir-
ken oftmals hilflos, verfallen analog zu den Populisten in reflex-
hafte Moralisierungen und Ausschlussversuche (Jörke/Selk 2015). 
Viele der gewohnten und nicht selten auch längst zur unhinter-
fragten Routine erstarrten Mittel und Strategien im »Kampf ge-
gen rechts« und Rechtsextremismus verfangen im Fall der AfD 
nicht, stärken gar ihren Zusammenhalt und ihre Resonanz. Aber 
auch allzu offensive Offerten und Anbiederungsversuche gegen-
über der rechtspopulistischen Stimmung sind in rechtlicher wie 
normativer Hinsicht problematisch. So gilt es, eine reflektierte 
wie auch kritische Routine im Umgang mit der AfD zu entwickeln. 
Diese muss sowohl die vielfältigen Ursachen für den Erfolg der 
AfD wahrnehmen und anerkennen als auch die von ihr ausgehen-
den Gefahren politisch und notfalls juristisch begegnen.

Abb. 5 »Wählerwanderungen zur AfD, hier: Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
in Berlin am 18.9.2016. Die AfD erreichte 14,2 Prozent der Stimmen.«
 © dpa-Infografik, 10/2016
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MATERIALIEN

M 1  Alternative für 
Deutschland: »Pro-
gramm für Deutsch-
land«, beschlossen am 
Stuttgarter Parteitag 
30.4./1.5.2016.

MUT ZU DEUTSCHLAND. 
FREIE BÜRGER, KEINE 
 UNTERTANEN.
Wir sind Liberale und Kon-
servative. Wir sind freie Bür-
ger unseres Landes. Wir sind 
überzeugte Demokraten. (…) 
Wir kamen zusammen in der 
festen Überzeugung, dass 
die Bürger ein Recht auf 
eine echte politische Alter-
native haben, eine Alterna-
tive zu dem, was die politi-
sche Klasse glaubt, uns als 
»alternativlos« zumuten zu 
können.
Dem Bruch von Recht und Gesetz, der Zerstörung des Rechts-
staats und verantwortungslosem politischen Handeln gegen die 
Prinzipien wirtschaftlicher Vernunft konnten und wollten wir 
nicht länger tatenlos zusehen. Ebenso wollten wir nicht länger 
hinnehmen, dass durch das Regime der EURO-Rettung längst 
überwundene Vorurteile und Feindseligkeiten zwischen den eu-
ropäischen Völkern neu aufbrechen.
Daher haben wir uns dafür entschieden, Deutschland und seinen 
Bürgern in allen Bereichen eine echte politische Alternative zu 
bieten. Als freie Bürger treten wir ein für direkte Demokratie, Ge-
waltenteilung und Rechtsstaatlichkeit, soziale Marktwirtschaft, 
Subsidiarität, Föderalismus, Familie und die gelebte Tradition der 
deutschen Kultur. Denn Demokratie und Freiheit stehen auf dem 
Fundament gemeinsamer kultureller Werte und historischer Erin-
nerungen. In der Tradition der beiden Revolutionen von 1848 und 
1989 artikulieren wir mit unserem bürgerlichen Protest den Wil-
len, die nationale Einheit in Freiheit zu vollenden und ein Europa 
souveräner demokratischer Staaten zu schaffen, die einander in 
Frieden, Selbstbestimmung und guter Nachbarschaft verbunden 
sind. (…) 
Wir wollen Deutschland reformieren und an die Prinzipien und 
Wurzeln anknüpfen, die erst zu seinem Wirtschaftswunder und 
dann zu seinem jahrzehntelangen sozialen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Erfolg geführt haben. Deutschlands Staats-
apparat hat inzwischen ein ungutes Eigenleben entwickelt. Die 
Machtverteilung entspricht nicht mehr den Grundsätzen der 
 Gewaltenteilung. Zudem ist der öffentliche Sektor über sachge-
rechte Grenzen hinausgewuchert. Die staatlichen Organe wieder 
an ihren Auftrag zu binden und den Staat an seine Kernaufgaben 
zu erinnern, ist wesentlicher Teil unserer Politik.
Spätestens mit den Verträgen von Schengen (1985), Maastricht 
(1992) und Lissabon (2007) hat sich die unantastbare Volks-
souveränität als Fundament unseres Staates als Fiktion heraus-
gestellt.
Heimlicher Souverän ist eine kleine, machtvolle politische Füh-
rungsgruppe innerhalb der Parteien. Sie hat die Fehlentwick-
lungen der letzten Jahrzehnte zu verantworten. Es hat sich eine 
politische Klasse von Berufspolitikern herausgebildet, deren vor-
dringliches Interesse ihrer Macht, ihrem Status und ihrem materi-
ellen Wohlergehen gilt. Es handelt sich um ein politisches Kartell, 
das die Schalthebel der staatlichen Macht, soweit diese nicht an 
die EU übertragen worden ist, die gesamte politische Bildung und 
große Teile der Versorgung der Bevölkerung mit politischen Infor-

mationen in Händen hat. Nur das Staatsvolk der Bundes republik 
Deutschland kann diesen illegitimen Zustand beenden.

© www.alternativefuer.de/wp-content/uploads/sites/7/2016/05/2016-06-27_ 
 afd-grundsatzprogramm_web-version.pdf

M 3  Frank Decker (2015): »Alternative für Deutschland und 
Pegida: Die Ankunft des neuen Rechtspopulismus in der 
Bundesrepublik Deutschland«, in: Decker (Hrsg.), (2015)

Im Falle der AfD waren deren Einschätzung als rechtspopulistisch 
von Beginn an umstritten – auch in der wissenschaftlichen Dis-
kussion. Dass die Partei sich selbst gegen dieses Etikett entschie-
den verwahrt hat, mag aus ihrer Sicht verständlich sein. (…) Das 
Problem des Rechtspopulismusbegriffs liegt darin, dass er nicht 
nur eine wissenschaftliche Analysekategorie darstellt, sondern 
zugleich als wertgeladener Kampfbegriff in der politischen Aus-
einandersetzung herhalten muss. Letzteres kann kein Grund sein, 
ihn in der Wissenschaft zu umgehen. Manche Beobachter wollten 
der Verlegenheit, die AfD als rechtspopulistisch einzustufen, ent-
kommen, indem sie unter Verweis auf die Personalkonflikte in der 
Partei behauptet haben, diese bestehe aus drei im Grunde unver-
träglichen Strömungen: einer wirtschaftsliberalen, einer national-
konservativen und einer rechtspopulistischen. Darin liegt aber ein 
Missverständnis, denn die Strömungen sind nicht nur miteinander 
vereinbar, sondern in gewisser Weise sogar aufeinander bezogen. 
Zusammen bilden die die programmatische und elektorale »Ge-
winnerformel« der neuen Rechtsparteien, in die sich auch die eu-
roskeptischen Positionen problemlos einfügen. Der Populismus 
fungiert dabei als übergreifendes Scharnier. Er steht für die Anti-
Establishment-Orientierung der Partei, die bereits im Namen 
 »Alternative« zum Ausdruck kommt, und für ihren Anspruch, das 
einfache, also »eigentliche« Volk beziehungsweise dessen schwei-
gende Mehrheit zu vertreten. Dafür lassen sich in den Wahlkampf-
äußerungen der AfD zahlreiche Belege finden, worüber das an 
dieser Stelle eher zurückgenommen klingende Programm be-
wusst oder unabsichtlich hinwegtäuscht. Des Weiteren teilt die 
AfD mit dem Mainstream des europäischen Rechtspopulismus die 
(…) Forderung nach mehr direktdemokratischen Beteiligungs-
rechten, die sich laut ihren politischen Leitlinien am »Schweizer 
Vorbild« orientieren soll. Die wirtschaftsliberalen und konservati-
ven Positionen der Partei stellen ebenfalls keinen Gegensatz dar. 

M 2 »Genug gelabert! … jetzt wird behandelt!«   © Gerhard Mester, 21.3.2016
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Sie werden in einem nationa-
len »Besitzstands- oder Wett-
bewerbspopulismus zu sam-
mengeführt, der die Überle-
genheit des eigenen Wirt-
schaftsmodells gegenüber 
anderen Ländern und Kultu-
ren betont. 

© Frank Decker (2015) »Alternative für 
Deutschland und Pegida«, in: Frank 
 Decker, u. a. (Hrsg.) (2015): Rechtspopu-
lismus und Rechtsextremismus in Eu-
ropa. Baden Baden, Nomos-Verlag, S. 78f

M 4  Jasper von Alten-
bockum (2016): »Die 
verspätete Partei«, 
in: FAZ, 8.7.2016, S. 1

Die Wahlerfolge der AfD hin-
terlassen ähnliche Spuren 
wie das britische Referendum 
über den Austritt aus der Eu-
ropäischen Union. Die neue 
Partei macht nicht den Ein-
druck, dass sie mit der Macht, 
die sie in den Landtagen bekommen hat, etwas anfangen kann. 
Sie macht nicht einmal den Eindruck, dass sie einen Plan dafür 
hat. Der Unterschied ist, dass sich ihre Politiker, anders als die 
Populisten auf der Insel, nicht aus der Verantwortung stehlen. 
Aber was sie unter Verantwortung verstehen, ob es zu mehr reicht, 
als gegen das »System«, gegen den Euro, gegen die EU, gegen den 
Islam, gegen das »versiffte« Deutschland und gegen die »Kanzler-
Diktatur« zu polemisieren, wird dadurch nicht klarer. Was sich in 
Stuttgart in den vergangenen Wochen abspielte (vorübergehende 
Spaltung der AfD-Vertreter im Stuttgarter Landtag in zwei Frakti-
onen: J.K.), hat seinen Grund in dieser verantwortungslosen Ver-
antwortung. Einen Abgeordneten, über dessen antisemitisches 
Bramarbasieren kein Zweifel bestehen kann, aus der Fraktion 
auszuschließen, ist für viele AfD-Politiker und Parteimitglieder 
offenbar schon zu viel der politischen Korrektheit. Das war von 
Beginn an der wunde Punkt der »Alternative«. Zwar sollte der 
Name der Partei signalisieren, dass es sehr wohl andere Möglich-
keiten gibt als die »alternativlose« Politik der »Alt-Parteien« (ge-
meint war vor allem die Kanzlerpartei, die CDU). Verstanden 
wurde es von den AfD-Anhängern aber auch als Widerstandsbe-
wegung gegen die »Alternativen« der siebziger und achtziger 
Jahre, die beim Marsch durch die Institutionen Deutschland ver-
ändert haben. Das ist nicht mehr das »bürgerliche« Deutschland 
der AfD, sondern ein angeblich degeneriertes Deutschland, das 
Spielregeln vorschreibt, denen sie sich nicht unterwerfen will.
Diesem Deutschland Zugeständnisse zu machen, dessen Politik, 
Parteien und Presse aus ihrer Sicht zum Reich der Andersgläubi-
gen, dem der »Lüge« und des »Systems« gehören, ist vielen Ideo-
logen der AfD Ausdruck von Schwäche. Dadurch ergeben sich 
Überschneidungen zu Pegida, zu Radikalen und Extremisten, die 
sich nicht erst seit gestern aus der repräsentativen Demokratie 
verabschiedet haben und sich eine »Volksdemokratie« wünschen. 
Bis heute haben AfD-Politiker in der Parteispitze vermieden, die-
sen Konstruktionsfehler der Partei zu korrigieren. Es hätte ja be-
deutet, den eigenen Anspruch zu verletzen, auf Tabuzonen und 
»Redeverbote« keine Rücksicht zu nehmen. Es würde jetzt zudem 
bedeuten, die linken AfD-Kritiker zu bestätigen, die sie auf völ-
kische Abwege reduzieren. Es würde vor allem bedeuten, nicht 
mehr den ganz großen Protest einsammeln zu können.

© Jasper von Altenbockum (2016) »Die verspätete Partei«, in: FAZ, 8.7.2016, S. 1

M 6  Matthias Kamann (2016): »AfD verfolgt Strategie der 
gezielten Radikalisierung«, Die WELT 31.5.2016

Vier Wochen hat es gedauert. So lange brauchte die AfD, bis der 
Partei klar wurde, was auf ihrem Bundesparteitag am 30. April 
und 1. Mai 2016 beschlossen worden war. Erst jetzt, fast einen 
ganzen Monat später, ist das Chaos der unzähligen Abstimmungs-
vorgänge jenes Parteitags so weit durchforstet, dass endlich die 
offizielle Fassung des in Stuttgart beschlossenen Grundsatzpro-
gramms präsentiert werden konnte. Und siehe da: Es gibt mal 
wieder Verschärfungen. Und die passen, zumal beim Thema Is-
lam, gar nicht zu den einigermaßen moderaten Signalen, mit wel-
chen die Parteiführung zuvor die ärgsten Befürchtungen hatte 
zerstreuen wollen. So schien es zunächst, als wolle die AfD die 
Entstehung eines grundgesetzkonformen Islam in Deutschland 
unterstützen. »Imame sollen in deutscher Sprache an deutschen 
Universitäten ausgebildet werden«, hieß es vor dem Parteitag im 
Entwurf des AfD-Bundesvorstands.
Damit stellte sich damals die Parteispitze hinter jene bereits eta-
blierte Praxis vieler Bundesländer, durch eine wissenschaftlich 
fundierte Imamausbildung im liberalen Klima deutscher Hoch-
schulen die muslimische Verkündigung mit den Werten und Ver-
fassungsprinzipien der Bundesrepublik in Einklang zu bringen.
Doch davon ist jetzt im offiziellen Programm keine Spur mehr. 
Dort steht nun sogar das genaue Gegenteil: »Die islamtheologischen 
Lehrstühle an deutschen Universitäten sind abzuschaffen und die Stellen 
der bekenntnisneutralen Islamwissenschaft zu übertragen.«
Mit dieser Forderung, die im Stuttgarter Parteitagsdurcheinander 
weithin unbemerkt geblieben war, stellt sich die AfD kategorisch 
gegen eine spezifisch religiöse Ausbildung von Imamen. Denn 
eine solche Ausbildung kann es nur an jenen »islamtheologischen 
Lehrstühlen« geben, die die AfD aber ablehnt. (…) Weitere Schritte 
folgten: Laut offiziellem Programm ist der Islam in Deutschland 
jetzt nicht mehr nur »eine große Herausforderung« wie noch im 
Entwurf, sondern »eine große Gefahr«. Zudem weitet die AfD ihre 
Kritik am Islam immer mehr aus.

© www.welt.de/politik/deutschland/article155854254/AfD-verfolgt-Strategie-  
der-gezielten-Radikalisierung.html

M 5 »AfD: Evolution in den Schlamm!«  © Heiko Sakurai, 19.4.2016
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M 7  Martin Kroh (2016): »AfD-Anhänger/-innen kommen 
zunehmend aus der Gruppe der Nichtwähler/-innen«, 
DIW Wochenbericht Nr. 34.2016

Prof. Dr. Martin Kroh, Stellvertretender Leiter, Infrastruktur-
einrichtung Sozio-oekonomisches Panel am DIW Berlin
DIW: Herr Kroh, die »Alternative für Deutschland« (AfD) ist eine junge 
Partei, die zu Beginn vorwiegend als eine Protestpartei wahrgenommen 
wurde, die sich gegen den Euro positioniert. Inwiefern hat sich das Bild der 
AfD seit ihrer Gründung gewandelt? 
Kroh: Die AfD hat sich in den letzten eineinhalb Jahren inhaltlich 
und personell deutlich verändert. Auch das Grundsatzprogramm 
der Partei zeigt, dass die Eurokrise etwas in den Hintergrund ge-
treten ist und dafür Themen wie die Migration deutlich an Bedeu-
tung gewonnen haben. Von vielen wird sie mittlerweile als 
rechtspopulistisch bezeichnet. Letztlich ist sie ja auch im EU-Par-
lament der Fraktion beigetreten, in der Parteien wie UKIP oder 
die FPÖ organisiert sind.
DIW: Ist Politikverdrossenheit noch immer ein grundlegendes Motiv, die 
AfD zu wählen? 
Kroh: Unser Untersuchungszeitraum sind die Jahre 2014 bis 2016. 
In diesem Zeitraum haben sich die AfD-Anhängerinnen und An-
hänger in ihrem Profil deutlich verändert. Gleich geblieben ist 
unter anderem die Unzufriedenheit mit der Demokratie, so wie 
sie in Deutschland funktioniert. Unter den Personen, die mit der 
Demokratie in Deutschland sehr unzufrieden sind, finden sich 
überproportional viele Anhängerinnen und Anhänger der AfD. 
Unter den Personen, die mit der Demokratie in Deutschland sehr 
zufrieden sind, finden wir in unseren Daten faktisch kaum AfD-
Anhängerinnen und -Anhänger.
DIW: Wie unterschiedlich ist die Parteibindung, wenn man nach Alters-
gruppen und Geschlecht unterscheidet? 
Kroh: Bei den Parteianhängerinnen und Parteianhängern ist es 
ähnlich wie bei den Parteimitgliedern. Studien zufolge gibt es in 
der AfD einen deutlichen Männerüberhang. In der Altersstruktur 
gab es in den letzten drei Jahren deutliche Veränderungen. Wäh-
rend im Jahr 2014 die Parteianhängerinnen und Parteianhänger 
noch über alle Altersgruppen in ähnlicher Weise verteilt waren, 
zeigen sich zunehmend viele Anhängerinnen und Anhänger bei 
den Personen unter 30 Jahren. Bei jungen Menschen hat die AfD in 
den letzten ein zwei Jahren deutlich gewonnen.
DIW: Hat die Partei mittlerweile eine loyale Anhängerschaft aufgebaut, 
oder stützt sie sich immer noch auf wechselnde Wählerschichten? 
Kroh: Legt man die Sonntagsfrage zugrunde, liegt die AfD seit 
eineinhalb Jahren ungefähr bei zweistelligen Ergebnissen. Relativ 
viele Personen berichten also, dass sie die Partei wählen würden. 
Die Parteianhängerschaft ist eine deutlich kleinere Gruppe. Das 
sind Personen, die in unserer Befragung antworten, dass sie einer 
Partei zuneigen. Der Anteil derjenigen, die eine Parteibindung 
ausschließlich zur AfD angeben, liegt 2016 bei nur vier bis fünf 
Prozent, ist aber in den letzten Jahren gewachsen. Das erscheint 
vielleicht erst einmal wenig, liegt aber ungefähr auf dem Niveau, 
das die FDP im langjährigen Mittel erreicht. Man kann also schon 
unterstellen, dass die AfD bereits einen Sockel an Anhängerinnen 
und Anhängern hat.
DIW: Welche Parteien in Deutschland verlieren Wähler an die AfD? 
Kroh: Wir haben uns angeschaut, wer Parteianhänger ist und 
 haben diese Personen gefragt, was sie bei der letzten Bundes-
tagswahl 2013 gewählt haben. Dabei sieht man, dass die AfD- 
Anhänger zunehmend aus der Gruppe der Nichtwähler und Nicht-
wählerinnen, aber auch aus dem Lager der rechtsextremen 
Parteien stammen. 30 Prozent der Menschen, die bei der vergan-
genen Wahl Republikaner, NPD oder Ähnliches gewählt haben, 
unterstützen heute die AfD. Die Parteien, die relativ viele Wähle-
rinnen und Wähler an die AfD verlieren, sind die Linke und die 
FDP. Die Volksparteien und die Grünen verlieren prozentual rela-
tiv wenige Wählerinnen und Wähler an die AfD.

DIW: In der Bundesrepublik Deutschland hat sich bislang keine rechts-
populistische Partei dauerhaft etablieren können. Könnte das der AfD 
gelingen? 
Kroh: Man sieht in den letzten Monaten, dass die AfD vor und 
nach dem Austritt des Parteigründers Bernd Lucke damit kämpft, 
sich von rechtsextremen Positionen abzugrenzen. Zum Beispiel 
ist auch der Umgang mit der Pegida-Bewegung immer wieder ein 
Thema in der Partei. Ich denke, dass die Zukunft der Partei davon 
abhängen wird, ob sie es schafft, sich als konservative Alternative 
rechts neben der Union zu platzieren oder ob sie in das rechts-
extreme Lager abrutscht.

© Sechs Fragen an Prof. Dr. Kroh, in: DIW Wochenbericht, 34/2016 – AFD AnhängerInnen, 
das vollständige Interview zum Anhören auf www.diw.de/mediathek

M 8  Anhängerprofil der AFD- Anhängerinnen und Anhänger, 
DIW-Wochenbericht 34/2016, S. 715

Lesebeispiel: Von den unter 30-Jährigen, die 2016 angaben, einer Partei 
in Deutschland längerfristig zuzuneigen, nannten elf Prozent eine dauer-
hafte Parteibindung für die AfD, die verbleibenden 89 Prozent nannten 
eine andere Partei.

Personen mit Parteibindung, die der AfD zuneigen, 
nach sozial-strukturellen Merkmalen, Angaben in %

2014 2015 2016 (1)

Geschlecht

– männlich 2 4 6

– weiblich 1 2 3

Alter

– unter 30 Jahre 2 5 10

– 30 bis 45 Jahre 1 2 5

– 45 bis 60 Jahre 2 3 5

– über 60 Jahre 1 2 3

Bildung

– Haupt-/Volksschule 2 3 5

– Realschule 2 4 7

– (Fach-)Abitur 2 2 2

Beruf

– Arbeiter/-innen 2 5 11

– Ausbildung 2 6 8

– Beamte/-innen 2 3 1

– Selbstständige/Freiberufler 3 4 5

– Angestellte 1 2 4

– nicht erwerbstätig 1 5 8

– Renter/-innen 1 2 3

– Arbeitslose 1 4 15

Bundesland

– West 1 2 3

– Ost 2 6 11

Insgesamt 2 3 5

Sozio-oekonomisches Panel v32.beta; Berechnungen des DIW Berlin. © DIW Berlin 2016

(1) Angaben zu Bildung, Beruf und Bundesland beziehen sich auf Angaben 
aus dem Jahr 2015.
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M 9  Jakob Pontius (2016): 
»Die Enttäuschten 
überzeugen«, Die ZEIT
online, 17.9.2016

Die AfD mobilisiert Hundert-
tausende Nichtwähler. Wie 
gelingt ihr das und was kön-
nen die etablierten Parteien 
von ihr lernen? Jahrzehnte-
lang waren das Klagen und 
die Ratlosigkeit groß: Die 
Wahlbeteiligung ging nach 
einer kurzen Wendebegeis-
terung deutschlandweit zu-
rück. Bei vielen Landtags-
wahlen gab zuletzt nur noch 
die Hälfte aller Berechtigten 
ihre Stimme ab. Seit etwa ei-
nem Jahr hat sich der Trend 
jedoch gedreht. (…) Die Kla-
gen werden deshalb nicht lei-
ser. Denn die Mobilisierung 
von Nichtwählern gelingt vor 
allem dem rechten Rand, den 
Populisten der AfD. Der Par-
tei gaben in den vergangenen 
vier Landtagswahlen Hunderttausende Nichtwähler ihre Stimme. 
Sie machten im Schnitt etwa ein Drittel der AfD-Wähler aus. Ihr 
Anteil ist damit höher als in jeder anderen Partei.
Was steckt dahinter? Um den enormen Mobilisierungserfolg der 
AfD zu verstehen, lohnt es sich, einen Schritt zurückzugehen und 
sich zu fragen: Was bringt einen Menschen dazu, sein Wahlrecht 
ungenutzt zu lassen? Der Psychologe Stephan Grünewald glaubt, 
dafür müssten drei Gründe zusammenkommen: zunächst eine 
gefühlte Heimatlosigkeit im deutschen Parteienspektrum, also 
der Eindruck, dass keine Partei den eigenen Werten und Positio-
nen entspreche. Das allein reiche aber nicht. Dazu müsse die 
Überzeugung kommen, dass die eigene Stimme wirkungslos sei. 
Die Schlussfolgerung: Es hat keinen Sinn, zur Wahl zu gehen. Eng 
verwandt damit ist Grünewalds dritter Faktor: die Angst vor der 
eigenen Bedeutungslosigkeit. Diese entspringe dem Gefühl, von 
der Politik alleingelassen zu werden und keine Zielgruppe von 
Parteiprogrammen zu sein. Wer glaubt »die da oben interessieren 
sich eh nicht für mich«, wendet sich frustriert ab.
Dass nun ausgerechnet die AfD so viele Nichtwähler mobilisiert, 
hat mehrere Gründe. Zum einen sei es ihr gelungen, genau die 
drei Ebenen anzusprechen, die Nichtwähler zu Nichtwählern ma-
chen, so Grünewald. »Der Heimatlosigkeit setzt sie einen kaum 
erklärten, aber emotionalisierten Heimatschutz entgegen«, sagt 
der Psychologe. Die empfundene Wirkungslosigkeit wird wider-
legt: Das Kreuz bei der AfD verhilft ihr zu viel beachteten Erfol-
gen. Ihre Thesen werden in allen Medien ausführlich diskutiert, 
sie erschüttert das deutsche Parteiensystem und ärgert vor allem 
die Unionsparteien. Den Ausruf »Wir sind das Volk« versteht Grü-
newald als Werkzeug kollektiver Identifikation, weil er Abgren-
zung nach außen bedeute, gegen die anderen, Fremden, aber 
auch gegen Andersdenkende. Die Dynamik der Gruppe lasse die 
Neuwähler der AfD wieder ihre eigene Geltung spüren. (…) 
Der Soziologe Matthias Quent findet noch weitere Gründe, wa-
rum die AfD bei Nichtwählern so attraktiv ist: Der permanente 
Krisenmodus seit der Finanzkrise 2008 habe die Glaubwürdigkeit 
und Legitimität der politischen Ordnung und ihrer etablierten Ak-
teure infrage gestellt. Die großen, meist supranationalen Krisen 
würden aber nur verwaltet, nicht gelöst. Zugleich gerieten sozial-
politische Themen in den Hintergrund. Die Versprechen der Sozi-
aldemokratie würden durch real erlebte soziale Ungerechtigkeit 
und steigende Chancenungleichheit karikiert. (…) 

Wie können etablierte Parteien von der AfD lernen, ohne deren 
populistische Methoden zu kopieren? Grünewald schlägt vor, die 
drei Faktoren ernst zu nehmen, die viele ehemalige Wähler zu 
Nichtwählern gemacht haben: Empfundene Heimatlosigkeit, 
Wirkungslosigkeit und Bedeutungslosigkeit.
Der Psychologe rät dazu, wieder ausführlich über die Gestaltung 
der Zukunft zu reden. Die Parteien sollten Pläne machen, Visio-
nen entwerfen, klare Ziele formulieren und dann leidenschaftlich 
dafür werben. Sie sollen sich Zeit für Erklärungen nehmen. Offen 
darüber streiten, wo sie hin wollen und was zu tun ist, um dorthin 
zu gelangen. 
Auch Carsten Reinemann, Kommunikationswissenschaftler in 
München, hält es für den größten Fehler der Politik, wenig zu er-
klären und stattdessen nur zu beharren. (…) Reinemann sieht ein 
Problem in virtuellen Parallelöffentlichkeiten. Vor allem in sozia-
len Netzwerken bildeten sich isolierte Sphären, wo Diskussionen 
abgekoppelt von der Öffentlichkeit stattfinden. Dort können 
Themen noch Wochen und Monate brodeln, wenn sie schon 
längst aus den Schlagzeilen der klassischen Medien verschwun-
den sind. Reinemann sieht online auch Verschwörungstheorien 
aufblühen, in geschlossenen Facebook-Gruppen würden Hin-
weise gesammelt und Gegenargumente ausgeblendet. Die Ent-
kopplung des öffentlichen Diskurses von einer oder mehreren 
Gegenöffentlichkeiten zeige sich besonders deutlich bei Großer-
eignissen wie dem Brexit oder dem Münchner Amoklauf. Damals 
kursierten teils diametral entgegengesetzte Interpretationen, 
Spekulationen und Schlussfolgerungen in zwei losgelösten Sphä-
ren – ohne Gedankenaustausch, ohne Irritationen auf beiden Sei-
ten. (…) Reinemann meint, die alten Wege könnten Teil der Lö-
sung sein: Plakate etwa, auch auf dem Land. Hausbesuche und 
Präsenz auf der Straße. In Fragerunden im Fernsehen auch jene 
Fragen der Bevölkerung beantworten, die nicht kuratiert sind. Er 
ist sich mit Quent und Grünewald einig: Wer mobilisieren will, 
darf es nicht den Populisten überlassen, um Enttäuschte zu wer-
ben.

© www.zeit.de/politik/deutschland/2016-09/afd-wahlbeteiligung-nichtwaehler- 
 demokratieparteien

M 10 »Die Mitglieder der AfD-Fraktion (rechts neben der CDU-Fraktion) sitzen nach der Wiedervereinigung der AfD-Frak-
tion am 12.10.2016 nebeneinander im Plenarsaal des Landtags von Baden-Württemberg in Stuttgart (Baden-Württemberg). 
Der AfD-Landtagsabgeordnete Wolfgang Gedeon bezeichnete in einem Buch Holocaustleugner als Dissidenten. Er bezog sich 
dabei positiv auf die antisemitische Hetzschrift »Protokolle der Weisen von Zion«. Nachdem Gedeons Ausschluss, den der Par-
tei- und Fraktionsvorsitzende Meuthen anstrebte, scheiterte, erklärte Meuthen, dass er mit zwölf weiteren Abgeordneten die 
Fraktion verlassen werde und eine neue Fraktion, die »Alternative für Baden-Württemberg« gründen wolle, was scharf von 
den anderen Fraktionen kritisiert wurde.  © Foto: Silas Stein / dpa
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M 14  Anant Agarwala (2016): »Die Anti-Professorenpartei. 
Mut zur selektiven Wahrnehmung: Wie sich die AfD von 
der Wissenschaft abwendet.«, Die ZEIT, 23.6.2016

Die »Lügenpresse« hat in den Augen der AfD eine Schwester be-
kommen – die »Lügenwissenschaft«. Diese Entwicklung zeigt sich 
ihr an der jüngsten Auflage der Rechtsextremismus-Studie der 
Universität Leipzig, die vergangene Woche vorgestellt wurde. 
 Titel: »Die enthemmte Mitte«. Zentrale Erkenntnis: Die Mitte 
der Gesellschaft habe ein großes rechtes, antidemokratisches 
 Potenzial mit wachsender Gewaltbereitschaft.
Eine »staatlich finanzierte Nazikeule« sei das, hält die Alternative 
für Deutschland in Rheinland-Pfalz dagegen, Beatrix von Storch 
befindet auf Twitter: »Ein schönes Beispiel für ideologisch beein-
flusste Pseudoforschung zur Verblödung der Massen.«
In der Tat ist die Überschrift der Studie sehr irreführend. Denn die 
Forscher diagnostizieren ein wachsendes demokratisches Milieu 
in Deutschland und stellen nur bei 5,4 Prozent aller Deutschen ein 
»geschlossen rechtsextremes Weltbild« fest. Das ist der nied-
rigste Wert, seit die Forscher 2002 den Fragebogen zum ersten
Mal nutzten – damals lag der Anteil noch bei 9,7 Prozent. Gleich-

zeitig zeigt die Studie auch eine wachsende Ablehnung gegen-
über einzelnen Gruppen (Muslimen, Sinti und Roma, Asylbewer-
bern) und eine erhöhte Gewaltbereitschaft unter den Rechten. 
Und sie macht deutlich, dass diese Fremdenfeindlichkeit unter 
AfD-Anhängern mit Abstand am höchsten ist.
Die ausländerfeindliche AfD? Das verstärkte bei der Partei und 
ihren Anhängern den Verdacht von Auftragsforschung, von einer 
Wissenschaft, die die Politik der »Blockparteien« legitimiert. Die 
Partei legt Wert darauf, nicht gegen Fremde zu sein, sondern nur 
gegen Fremde in Deutschland.
Auch wenn die AfD einen Hang zu Verschwörungstheorien hat, ist 
die Ablehnung wissenschaftlicher Erkenntnisse nichts, was ur-
sprünglich in der Partei angelegt war. Kurz nach ihrer Gründung 
im Frühjahr 2013 urteilte etwa Heribert Prantl in der Süddeut-
schen Zeitung: »Weil die Partei nicht von Spinnern, sondern von ehren-
geachteten Leuten verkörpert wird, kann es sein, dass sie als Professoren-
partei vorübergehend Erfolg hat.« Ihre damals wichtigste Position, 
der Euro-Skeptizismus, bekam Glaubwürdigkeit durch den dozie-
renden VWL-Professor Bernd Lucke an der Spitze oder den be-
kannten Ökonomen Joachim Starbatty.
Das ist längst vorbei. Aus der Professorenpartei ist eine Partei ge-
worden, die sich gegen die Wissenschaft wendet. Argument und 
Gegenargument – was gute Diskurse auszeichnet, ist ihr fremd. 
Die AfD argumentiert entlang der Linie Wahrheit oder Lüge. Und 
was wahr ist, entscheidet sie. Die Mitte-Studie ist dafür nur ein 
Beispiel. 

© www.zeit.de/2016/27/afd-studie-auslaenderfeindlichkeit-wissenschaft-luege 
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M 17 Decker, Oliver, u. a. (Hrsg.) (2016): »Die enthemmte 
Mitte. Autoritäre und rechtsextreme Einstellung in Deutsch-
land.«, Psychosozial-Verlag Gießen

»Seit 2002 führt unsere Arbeitsgruppe die »Mitte«-Studien der 
Universität Leipzig durch. Seither finden in unserem Auftrag alle 
zwei Jahre repräsentative Befragungen im gesamten Bundesge-
biet statt. Mit den »Mitte«-Studien steht damit eine Langzeitbe-
obachtung für die politische Diskussion und Bildungsarbeit zur 
Verfügung.
In jedem Jahr werden hierfür deutsche Staatsbürger in ihren Woh-
nungen von Interviewern mit standardisierten Fragebögen zu ih-
ren politischen Einstellungen befragt. Kernelement ist seit 2002 
ein Fragebogen zur rechtsextremen Einstellung, der immer wie-
der mit anderen Fragebögen ergänzt wurde und wird. So haben 
wir im Verlauf der letzten 14 Jahre die Entwicklung der politischen 
Einstellung, von Rechtsextremismus, Vorurteilen und autoritärer 
Orientierung dokumentiert und ihre Einflussfaktoren bestimmt. 
(…) Nicht allein die neu aufflammenden Vorurteile gegen ein-
zelne Gruppen machten das Interesse an der neuen Erhebung 
dringend. Die diesjährige Erhebung fand auch in einer Zeit statt, 
in der sich neue rechtspopulistische oder rechtsextreme Parteien 
entwickeln und Erfolge feiern. Daneben erstarkten autoritäre-is-
lamfeindliche Bewegungen, und die von uns über die Jahre fest-
gestellten Ressentiments und Vorurteile schlugen 2015 in offenen 
Hass um. Mehr als 1.000 Attentate wurden im gesamten Bundes-
gebiet auf Flüchtlingsunterkünfte verübt, mehr als 100 Unter-
künfte wurden in Brand gesteckt.
Die aktuelle Studie fördert angesichts dessen einen überraschen-
den Befund zutage: Hinsichtlich der Verbreitung der klassischen 
Einstellungen, die Rechtsextremismus charakterisieren, fällt die 
Steigerung von Vorurteilen nur geringfügig aus. Während die ge-
neralisierten Vorurteile gegen Migranten/innen leicht zurück-
gingen, nahm die Fokussierung des Ressentiments auf Asyl-
bewerber/innen, Muslime/innen sowie auf Sinti und Roma zu. Die 
jüngsten Veränderungen im Parteiensystem zeigen weniger einen 
neuerlichen Anstieg fremdenfeindlicher und autoritärer Einstel-
lungen in der Gesellschaft an, vielmehr findet das seit Jahren vor-
handene, von den »Mitte«-Studien dokumentierte Potenzial jetzt 
eine politisch-ideologische Heimat. Die rechtsextrem Eingestell-
ten werden zum politischen Subjekt, das nicht nur mit Macht die 
Ideologie der Ungleichwertigkeit enttabuisiert, sondern auch 
die gewaltvolle Durchsetzung ihrer Interessen für legitim hält. 
Darauf spielt der Titel der aktuellen Studie an.

Während die demokratischen Milieus in 
Deutschland stärker und größer werden, 
entwickeln sich andere Milieus in die entge-
gengesetzte Richtung: Offensiv vertretene 
völkisch-nationale Positionen werden dort 
als genauso akzeptabel angesehen wie Ge-
walt als Mittel der politischen Auseinander-
setzung (…)

DIE ERGEBNISSE DER »
MITTE«-STUDIE 2016 – RECHTSEXTREME 
 EINSTELLUNG IN DEUTSCHLAND
Der Fragebogen zur rechtsextremen Einstel-
lung in der Leipziger Form ist seit 2002 das 
Kernelement der »Mitte«-Studien. Er beruht 
auf einer Definition, die 2001 auf der Konsen-
suskonferenz zur Entwicklung eines einheitli-
chen Messinstruments gefunden wurde und 
die die rechtsextreme Einstellung als mehr-
dimensionales Weltbild beschreibt:
Der Rechtsextremismus ist ein Einstellungs-
muster, dessen verbindendes Kennzeichen-
Ungleichwertigkeitsvorstellungen darstel-
len. Diese äußern sich im politischen Bereich 
in der Affinität zu diktatorischen Regierungs-
formen, chauvinistischen Einstellungen und 

einer Verharmlosung bzw. Rechtfertigung des Nationalsozialis-
mus. Im sozialen Bereich sind sie gekennzeichnet durch antisemi-
tische, fremdenfeindliche und sozialdarwinistische Einstellun-
gen. (Decker & Brähler, 2006)

M 18  Insgesamt werden den Befragten 18 Fragen vorgelegt – 
zu jeder der sechs Dimensionen drei Fragen. (…), 
ebenda

Nr. Frage lehne 
völlig ab

lehne 
über-
wiegend 
ab

teils 
zu, 
teils 
ab

stimme 
über- 
wiegend 
zu

stimme 
voll und 
ganz 
zu

1 Im nationalen Inter-
esse ist unter 
bestimmten Umstän-
den eine Diktatur die 
bessere Staatsform.

60,5 15,2 17,6 4,9 1,8

2 Ohne Judenvernich-
tung würde man Hitler 
heute als großen 
Staatsmann ansehen.

61,6 18,2 14,5 4,2 1,5

3 Was Deutschland jetzt 
braucht, ist eine ein-
zige starke Partei, die 
die Volksgemeinschaft 
insgesamt verkörpert.

37,9 17,0 23,2 14,7 7,2

4 Wir sollten einen 
 Führer haben, der 
Deutschland zum 
Wohle aller mit starker 
Hand regiert.

56,8 17,9 14,7 7,4 3,2

5 Wie in der Natur sollte 
sich in der Gesellschaft 
immer der Stärkere 
durchsetzen.

49,6 22,6 19,4 6,6 1,8

6 Die Ausländer kommen 
nur hierher, um 
 unseren Sozialstaat 
auszunutzen.

18,2 15,5 34,2 20,4 11,7

7 Auch heute noch ist 
der Einfluss der Juden 
zu groß.

44,3 23,7 21,1 8,4 2,6

M 16  »Bekennen Sie sich zu folgenden deutschen Grundwerten?«  © Gerhard Mester, Februar 2016
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Nr. Frage lehne 
völlig ab

lehne 
über-
wiegend 
ab

teils 
zu, 
teils 
ab

stimme 
über- 
wiegend 
zu

stimme 
voll und 
ganz 
zu

8 Wir sollten endlich 
wieder Mut zu einem 
starken Nationalgefühl 
haben.

20,6 14,9 29,1 22,8 12,6

9 Eigentlich sind die 
Deutschen anderen 
Völkern von Natur aus 
überlegen.

47,9 19,5 20,7 9,6 2,4

10 Wenn Arbeitsplätze 
knapp werden, sollte 
man die Ausländer wie-
der in ihre Heimat 
zurückschicken.

26,8 19,7 27,4 15,1 11,0

11 Die Verbrechen des 
Nationalsozialismus 
sind in der Geschichts-
schreibung weit über-
trieben worden.

56,7 21,1 15,8 5,1 1,3

12 Was unser Land heute 
braucht, ist ein hartes 
und energisches 
Durchsetzen deutscher 
Interessen gegenüber 
dem Ausland.

28,1 16,9 28,8 17,8 8,4

13 Die Juden arbeiten 
mehr als andere Men-
schen mit üblen Tricks, 
um das zu erreichen, 
was sie wollen.

51,0 20,6 18,9 8,1 1,4

14 Das oberste Ziel der 
deutschen Politik 
sollte es sein, Deutsch-
land die Macht und 
Geltung zu verschaf-
fen, die ihm zusteht.

32,3 18,9 26,9 16,5 6,4

15 Es gibt wertvolles und 
unwertes Leben.

65,2 11,6 13,7 6,7 2,8

16 Die Bundesrepublik 
ist durch die vielen 
Ausländer in einem 
gefährlichen Maß 
überfremdet.

22,4 16,1 27,7 20,6 13,3

17 Die Juden haben ein-
fach etwas Besonderes 
und Eigentümliches an 
sich und passen nicht 
so recht zu uns.

50,6 21,7 18,1 7,8 1,9

18 Der Nationalsozialis-
mus hatte auch seine 
guten Seiten.

52,2 18,9 20,5 6,5 1,9

© Decker, O, u. a. (Hrsg) (2016): Die enthemmte Mitte. Gießen S, 30f.

M 19 »Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur 2016«
 © Decker. O., u. a., S. 32

Grafik 1: Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur 2016
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Was Deutschland jetzt braucht, 
ist eine einzige starke Partei, 

die die Volksgemeinschaft 
 insgesamt verkörpert.
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M 20 »Chauvinismus 2016«  © Decker, O., u. a., S. 33

Wir sollten endlich wieder Mut 
zu einem starken National-

gefühl haben.

Was unser Land braucht, ist ein 
hartes und energisches Durch-
setzen deutscher Interessen 

gegenüber dem Ausland.

Das oberste Ziel deutscher Poli-
tik solltes es sein, Deutschland 
die Macht und Geltung zu ver-

schaffen, die ihm zusteht.
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Grafik 2: Chauvinismus 2016
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M 21 »Ausländerfeindlichkeit 2016«  © Decker, O., u. a., S. 34

Die Ausländer kommen nur 
hierher, um unseren Sozial-

staat auszunutzen.

Wenn Arbeitsplätze knapp wer-
den, sollte man die Ausländer 
wieder in ihre Heimat zurück-

schicken.

Die Bundesrepublik ist durch 
die vielen Ausländer in einem 

gefährlichen Maß überfremdet.

 gesamt   Ost   West

Grafik 3: Ausländerfeindlichkeit 2016
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

6. Fremdenfeindlichkeit in Europa und 
Konsequenzen für die Parteiensysteme
WERNER J. PATZELT

Rechtspopulistische Parteien wurden 
überall in Europa stark. Kritik am Ein-

wanderungsgeschehen sowie an den davon 
ausgelösten Problemen gesellschaftlichen 
Zusammenhalts, beides auch mündend in 
klar xenophoben Positionen, ist eines der 
Kernthemen dieser Parteien. Deren Auf-
kommen veränderte die Parteiensysteme 
von Frankreich bis Ungarn, von Italien bis 
Schweden, und macht Wahlkämpfe, Regie-
rungsbildung sowie das Regieren in Europa 
schwieriger als zuvor. Gerade Demokratie 
tut sich mit dem Populismus schwer, 
gleichsam ihrem hässlichen Bruder. Denn 
einig sind sich beide darin, dass nicht auf 
Dauer anregiert werden sollte gegen das, 
was ein Großteil der Leute im Land für rich-
tig hält. Und Populismus entsteht genau 
dann, wenn sich die Ansicht verbreitet, 
»die da oben« wüssten über die Probleme 
und Meinungen »von uns da unten« nicht 
mehr Bescheid, nähmen sie nicht ernst, 
setzten sich – ignorant, arrogant … – darü-
ber hinweg. So öffnet sich in Parteiensyste-
men Raum für neue Parteien, welche von 
sich behaupten, die »da unten« gegen jene 
»da oben« zu vertreten. Oft verkünden ihre 
Anführer auch noch, sie stünden – anders als die etablierten 
Eliten – für so etwas wie den »wahren Volkswillen«. 

Eindeutiges

Ob sich solcher Populismus eher links oder eher rechts ausdrückt, 
hängt einesteils von der Leichtigkeit ab, in der sich anstehende 
Probleme im linken oder rechten Tonfall thematisieren lassen. 
Und andernteils davon, ob im etablierten Parteiensystem eher 
linke oder eher rechte Positionen vorherrschen. Populismus 
wächst nämlich in Repräsentationslücken. Die Chancen, ihm zu 
wehren und einen neuen Mitspieler nicht ins bestehende 
Parteien system gelangen zu lassen, werden im Übrigen davon 
bestimmt, ob jene Argumente, die beim politischen Streit um 
wahrgenommene Probleme und ihre behaupteten Lösungsmög-
lichkeiten verwendet werden, beim Wahlvolk zünden. Unplau-
sible Thema tisierungen und ungeschickte Positionsnahmen wir-
ken leicht wie ein Bumerang. Das soll exemplarisch am Fall der 
Thematisierung von Fremdenfeindlichkeit bzw. Rassismus als 
Motivationsgrund für das Aufkommen von Rechtspopulismus 
dargelegt werden.

Unklares und Umstrittenes

Was aber geht insgesamt in den wirtschaftlichen, gesellschaft-
lichen und kulturellen Tiefenschichten der europäischen Gesell-
schaften vor und drückt sich im Aufkommen rechtspopulistischer 
Parteien, in der Veränderung europäischer Parteiensysteme bloß 

aus? Allem Anschein nach haben die Triebkräfte unterhalb der 
Oberfläche des Aktuellen sehr viel zu tun mit dem Migrations-
geschehen und mit dessen – auch an Europa liegenden – Ursa-
chen. Diese reichen von den Folgen des Kolonialismus über unge-
rechte Wirtschaftsbeziehungen und das Paktieren mit korrupten 
Eliten bis hin zur Zerstörung funktionierender Diktaturen durch 
kriegerische Maßnahmen. Obendrein haben jene Triebkräfte zu 
tun mit Veränderungen von Europa selbst, aufgrund welcher der 
Umgang mit Fremden und Fremdem durchaus anders geworden 
ist, als er es früher war. Es ist nun einmal ein Unterschied, ob vor 
Selbstbewusstsein berstende Reiche wie vor 1914, oder ob im 
wirtschaftlichen Aufschwung befindliche Staaten wie seit den 
1950er Jahren, vergleichsweise wenige wohlstandsmehrende Ar-
beitskräfte ins Land holen – oder ob ein öffentliches Gut wie 
 Europas Sozialstaatlichkeit in sehr großen Zahlen solche Men-
schen anzieht, von denen die wenigsten zur Reproduktion dieses 
Gutes werden beitragen können. Angesichts dieses klassischen 
»Allmende- Problems« verfängt in der politischen Auseinander-
setzung der Hinweis nicht wirklich, »eigentlich immer schon« 
habe es Einwanderung nach Europa gegeben; also wäre Zuwan-
derung auch in der Gegenwart keine echte Herausforderung. In 
die von den europäischen Staatsvölkern bezahlten Sozialsysteme 
wandert man nämlich erst seit wenigen Jahrzehnten in großem 
Umfang ein. Eben aber das schuf neue gesellschaftliche Span-
nungslinien, die entweder von den bestehenden Parteien abge-
bildet werden – oder, falls die das nicht leisten, auf eine Umge-
staltung der etablierten Parteiensysteme hinwirken.
Tatsächlich scheinen Europas Parteiensysteme noch stark auf die 
früher prägenden gesellschaftlichen Großkonflikte (»Cleavages«) 
ausgerichtet zu sein. Das war zumal der zwischen »Kapital« und 
»Arbeit«, dem sich die immer noch als selbstverständlich gel-

Abb. 1 Vösendorf bei Wien: »Patriotischer Frühling, Für Frieden, Sicherheit und Wohlstand in Europa« – 
Veranstaltung der FPÖ (Freiheitliche Partei Österreich) und des ENF (Fraktion der Rechtspopulisten im 
Europäischen Parlament – »Europa der Nationen«). Mitte: Heinz-Christian Strache (FPÖ), links Marine Le 
Pen (FN)  © Alex Halada, picture alliance/APA/picturedesk.com, 17.6.20165 4
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tende Konfrontation von »so-
zialistischen« und »bürgerli-
chen« Parteien verdankt. 
In den letzten Jahrzehnten ist 
aber ein neuer Großkonflikt 
im Zug der Verwandlung eu-
ropäischer Gesellschaften in 
Einwanderungsgesellschaften 
entstanden. Zu ihm führte 
die Verbindung der üblichen 
 ethnisch-kulturellen Kon-
flikte von Einwanderungsge-
sellschaften mit materiellen 
Verteilungskonflikten gerade 
in Sozialstaaten, deren Leis-
tungen allen bedürftigen Be-
wohnern – nicht nur Bürgern 
– eines Landes offenstehen. 
Und es scheint es so zu sein, 
dass der Aufschwung rechts-
populistischer Parteien ge-
nau entlang dieser neuen 
Konfliktlinie verläuft. An ihr 
verhalten sich die etablierten 
Parteien als Bewahrer von 
Umständen, die den Konflikt 
zwischen Einheimischen und 
Migranten durch die bereit-
willige Hinnahme von Zu-
wanderung haben entstehen 
lassen. Umgekehrt bean-
spruchen rechtspopulistische 
Parteien die Rolle des An-
walts derer, die diesen Kon-
flikt durch Begrenzung – oder gar Beendigung – von Zuwande-
rung in Griff bekommen wollen.
Diese Deutung des Aufkommens von Rechtspopulismus in Eu-
ropa als Ausdruck eines neu entstandenen Cleavage ist aber um-
stritten. Deshalb sind auch Ratschläge strittig, wer sich zum auf-
gekommenen Rechtspopulismus wie verhalten solle. Ihnen geht 
nämlich meist die folgende diagnostische Grundentscheidung 
voraus: Handelt es sich beim Rechtspopulismus einfach um eine 
Pathologie westlicher Gesellschaften, von der diese eben geheilt 
werden müssen? Oder drückt sich im aufkommenden Rechtspo-
pulismus einmal mehr jener Wandel einst etablierter, inzwischen 
angenehm vertrauter Strukturen aus, den man zwar bedauern 
mag, doch nicht verhindern kann? Müssen also Europas Partei-
ensysteme durch das Niederringen rechtspopulistischer Par-
teien sozusagen wieder »normalisiert« werden – oder verändern 
sich die Parteiensysteme schlicht deshalb, weil sich die gesell-
schaftlichen Konfliktlagen verändert haben, deren Ausdruck in 
funktionierenden Demokratien nun einmal die Parteisysteme 
sind?
Nicht minder als die Antwort auf diese Frage ist auch umstritten, 
was wohl die realen Ursachen des so echostarken rechtspopulis-
tischen Artikulationsverlangens in Europa wären. Handelt es sich 
um echte Probleme, derentwegen man aus guten Gründen um 
die Zukunft besorgt sein sollte? Dann rechtfertigten diese Prob-
leme die scharfe Kritik von Rechtspopulisten an jenen etablier-
ten Parteien, deren Politiker hätten dies alles heraufgeführt hät-
ten oder immerhin gedeihen ließen. In diesem Fall wäre auch 
über Folgendes gründlich zu debattieren: das sich ausbreitende 
Gefühl, europäische Sozialstaatlichkeit werde aufgrund ihrer 
Überbeanspruchung brüchig; der soziale Druck innerstaatlicher 
Folgen des durch Globalisierung verschärften wirtschaftlichen 
Wettbewerbs; das als fremdbestimmt empfundene Einwande-
rungsgeschehen und dessen Ursachen in der Außen- und Wirt-
schaftspolitik gerade auch westlicher Elitegruppen; die wahrge-
nommene Auflösung gesellschaftlichen Zusammenhalts unter 

den Fliehkräften schwer einzuhegender Multiethnizität und Mul-
tikulturalität; die durch das Internet so tiefgreifend veränderten 
Strukturen der Öffentlichkeit, welche neuen Empörungsbewe-
gungen besonders viel Resonanz verschafften; sowie der Verlust 
des Vertrauens in jene politischen und sozio-kulturellen Eliten, 
die – obwohl in Demokratien agierend – mit vielen dieser Her-
ausforderungen ohne direkte Einbeziehung der Bürgerschaft in 
die anstehenden Entscheidungen auskommen wollten, ja solche 
Probleme gar zu verharmlosen versuchten. Rechtspopulistische 
Parteien agierten in diesem Fall wie Warnsignale, die politischen 
Handlungsbedarf anzeigten. Dann freilich wäre das beste Mittel 
im Kampf gegen solche Parteien nicht das Vermeiden ihrer The-
men oder das Ignorieren ihrer Positionen. Angebracht wäre viel-
mehr eine offene Diskussion jener Probleme, die von neu auf-
kommenden Parteien wählerwirksam angesprochen werden; 
eine öffent lichen Debatte über sinnvolle Problemwahrnehmun-
gen und  mögliche Problemlösungen; die Thematisierung von lö-
sungsorientierten Vorhaben auch in Wahlkämpfen; sowie eine 
Politik, die – auf klare Richtungsentscheidungen der Wähler-
schaft gestützt – das im Wahlkampf in Aussicht Gestellte gründ-
lich umsetzt. 
Oder aber handelt sich bei den Themen rechtspopulistischer Par-
teien um bloß eingebildete Probleme? Gar um Köder, die macht-
willige Anführer verführbaren Leuten gekonnt hinhalten? Um die 
»Bedienung von Ressentiments«, die es – doch warum? – eben 
gibt? Dann wählten nicht redlich besorgte Bürger rechtspopulis-
tische Parteien als gleichsam »letztes Hilfsmittel«, um sich Gehör 
zu verschaffen. Sondern ihre Anhänger wären Leute mit verbohr-
tem Verstand und verfestigten Vorurteilen, dumm-willfährige 
Opfer von Demagogen, denen sich die »Anständigen im Land« 
unzureichend entgegengestemmt hätten. In diesem Fall wären 
die Ausgrenzung von Rechtspopulisten, die Ächtung ihrer Positio-
nen sowie breite Bündnisse gegen sie anzuraten. Das alles wird 
denn auch seit langem unternommen. Sonderlich überzeugende 
Ergebnisse hatte derlei aber nirgendwo. Und das rät zum Arg-

Abb. 2 »Rechtspopulisten in Europas Parlamenten«  © zap, AFP, Stuttgarter Zeitung, 14.6.2016 
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wohn, derlei Rezepte gingen von einer unstimmigen Lagebeurtei-
lung aus. 
Eben das soll am Fall einer inzwischen weit verbreiteten Erklärung 
des Aufkommens von Rechtspopulismus untersucht werden. 
Nach ihr liegt dem Rechtspopulismus Fremdenfeindlichkeit, ja 
überhaupt Rassismus zugrunde. Diese Sichtweise prägt unüber-
sehbar den politischen Diskurs und wirkt eben dadurch selbst 
politisch. Linke und Grüne machen sie sich im Übrigen weitestge-
hend zu eigen; doch je näher zum rechten Rand hin sich eine Par-
tei befindet, umso mehr wird von ihr und ihren Anhängern Frem-
denfeindlichkeit als Ursachendiagnose von Rechtspopulismus 
abgelehnt. Auch das politisiert die Debatte um die Ursachen des 
Wandels europäischer Parteiensysteme.

Eine Fallbetrachtung: Was ist und woher kommt 
politisch wichtige Fremdenfeindlichkeit?

(1) Die Diagnose »Fremdenfeindlichkeit/Rassismus« 
als Untersuchungsgegenstand
Die Ursachendiagnose »Fremdenfeindlichkeit führt zum Rechts-
populismus und verändert unsere Parteiensysteme« ist also 
selbst ein wichtiges Mittel politischer Auseinandersetzungen. So-
mit liegt nahe, diese Diagnose auch ihrerseits zum Untersu-
chungsgegenstand zu machen. Das geschieht im Folgenden, und 
zwar von folgender These geprägt: Wer den Aufstieg von 
Rechtspopulismus vor allem mit Fremdenfeindlichkeit erklärt, 
also mit Xenophobie und Rassismus, der erkennt durchaus Rich-
tiges, greift aber zu kurz. 
Ausgangspunkt dieser These ist folgender Warnhinweis von Émile 
Durkheim, eines Gründervaters der Soziologie: Wann immer ein 
gesellschaftlicher Sachverhalt aus nicht-gesellschaftlichen Grün-
den erklärt wird, müssen wir davon ausgehen, dass diese Erklä-
rung unzulänglich, ja falsch ist. Tatsächlich ist die Erklärung des 
Aufkommens von Rechtspopulismus allein aus Fremdenfeindlich-
keit bzw. rassistischen Grundeinstellungen eines Teils der Bevöl-
kerung von dieser unzulänglichen Art. 

(2) Vor- und Nachteile eines weiten Rassismusbegriffs
Rassismus, der Begriff für die härteste Form von Fremdenfeind-
lichkeit, konnte zu einem für politische Analysen zentralen Begriff 
und zu einer scharfen Angriffswaffe in politischen Diskursen wer-
den, weil sein Bedeutungshof stark ausgeweitet wurde. Das aber 

machte den Begriff unscharf, inflationiert 
seine Verwendung und dürfte ihn eines Tages 
für politische Kritik unnütz machen. 
Klar ist Rassismus fassbar, wenn damit nicht 
nur die Unterscheidung von Menschen nach 
ihrem Aussehen gemeint ist, sondern oben-
drein deren Abwertung aufgrund von Ausse-
hen oder Abstammung. Derlei heißt »biolo-
gischer Rassismus«. Für ihn gibt es weder 
sachliche Gründe noch eine ethische Recht-
fertigung. Weil das inzwischen auch die 
meisten begriffen haben und biologischen 
Rassismus nicht mehr öffentlich bekunden, 
lassen sich mit dieser Begriffswaffe kaum 
mehr wichtige Ziele treffen. Doch allzu groß 
ist die moralische Vernichtungswirkung die-
ser Waffe, als dass viele auf deren Einsatz 
beim politischen Streit verzichten möchten. 
Also erhöht man die Streubreite dieser Waffe, 
indem man den Begriff des Rassismus aus 
seiner Fixierung auf Aussehen und Abstam-
mung löst. Heute nämlich bezeichnet man 
bereits das Beharren auf der Wichtigkeit kul-
tureller Unterschiede für das gesellschaftli-
che Zusammenleben als Rassismus. Der enge 
»biologische Rassismus« wurde so zum wei-

ten »kulturalistischen Rassismus«. 
Damit lässt sich nun jeder skeptische oder gar kritische Umgang 
mit kulturell Fremdem bzw. mit Fremden als rassistisch brand-
marken. Das verschafft gerade Linken und Grünen Stellungsvor-
teile im politischen Meinungsstreit. Von kulturellen Differenzen 
machen nämlich vor allem Rechte und Konservative einiges Auf-
heben, während für Linke und Grüne gerade die Überwindung 
kultureller Differenzen ein zentrales Anliegen ist. Wer also, wie 
die meisten Konservativen und Rechten, allein schon aus kultu-
rellen Gründen keine – oder allenfalls geringe – Einwanderung 
wünscht, der gilt genau deswegen als »kulturalistischer Rassist«. 
Als solcher ist er jedenfalls ein Rassist und findet sich in die Tradi-
tion jener biologischen Rassisten gestellt, deren Denken und 
Handeln zum Holocaust führte. Das wiederum erlaubt folgendes 
Anschlussargument: Letztlich atmet im »kulturalistischen Rassis-
mus« der Vernichtungswille der Nazis; also gibt es einen klaren 
Weg von bloßer Einwanderungskritik zur infamen Rechtfertigung 
des Nazi-Verhaltens; und somit muss nicht wundern, dass Rassis-
ten eben politisch rechts stehen und Rassismus ein Bestandteil 
von Rechtsextremismus ist. 
Deshalb braucht es dann folgende Doppelstrategie: Kampf gegen 
den Rechtspopulismus in der Tradition des antifaschistischen 
Kampfes – und entschlossenes Voranschreiten beim Wandel der 
EU zu einer Gruppe multiethnischer und multikultureller Einwan-
derungsländer. Dann nämlich müssten die Wurzeln auch des kul-
turalistischen Rassismus verdorren.
Die Wirklichkeit widerspricht aber vielfach solcher Hoffnung, ge-
rade in der immer noch sehr rassistischen Einwanderungsgesell-
schaft der USA. Auch gelangen derlei Argumente wegen der ge-
wollten Überdehnung des Rassismusbegriffs an Grenzen ihrer 
politischen Nützlichkeit. Inzwischen wird nämlich der Begriff des 
»kulturalistischen Rassismus« anwendbar auf die soziale und po-
litische Handhabung so gut wie aller Differenzen und kulminiert 
im inhaltlich grenzenlosen Begriff der »gruppenbezogenen Men-
schenfeindlichkeit«. Derzeit verleiht das Nachwirken der Abschre-
ckungskraft des biologischen Rassismus dem so sehr ins Sozio-
kulturelle erweiterten Rassismusbegriff zwar noch jene politisch 
willkommene Angriffswucht, die früher einmal – beispielsweise – 
der Kapitalismusbegriff besaß. 
Doch als unspezifische Erklärung von jedem soziokulturellen 
Streit wird das um »kulturalistischen Rassismus« gelagerte Den-
ken wohl bald schon analytischen Überdruss erregen – wie einst 
eine allzu platte Kapitalismuskritik. Dann aber hätte man ein wei-

Abb. 3 »Rechtsruckallergien«   © picture alliance / dieKLEINERT.de / Leopold 
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teres, zweifellos wichtiges 
Werkzeug von Gesellschafts-
analyse und Gesellschaftskri-
tik durch Übernutzung einge-
büßt. Jedenfalls ist gut zu 
verstehen, warum die Linke 
nach dem Ende der Attrakti-
vität von Kapitalismuskritik 
nun so sehr auf die Rassis-
muskritik setzt. 

(3) Fremdenfeindlichkeit 
oder Verteilungskonflikte?
Was in den Debatten um die 
Folgen von Einwanderung 
nach Europa immer wieder 
als Fremdenfürchtigkeit und 
Fremdenfeindlichkeit fass-
bar wird, ja sich in verbre-
cherischen Anschlägen auf 
Migranten und deren Unter-
künfte niederschlägt, pfle-
gen die meisten in Politik, 
 Zivilgesellschaft und Sozial-
wissenschaft als Erscheinungsformen von »kulturalistischem und 
biologischem Rassismus« zu verstehen. Allerdings könnte man 
Xenophobie auch – und zwar gerade in der großen Tradition ma-
terialistischer Gesellschaftsanalyse – als Reaktionsmuster auf 
 soziokulturelle und materielle Verteilungskonflikte begreifen. 
Dafür müsste man allerdings vom Rassismusdiskurs zur Konflikt-
analyse übergehen. 
Das hätte im politischen Meinungsstreit um das Migrationsge-
schehen freilich eine meist unerwünschte Nebenwirkung. Bei 
Konfliktanalysen befragt man nämlich die Interessen aller Kon-
fliktbeteiligten auf mögliche Kernbereiche legitimer Anliegen, 
weil man nur so zum Begreifen von Konflikt- und Eskalationsdy-
namiken gelangt. Damit aber geht man das Risiko ein, am Ende 
auch der einen oder anderen Position des politischen Gegners 
akzeptable Geltungsgründe zuerkennen zu müssen. Eben diese 
Peinlichkeit erspart sich, wer Verteilungskonflikte von vornherein 
in der Perspektive des Rassismusbegriffs wahrnimmt. Rassismus 
ist nämlich klar unmoralisch; also können Rassisten schlichtweg 
nicht den Status einer legitimen Konfliktpartei haben. Und wenn 
vom Migrationsgeschehen bewirkte Verteilungskonflikte im Kern 
nichts weiter als rassistisch sind, dann kann man sich eine nähere 
Analyse der in solchen Konflikten verhandelten materiellen und 
soziokulturellen Interessen durchaus ersparen und gleich zur po-
litischen Positionsnahme übergehen. Die aber führt aus ethi-
schen Gründen zwangsläufig auf die Seite derer, die von Rassis-
ten bedrängt werden. Das heißt dann in der politischen Praxis: 
Rechtspopulistische Aussagen zum Migrationsgeschehen und 
seinen Folgen sind nie ernstzunehmen oder gar zu erörtern, weil 
man damit nur das Gift des Rassismus verbreitete.
Das ist gewiss eine politisch klare – und freilich auch sehr be-
queme – Verfahrensweise. Nur hat sie einen Haken. Konflikte ver-
schwinden nämlich nicht dadurch, dass man eine Konfliktpartei 
für illegitim erklärt. Verpönen und unterbinden kann man näm-
lich bestenfalls einen bestimmten Stil der Konfliktaustragung. 
Gelingt das hinsichtlich von Rassismus, so ist das zweifellos eine 
große zivilisatorische und politisch-kulturelle Errungenschaft. 
Doch die materiellen und soziokulturellen Verteilungskonflikte 
von Einwanderungsgesellschaften gehen trotzdem weiter. Erst 
recht gilt das für die Verteilungskonflikte von Einwanderungsge-
sellschaften im Werden, deren Regeln erst noch im pluralisti-
schen Streit festzulegen sind. Und der Kern jener Konflikte ist 
wirklich hart: Was bei gleichbleibendem Umfang verfügbarer 
Ressourcen der eine bekommt, kann nicht auch der andere erhal-
ten. Zumal der Zuwanderer ohne Arbeitsplatz wird so zum Kon-
kurrenten um sozialstaatliche Leistungen, und zwar ganz unab-

hängig davon, ob man dessen Rolle auch noch rassistisch auflädt. 
Deshalb wäre es politisch klug, auch bei – zu verpönender! – ras-
sistischer Konfliktaustragung sorgfältig auf die Interessen aller 
Konfliktpartner zu achten und sogar bei solchen Konfliktteilneh-
mern mit der Möglichkeit legitimer Interessen zu rechnen, die 
sich in Haltung und Tonfall rassistisch vergreifen.
Fern von solcher Klugheit hat sich aber die Neigung verbreitet, 
materielle und soziokulturelle Konflikte stets dann schon für ille-
gitim zu erklären, wenn ihre Austragung im – zweifellos unmora-
lischen – Modus des Rassismus erfolgt. Gerade auf solche Be-
streitung der Legitimität von ihnen wichtigen Konflikten zwischen 
»Wir« und »die Anderen« reagieren Rechtspopulisten nun aber 
scharf, heftig und laut. Und weil es nun einmal um die ganz unver-
meidlichen Verteilungskonflikte von Einwanderungsgesellschaf-
ten geht, tun sie das mit einiger Plausibilität und sich in Wähler-
stimmen ausmünzendem Erfolg. Rassismusvorwürfe, mit denen 
allzu durchschaubar materielle und soziokulturelle Gesellschafts-
analysen abgeblockt werden, scheinen also die Ausbreitung von 
Rechtspopulismus eher zu fördern, als dass sie eine sich ohnehin 
polarisierende und umschichtende Parteienlandschaft davor 
schützten.

(4) Rassismus: ein Individualmerkmal – 
und welchen Ursprungs? 
Ein weiterer Mangel vieler Debatten um die Zusammenhänge 
 zwischen Fremdenfeindlichkeit und Rechtspopulismus besteht 
darin, dass Rassismus wie eine abzugewöhnende individuelle Ei-
genschaft behandelt wird. Diese – warum auch immer entstan-
den – gedeihe unter manchen Umständen besonders gut, werde 
von Rechtspopulisten absichtlich »bedient« und verstärke sich 
ohne politische Gegenwehr. Das Heilmittel bestünde deshalb 
im – auch politisch-bildnerischen – »Kampf gegen rechts«. Der 
werde nicht um politischer Mehrheiten, sondern um der Mensch-
lichkeit willen geführt. Also dürfe aus der Front gegen rechts auch 
niemand ausscheren – es sei denn, er wolle sich als Rassist oder 
Rassistensympathisant kundtun.
Fasst man Rassismus als ein solches Individualmerkmal auf, so 
kann man durch Umfrageforschung anhand von Indikatorfragen 
die Ausdehnung und Ausbreitung von Rassismus in einzelnen Ge-
sellschaften ausfindig machen, beides quer über unterschiedli-
che Gesellschaften vergleichen, außerdem nach Entwicklungs-
mustern Ausschau halten. Man kann auch das jeweils gemessene 
Ausmaß an Rassismus korrelationsanalytisch mit sozialen Gesell-
schaftsmerkmalen oder mit politischen Handlungsstrategien in 
Verbindung setzen. Und aus alledem lassen sich Folgerungen für 

Abb. 4 Teilnehmer einer Kundgebung der islamfeindlichen Pegida-Bewegung («Patriotischen Europäer gegen die Islamisie-
rung des Abendlandes») am 23.5.2016 auf dem Albertplatz in Dresden (Sachsen).  © Sebastian Kahnert, dpa
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Politik, zivilgesellschaftliches Engagement sowie politische Bil-
dungsarbeit ableiten. Derlei macht auch einen Großteil sozialwis-
senschaftlicher Forschung zum Rassismus, zum Rechtspopulis-
mus und zu dessen Wirkungen auf Europas Parteiensysteme aus. 
Nichts daran ist falsch. Nur muss man darauf achten, den Ansatz 
des »methodologischen Individualismus« nicht zu überziehen. 
Dessen Leitgedanke ist es, auch kollektiv wichtige Merkmale über 
ihre Ausprägung an Individuen zu erfassen. Aus ihm sollte man 
aber nicht folgern, es verschwänden die Ursachen kollektiver 
Merkmale dadurch, dass man an Individuen deren Ausprägungen 
unterbindet. Fremdenfeindliche Dispositionen bestehen vielmehr 
weiter, selbst wenn sie sich aufgrund konkreter Umstände nicht 
realisieren und deshalb nicht gemessen werden können. 
Woher aber kommen sie? Eine Antwort geht dahin, dass Xenopho-
bie als Unterscheidung zwischen »Wir« und »die Anderen« in ge-
wissem Umfang bereits angeboren ist. Sie wäre dann ein jeglicher 
Individualität bereits vorausgehendes Kollektivmerkmal. Dafür 
sprechen viele Befunde der soziobiologischen Forschung zu den 
anthropologischen Grundlagen gesellschaftlichen Zusammen-
halts. Die zentrale Beobachtung geht dahin, dass arbeitsteilig-
kollektives Handeln und wechselseitige Solidarität nur unter der 
Bedingung evolutionär stabil ist, dass klare Unterscheidungen 
von »Wir« und »die Anderen« getroffen und verlässlich durchge-
setzt werden. Schon im Tierreich beobachtbar, wird derlei auf der 
Ebene menschlicher Sozialorganisation fassbar als Sicherung von 
Sozialkapital durch Verhinderung einer Übernutzung öffentlicher 
Güter. In Einwanderungsgesellschaften, die geringe Selektivität 
beim Zutritt zum Staatsgebiet mit großer Offenheit beim Zugang 
zu den innerstaatlichen Sozialsystemen verbinden, entfaltet die-
ses Phänomen besonders große politische Brisanz. Die entspre-
chenden Verteilungskonflikte sind denn auch die zentralen The-
men in Debatten von und mit Rechtspopulisten. 
Allerdings ist die soziobiologische Erklärung dieses doch unüber-
sehbaren Sachverhalts in politischen, sozialwissenschaftlichen 
und politisch-bildnerischen Diskursen überhaupt nicht wohlgelit-
ten. Im Wortsinn »indiskutabel« wird sie gemacht durch die Be-
hauptung eines »sozialdarwinistischen, menschenverachtenden 
Charakters« einer solchen Erklärung und derer, die sie vorbrin-
gen. Zudem wird argumentiert, auf diese Weise betreibe man 
»Reduktionismus«, führe also kollektives Menschenverhalten auf 
»bloße Biologie« zurück. Das aber seien klare Hinweise auf unter-
schwelligen »biologischen Rassismus«. Also kann eine soziobiolo-

gische Erklärung von Fremdenfeindlichkeit 
selbst schon als Bestandteil des zu bekämp-
fenden Rechtspopulismus ausgegeben und 
behandelt werden. 
Wenn Xenophobie aber nicht (auch) angebo-
ren ist, wird man ihre Ursachen (vor allem) in 
der Kultur von Gesellschaften zu suchen ha-
ben. Das Argument lautet dann meist so: 
Manchen Kulturen oder Religionen sind 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus eben 
»inhärent«, nämlich als notwendige oder hin-
reichende Folge ihrer kulturellen Muster. Im 
Bereich der Religion kann man Xenophobie 
dann mit dem Übergang vom Polytheismus 
zum Monotheismus erklären, der andere 
Wahrheitsansprüche und deren Anhänger 
ausgrenzt. Hinsichtlich christlicher Kulturen 
führt man obendrein den Antisemitismus auf 
religionsgeschichtlich nachwirkenden Anti-
judaismus zurück. Und im Bereich von Kultur 
zeigt man, dass erfundene Volks- und Natio-
nalgeschichten Identität entlang von – auch 
bloß imaginierten – Ausschlusstatbestän-
den konstruieren. Unter diesen kann teils 
Kul turelles (»Soweit die deutsche Zunge 
reicht ….«), teils Angeborenes (»blond und 
blauäugig!«) mancherlei für sich selbst harm-

lose Differenzen zu solchen Merkmalskomplexen verfügen, die 
geradewegs auf kulturalistischen oder biologischen Rassismus 
hinauslaufen. 
Als Heilmittel wird dann die Überwindung teils von Religionen, 
teils von Nationen plausibel. In religionsfreien Gesellschaften 
könnten nämlich alle Überzeugungen gleich willkommen sein; 
und in multiethnisch-multikulturellen Gesellschaften ohne »Na-
tionalität« könnte das Übel der Fremdenfeindlichkeit aufgrund 
selbstverständlicher Buntheit absterben wie in klassenlosen Ge-
sellschaften der Staat. Man müsse allerdings durch Erziehung, 
Bildung und kommunikative Repression dafür sorgen, dass Denk- 
und Verhaltensweisen wie »Islamophobie ohne Islam« oder 
»Fremdenfurcht ohne Fremde« sich nicht ausbreiten könnten. 
Das klingt gut und lässt die von Grünen und Linken befürworte-
ten Politikansätze als erfolgversprechend erscheinen. Wenn frei-
lich die soziobiologische Erklärung von Xenophobie stimmt, dann 
wird das angeborene Verlangen, »Wir« und »die anderen« zu un-
terscheiden, immer nur mit wechselnden Inhalten »kulturell be-
friedigt«, idealerweise reflexiv gemacht und zivilisiert, verschwin-
det aber nicht. Mit einer solchen Vorprägung auch unserer Spezies 
in humaner Weise umzugehen, verlangt dann nicht nur um die 
Menschenrechte gelagerte politische Strukturen sowie eine po-
litische Bildung, die zuverlässig den Wert von Pluralismus und 
dessen Voraussetzungen im Werte-, Verfahrens- und Ordnungs-
kon sens vermittelt. Sondern es erscheint dann als politisch hoch-
riskant, ein rasches Ansteigen von ethnischer und kultureller 
 Diversität nicht nur zuzulassen, sondern auch noch programma-
tisch zu fordern und politisch zu fördern.

Fremdenfeindlichkeit, Rechtspopulismus und die 
Umschichtung europäischer Parteiensysteme

Die Veränderung der europäischen Parteiensysteme hat offenbar 
viel tiefere Ursachen als nur das Auftreten demagogischer Politi-
ker, die Verführbarkeit von Wählern oder einen unzureichenden 
»Kampf gegen rechts«. Der wohl wichtigste jener Ursachenkom-
plexe wurde oben näher betrachtet: das Zuwanderungsgesche-
hen samt Fremdenfeindlichkeit als dessen Begleiterscheinung. 
Rechtspopulisten thematisieren an ihm vor allem die Zuwande-
rung, ihre Gegner hingegen das Reaktions- und Antizipations-
muster der Fremdenfeindlichkeit. Ihnen dient »Rassismus« als 

Abb. 9 Konferenz der rechtspopulistischen »ENF«, der Fraktion »Europa der Nationen und der Freiheit« 
des Europäischen Parlaments: (von links) Italiens »Lega Nord«-Vorsitzender, Matteo Salvini, die Vorsit-
zende des französischen »Front National«, Marine Le Pen, der Holländer Geert Wilder, der Vorsitzende der 
österreichischen FPÖ, Heinz-Christian Strache, und der Flame (Belgien) Tom van Grieken am 29.1.2016 
in Mailand, Italien. © Foto: Federico Ferramola, dpa, picture alliance/NurPhoto
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zentrale Interpretationsscha-
blone und als Angriffswaf-
fe im politischen Streit. Der 
Blick auf die Wahlergebnisse 
von Rechtspopulisten quer 
über Europa erweist diese 
Strategie als nicht übermäßig 
erfolgreich. 
Ursache dafür – so die zent-
rale These dieses Beitrags – 
ist eine unterkomplexe 
Ana lyse des Zusammenhangs 
von Fremdenfeindlichkeit und 
Rechtspopulismus, die den 
überwiegend empfohlenen 
Handlungsstrategien den-
noch zugrunde gelegt wird. 
Die Anschlussthese läuft da-
rauf hinaus, dass jene mate-
riellen und soziokulturellen 
Verteilungskonflikte, die mit 
dem Einwanderungsgesche-
hen nach Europa unausweich-
lich verbunden sind, dem 
Rechtspopulismus noch so-
lange Zulauf bescheren wer-
den, wie sie von den eta-
blierten Parteien nicht als le-
gitime Konflikte erörtert und 
mit solchen Vorschlägen zum 
Interessenausgleich versehen 
werden, die auch dem größ-
ten Teil von Einwanderungsskeptikern plausibel erscheinen. Zu 
solchen Vorschlägen wird aber wohl auch eine wirksame Kontrolle 
der Zuwanderung nach Europa gehören müssen.
Wem beide Thesen als plausibel erscheinen, wird den Grund der 
Umschichtung europäischer Parteiensysteme durch das flächen-
deckende Starkwerden rechtspopulistischer Parteien in der Ent-
stehung einer neuen, sich verfestigenden gesellschaftlichen 
Konfliktlinie erkennen. Sie scheidet jene, welche die europäische 
Sozialstaatlichkeit mit vielen nach Europa gelangenden Mi-
granten teilen wollen, von jenen, die Liberalität in Zuwande-
rungsfragen als Gefährdung einer guten Zukunft ihrer Länder 
ansehen. Auf der einen Seite der Konfliktlinie stehen die meisten 
etablierten Parteien Europas, zumal Grüne und Linke, und auf 
der anderen Seite gewinnen rechtspopulistische Parteien an An-
hängerschaft. Parteiensysteme widerspiegeln nun einmal so-
wohl reale gesellschaftliche Konfliktlagen als auch verfestigte 
ideologische Kartierungen solcher Konfliktlagen; und verändern 
sich Konfliktlagen oder verlieren etablierte Parteiideologien ih-
ren Kredit, dann wandeln sich eben auch die Parteiensysteme. 
Wie derzeit in Europa.
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MATERIALIEN

M 2  Gerd Appenzeller: »Rechtspopulismus in Europa.  
Die gefährlichen Verführer«, Der Tagesspiegel, 22.5.2016

Ein Gespenst geht um in Europa. Es ist das Gespenst wachsender 
populistischer Bewegungen in den Staaten der Europäischen 
Union, Reaktion auf tatsächliches oder vermeintliches Versagen 
der etablierten demokratischen Kräfte. Sein Erstarken ist Aus-
fluss der Unsicherheit breiter Wählerschichten angesichts äuße-
rer Einflüsse, die den eigenen bescheidenen Wohlstand, die 
 Sicherheit und den Fortbestand des Gewohnten gefährden 
könnten. Erstes Opfer war Frankreich, wo der »Front National« 
als Kritiker einer desaströsen Migrationspolitik seit Jahren be-
stürzende Wahlerfolge erzielt. In Deutschland signalisierten die 
Protestbewegung Pegida und eine Partei wie die AfD, dass man 
mit Stimmungen, Gerüchten und Anti-Europa-Parolen die Mas-
sen bewegen kann. Nun hat dieser Infekt den Nachbarn Öster-
reich erfasst. Bei der Präsidentschaftswahl standen sich (…) der 
FPÖ-Kandidat Norbert Hofer und der Grüne Alexander Van der 
Bellen gegenüber. (…) Beide liegen so dicht beieinander, dass 
diese Wahl, wer am Ende auch siegt, zum Erfolg für die FPÖ 
wurde. (…) 
Die Deutschen sollten genau hinschauen nach Österreich. (…) 
Die Ängste eines erheblichen Prozentsatzes der Deutschen sind 
nicht anders als die der Österreicher. Sie speisen sich aus dem 
gleichen Unbehagen. Jeder weiß, dass der Staat das Steuergeld 
nur einmal verteilen kann. Bürger, die jetzt schon auf Hilfe ange-
wiesen sind, oder sich, noch auf eigenen Beinen stehend, um ih-
ren bescheidenen Wohlstand sorgen, fürchten, dass Migranten 
ihren Platz in der Gesellschaft gefährden, weil die ebenfalls Woh-
nung, Bildung, Fürsorge, Arbeit brauchen. Zudem hat das über-
kommene Politik- und Gesellschaftsmodell durch die Globalisie-
rung unstrittig viel von seiner Strahlkraft verloren. Globalisierung 
und offene Grenzen machten zwar viele Produkte deutlich billi-
ger, von elektronischen Geräten über Textilien bis zu Nahrungs-
mitteln. Aber Globalisierung senkt eben auch den Preis der 
 Arbeit, die Löhne in Europa. Der Niedriglohnsektor, die Zahl pre-
kärer Jobs, wuchs dramatisch – wenn nicht die Arbeitsplätze 
gleich dorthin exportiert wurden, wo Arbeit wenig kostet, in der 
sogenannten Dritten Welt. Dass Österreich als Drehscheibe der 

Völker zwischen West- und Osteuropa von 
alledem noch mehr als Deutschland tangiert 
wird, ist offenkundig.
Populistische Bewegungen wie die FPÖ und 
die AfD schüren die Hoffnung der Wähler, 
diese Parteien könnten mit rigorosen Maß-
nahmen all das stoppen, was die Welt, wie 
sie war, gefährdet. Und dass Europa, dass 
die EU, der Wachstums- und Freiheitstreiber 
von einst, angesichts der Krisen völlig hilflos 
und zerstritten reagiert, lässt den nationa-
len, den nationalistischen Alleingang plötz-
lich wieder als Option erscheinen. Aber gibt 
man den Extremisten eine Stimme, wird das 
Ende nicht mehr, sondern weniger Freiheit 
sein. Dann ist es zu spät.

© Gerd Appenzeller: »Die gefährlichen Verführer«, 
Der Tagesspiegel, 22.5.2016

M 3  Thomas Assheuer: 
»Die Konterrevolution«, Die ZEIT 
23.6.2016

Willkommen im Club. Ungarn ist mit Viktor 
Orbán schon drin, Polen ist ihm gerade bei-
getreten. Am Einlass drängeln sich schon die 

Nächsten. In Österreich warten die Freiheitlichen auf ihre Chance, 
in der Schweiz feiert die SVP Erfolge, und in Frankreich treibt Ma-
rine Le Pen die Traditionsparteien vor sich her. In Dänemark und 
Finnland regieren rechte Parteien bereits mit, und wenn in den 
Niederlanden heute gewählt würde, wäre der Rechtspopulist Ge-
ert Wilders der neue Ministerpräsident. In diesen Tagen blicken 
alle Augen auf Deutschland, auf den Kampf der AfD gegen Angela 
Merkel. Denn stürzt Merkel, stürzt Europa.
Der Club der Rechtsparteien versetzt Regierungen in Panik, zu-
mal die Grenzlinie zwischen rechts und rechtsradikal zusehends 
unscharf wird. Mögen ihre Programme auch noch so unterschied-
lich sein, der Kampf gegen die Gegner schweißt die Rechten zu-
sammen: Sie kämpfen gegen den Islam und die Globalisierung, 
und gegen Lügenpresse, Genderwahn und Menschenrechtsapos-
tel kämpfen sie sowieso. Doch an erster Stelle bekämpfen sie die 
Europäische Union, genannt »das Monster«. Das Monster habe 
stolze Völker zum Protektorat erniedrigt, und darum müssten 
diese ihr Schicksal wieder selbst in die Hand nehmen. So gut es 
geht ohne die EU, jeder für sich allein und Gott für alle. Es ist Zeit 
für den kommenden Aufstand. Zeit für die Konterrevolution.
Es liegt nahe, den Typus des rechten Politikers in den Blick zu neh-
men, die toxische Mischung aus Ressentiment und Größenwahn, 
aus Rachsucht und lächelndem Hass. Aber viel interessanter ist 
die Frage, warum rechte Botschaften auf fruchtbaren Boden fal-
len. Welche Sehnsüchte rufen sie auf, warum fühlen sich viele 
Wähler von ihnen endlich verstanden? Rechte und rechtskonser-
vative Weltbilder sind gut erforscht, Politikwissenschaftler haben 
sie bis aufs Gerippe zerlegt, viel zu entdecken gibt es hier nicht 
mehr. Ihr ideologisches Herz stammt aus den zwanziger Jahren 
des letzten Jahrhunderts, und seitdem ist nichts grundstürzend 
Neues hinzugekommen, einmal abgesehen vom Ziel einer »kultu-
rellen Hegemonie«, einer Idee, die man originellerweise dem 
Marxisten Antonio Gramsci entwendet hat. Die Brückenschläge 
ins »feindliche Lager« wurden raffinierter und die antikapitalisti-
schen Wutgesänge nach der Finanzkrise 2008 schriller. Dafür ist 
es um das Lob der Ungleichheit stiller geworden, denn für Un-
gleichheit sorgt der Kapitalismus ja inzwischen selbst.
Kurzum, nicht das rechtskonservative Weltbild hat sich verän-
dert; verändert hat sich der Resonanzraum, in dem es seine Wir-
kung entfaltet und für Wähler plausibel wird. Staatenzerfall, 
Flüchtlingstrecks, islamistischer Terror; Krise des Wachstums, 

M 1  »Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes - PEGIDA«
   © Gerhard Mester, 12. Februar 2016
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Krise der Globalisierung, empörende soziale 
Spaltungen – jede dieser Krisen sprengt nati-
onale Grenzen und überfordert die Politik. 
Weil keine transnationale Ordnung existiert, 
die die Menschen vor diesen Bedrohungen 
schützt, bleibt für die neue Rechte nur ein 
Weg noch offen: die nationale Selbsthilfe, der 
Rückzug in die feste Burg des autoritären 
Staates. Drinnen ist das Paradies und drau-
ßen die Hölle. Der Teufel, der kommt immer 
von draußen. 
Von draußen kommt auch der »Kapitalis-
mus«, selbst enttäuschte Wirtschaftsliberale 
in der AfD wettern inzwischen gegen die 
»Diktatur der Banken«. Der Front National 
hat seine Parolen fast komplett auf Kapitalis-
muskritik umgestellt, früher hetzte er gegen 
die jüdische Weltverschwörung, heute gegen 
den Weltfeind Amerika, den Erfinder der Glo-
balisierung, die alles Stehende und Ständi-
sche hat verdampfen lassen. Dankbar greifen 
die Rechtsparteien die berechtigte Kritik am 
geplanten Freihandelsabkommen TTIP auf, 
um sie zu radikalisieren und völkisch scharf-
zumachen. Die Europäische Union, so heißt 
es dann, sei bloß eine heimtückische Erfin-
dung der USA, sie selbst habe sich nie ge-
wollt. Nun vollende TTIP die Unterwerfung 
des amerikanischen Zwillingskontinents un-
ter die Gesetze der Wall Street. Auch die 
Flüchtlingstrecks verdanke Europa allein den 
Vereinigten Staaten; im Irakkrieg öffneten 
sie die Büchse der Pandora, und in Afrika zer-
störe der Kapitalismus die Landwirtschaft. 
Seitdem überrollen »fremde Horden« den 
»abendländischen Kulturraum«.
Doch warum ist der Kapitalismus gleichwohl 
attraktiv? Die rechte Erklärung lautet: Weil 
die »Völker« vom Liberalismus verführt wur-
den, vom leeren Versprechen einer multikul-
turellen Gesellschaft mit ihren verweichlichten Männern, ver-
männlichten Frauen, mit Hyperindividualismus, Homo-Ehe und 
»diversity«. In der Lesart des russischen Philosophen Alexander 
Dugin, eines der intellektuellen Wortführer der europäischen 
Rechten, ist der Multikulturalismus das Trojanische Pferd des Ka-
pitalismus. Unter dem Vorwand, den Völkern die Freiheit zu brin-
gen (»Alles ist möglich«), sei er in ihr Innerstes eingedrungen und 
habe alle »natürlichen« Werte zerstört. (…) Im rechten Weltbild 
ist »Demokratie« nur der kleine Teil eines überwölbenden Staa-
tes, der alle gesellschaftlichen Teilbereiche umfasst und sie, so 
weit es geht, zur organischen Einheit verschmilzt – Justiz- und Bil-
dungswesen, Zeitungen, Fernsehen und Kultureinrichtungen. 
Deshalb muss der Volkswille auch nicht in demokratischen Pro-
zessen mühsam gebildet werden; im Gegenteil, er ist immer 
schon in den Tiefenschichten des Volkes vorhanden, im Vorpoliti-
schen von Religion, Sprache, Kultur.
In diesem Demokratieverständnis liegt der eigentliche Brandsatz 
der Rechten. Legitim ist in ihrem Verständnis die »Demokratie« 
nämlich bereits dann, wenn die Regierung den ursprünglichen 
Volkswillen wiederherstellt, wenn sie ihn zum Leben erweckt und 
in einem Akt kollektiver Selbstbehauptung absichert gegen 
Feinde von außen und innen. Oder um den berüchtigten Satz des 
Staatsrechtlers Carl Schmitt zu zitieren: »Die politische Kraft einer 
Demokratie zeigt sich darin, dass sie das Fremde und Ungleiche, die 
 Homogenität Bedrohende zu beseitigen oder fernzuhalten weiß.« (…)
Anders gesagt: Die rechte »Volksdemokratie« setzt alles daran, 
die universalistischen Prinzipien einer Verfassung herauszuope-
rieren und dem angeblichen »Volkswohl« zu unterwerfen. Auch 
die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz wäre damit überflüssig. 

Für den »Front National« zum Beispiel müssen »eingeborene« 
Franzosen besser behandelt werden als französische Bürger mit 
ausländischen Wurzeln, denn erst kommt das Volkswohl, dann 
kommen Recht und Gesetz. (…) 
Ohne Zweifel haben Finanzkrise und rigide Sparpolitik die rechte 
Konterrevolution groß und stark gemacht. Auch der schwer zu wi-
derlegende Eindruck, Angela Merkel habe Europa das deutsche 
Erfolgsmodell aufgezwungen, war Wasser auf ihre Mühlen, denn
schließlich kann nicht jeder Exportweltmeister werden. Und nie-
mand wird behaupten wollen, die Demokratisierung der EU sei 
gelungen. Wer fühlt sich schon gleichermaßen als Bürger seines 
Landes und als Bürger der Union?
Mit den rechten Parteien formiert sich nun eine Gegenmacht zum 
politischen Liberalismus; sie hat mit Putins autoritärem Traum-
staat eine real existierende Systemalternative im Rücken und 
kann derzeit nur gewinnen: Jeder Versuch, die EU zu vertiefen, 
gibt ihnen Auftrieb, und jedes Verharren auf einem Berg ungelös-
ter Probleme spielt ihnen in die Hände. So oder so kommt die eu-
ropäische Rechte derzeit ihrem Ziel näher, und das heißt: Zerstö-
rung der liberalen Gesellschaft und Umwandlung der EU in eine 
lose Vereinigung der »Vaterländer«. Das wäre der Austritt des 
Kontinents aus der Geschichte, und vielleicht bedeutet es Weima-
rer Verhältnisse in europäischer Dimension. (…)

© Thomas Assheuer: »Die Konterrevolution«, Die ZEIT 23.6.2016, 
www.zeit.de/2016/07/rechtpopulismus-pegida-parteien-europa-erfolg

M 4 »Neue Macht. Rechtspopulistische Parteien in Europa«  © Der SPIEGEL, 6/2016, S. 19
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M 6  Peter Leusch: »Suche nach Rezept gegen 
 Rechtspopulismus«, Deutschlandfunk, 30.7.2015

Ob »Front National«, »Ukip«, »Lega Nord«, »FPÖ« oder »AfD«: 
Rechtspopulistische Parteien gewinnen in Europa an Einfluss. Die 
Globalisierung im Zeichen des Neoliberalismus hat zu Krisen ge-
führt – ist der Rechtspopulismus eine Reaktion darauf? Bei dieser 
Frage warten politikwissenschaftliche Analysen mit einem über-
raschenden Befund auf.
– »Rechtspopulismus ist meistens gekennzeichnet durch eine Betonung 
des Nationalen, durch fremdenfeindliche Instinkte, in jüngerer Zeit auch 
durch Euroskeptizismus. Und dann kommt häufig so eine Art Wohlfahrt-
staatschauvinismus hinzu.« 
Thomas Poguntke, Parteienforscher, Universität Düsseldorf.
– »Populistische Parteien sind Anti-Establishment-Parteien und geben 
gleichzeitig vor, für das sogenannte einfache Volk zu stehen im Unter-
schied – so lautet zumindest der Vorwurf – zu den anderen Parteien, die 
das nicht mehr tun. Das ist der Kern des Populismus.« 
Frank Decker, Politologe, Universität Bonn.
– »Eine ganz klare Geschichte ist, dass es nicht genügt, den Leuten, die 
rechtspopulistische Parteien wählen, ein schlechtes Gewissen machen zu 
wollen, indem man erklärt, dass es nicht in Ordnung ist. Verteufelungs-
strategien, Tabuisierungsstrategien sind gescheitert.« 
Ernst Hillebrand, Politologe, Friedrich-Ebert-Stiftung.
Drei Politikwissenschaftler, drei Stimmen von vielen, die zum an-
haltenden Boom rechtspopulistischer Parteien forschen. Denn – 
so könnte man das Wort von Marx abwandeln – ein Gespenst geht 
um in Europa, das Gespenst des Rechtspopulismus. (…)
Welche Vorstellungen haben rechtspopulistische Parteien, was 
sind die Motive ihrer Wähler? Mit Sicherheit ist das Phänomen 
eine Herausforderung für die etablierten Parteien. Ist es auch 
eine Gefährdung der Demokratie?
Als Erstes fällt auf, so Thomas Poguntke, dass die Rechtspopu-
listen simple Lösungen für komplexe Probleme versprechen und 
damit ihre Wähler ködern. »Ein extremes Beispiel wäre Geert Wilders, 
der in den Niederlanden mit der Parole »Wer weniger Ausländer im Land 
haben will, der muss für mich stimmen« in den Wahlkampf gezogen 
ist. Da hat er allerdings nicht besonders stark reüssiert, aber das sind 
natürlich sehr einfache, auf maximalen Forderungen basierende politi-
sche Programmpunkte. Und die machen natürlich Kompromissfindung 
schwieriger.« Der Rechtspopulismus macht seinen Wählern unein-
lösbare Versprechen, wenn er vorgibt, das Prinzip der Freizügig-
keit  innerhalb der EU, also einen Meilenstein in der Entwicklung 

der Europäischen Union, einfach umstoßen 
zu können, obwohl das gar nicht im Ent-
scheidungsbereich nationaler Parlamente 
liegt. 
Ernst Hillebrand: »Es ist ja schlichtweg nicht 
möglich, unter den gegebenen Bedingungen des 
europäischen politischen Systems und dem Aus-
maß der europäischen Integration über einseitige 
nationalstaatliche Politik etwa an der Steuerungs-
schraube bei Einwanderung oder Zuwanderung 
aus dem EU-Raum eingreifen zu wollen. Es geht ja 
nicht. Rechtspopulismus wird nie in der Lage sein, 
die versprochenen politischen Lösungen auch lie-
fern zu können, aber er schafft Erwartungen bei 
einem Teil der Bevölkerung, die es für die Politik, 
die im Rahmen des Gegebenen agieren muss, sehr 
viel schwerer macht, als verantwortungsvoll und 
rational agierend wahrgenommen zu werden.«
Der Rechtspopulismus arbeitet mit unzuläs-
sigen Vereinfachungen, tut so, als gäbe es 
keinen unumkehrbaren Prozess der Globali-
sierung, als gäbe es keine pluralistische Ge-
sellschaft mit Interessengegensätzen, mit 
Mehrheiten aber eben auch Minderheiten, 
sondern nur einen vermeintlich einheitlichen 
Volkswillen, dessen Sprachrohr die Rechtspo-
pulisten nach ihrem Selbstverständnis dar-

stellen. Der Aufstieg des Rechtspopulismus fällt in eine Zeit des 
Umbruchs. Die Globalisierung im Zeichen des Neoliberalismus 
hat zu Krisen und sozioökonomischen Verwerfungen geführt. Ist 
der Rechtspopulismus eine Reaktion darauf? Bei dieser Frage 
warten die politikwissenschaftlichen Analysen mit einem überra-
schenden Befund auf: »Der Rechtspopulismus ist ja erstaunlicherweise 
gerade in Ländern stark, die keine größere soziale Krise kennen. Das ist 
eines der interessantesten Phänomene, dass Rechtspopulismus im Grunde 
in relativ wohlhabenden Gesellschaften Europas stark ist, in der Schweiz, 
in Österreich, in Dänemark, in den Niederlanden. Das sind ja alles keine 
Krisen- oder Katastrophengebiete, das sind Länder, die relativ gut funk-
tionieren und wo die Leute aber auch das Gefühl haben, sie haben etwas 
zu verlieren durch eine Veränderung der politischen Ordnung oder durch 
demokratischen Kontrollverlust.«
In den stabilen und reicheren Ländern und Regionen Europas 
scheint es sich mehr um Abstiegsängste als um reale Verluste zu 
handeln, um Verunsicherungen, die zum Rechtspopulismus füh-
ren. In Ländern hingegen, wo es zu extremen sozioökonomischen 
Verwerfungen gekommen ist, weisen die Reaktionen der Wähler 
in eine andere Richtung: »Was zu politischen Veränderungen zu führen 
scheint, sind tatsächlich schwierige soziale und ökonomische Entwicklun-
gen im Süden Europas. Aber die favorisieren interessanterweise nicht 
rechtspopulistische Bewegungen, sondern eben linkspopulistische Bewe-
gungen, die offensichtlich glaubhafter sind in ihrem Ansatz, auch die Ver-
teilungsdimension aufzugreifen, als es rechtspopulistische Bewegungen 
sind.« »Syriza« in Griechenland, »Podemos« in Spanien sind die 
prominentesten linkpopulistischen Parteien in Europa. Sie fokus-
sieren stärker auf soziale Härten, auf Umverteilung zwischen Arm 
und Reich. Dagegen setzt der Rechtspopulismus andere Schwer-
punkte, erläutert Thomas Poguntke, der die Entstehungsge-
schichte aufgearbeitet hat. »Der Rechtspopulismus hat ja interessan-
terweise seine ältesten Wurzeln in den skandinavischen Wohlfahrtsstaaten. 
Wenn man historisch zurückgeht, hat eigentlich die erste große rechtspo-
pulistische Partei in Dänemark schon 1973 reüssiert als Steuerprotestpar-
tei, ging dann aber schnell auch in die Richtung Antiimmigration und so 
weiter. Wir haben solche Parteien auch in den anderen skandinavischen 
Ländern. Italien ist ein anderes Beispiel.« Im stärker industrialisierten 
und wohlhabenden Norden Italiens entwickelte sich Unmut ge-
genüber dem unterentwickelten Süden. Und die rechtspopulis-
tische Lega Nord ist das politische Sprachrohr: Man wollte die 
Steuermilliarden lieber in der eigenen Region behalten als im 
Mezzogiorno womöglich in dubiosen Kanälen verschwinden se-

M 5 Der Grünen-Bundesvorsitzende Cem Özdemir (l) und der Fraktionsvorsitzende der Grünen 
im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern, Jürgen Suhr (r), am 14.06.2016 in Schwerin (Mecklenburg- 
Vorpommern)  © dpa, picture alliance
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hen. Es bedeutet aber, dass die Solidarität 
gegenüber Schwächeren aufgekündigt wird. 
Frank Decker: »In der politikwissenschaftlichen 
Forschung verwendet man den Begriff des Wohl-
fahrtsstaatchauvinismus, um dieses Phänomen zu 
beschreiben. Also eine Einstellung, dass man den 
knapper und prekärer werdenden Wohlstand eben 
nicht mehr bereit ist, mit anderen Gruppen zu tei-
len. Gerade in den Ländern, wo die Sozialstaaten 
immer noch recht stark ausgebaut sind, etwa in 
den skandinavischen Ländern, sind eben Teile der 
Bevölkerung nicht mehr bereit, auch Sozialleistun-
gen mit Einwanderern zu teilen, obwohl sie viel-
leicht wissen oder zumindest wissen sollten, dass 
gerade für die Aufrechterhaltung des Sozialstaats 
in Zukunft aus demografischen Gründen in diesen 
Gesellschaften Einwanderung notwendig ist.« Der 
»Wohlfahrtsstaatschauvinismus« ist ein so-
zioökonomisches Motiv, das zum Rechtspo-
pulismus gehört. Für sich allein genommen 
reiche es aber nicht, erklärt Ernst Hillebrand. 
Hinzu tritt ein zweites, soziokulturelles Mo-
tiv, eine Verunsicherung durch den rasanten 
Wandel der Lebenswelt, die in Abwehr und 
Ausgrenzung mündet: »Es gibt Teile der Bevöl-
kerung, die sich in ihrem Verlangen nach einer Be-
wahrung der ihnen lieben und vertrauten Lebens-
verhältnisse, in denen sie groß geworden sind, die 
sie schätzen, die sie zu beherrschen meinen, nicht 
mehr ernst genommen finden. Sondern sich einem permanenten Verände-
rungsdruck ausgesetzt sehen, was ihre Lebensumwelt betrifft, in der sie 
leben, die sie nicht als positiv empfinden. Das ist auch keine ideologische 
Verbohrtheit dieser Menschen. Soweit man es aus der Verhaltenspsycholo-
gie kennt, ist das Verlangen nach vertrauten, steuerbaren, als beherrsch-
bar erscheinenden Lebenszusammenhängen, in denen man bleiben kann 
und bleiben möchte, ein ganz elementares menschliches Verlangen.« Au-
genfälligster Ausdruck eines Wandels der Lebenswelt sind Zu-
wanderer: fremde Gesichter, andere Sprachen, Religionen und 
Bräuche – inmitten des Alltags, in einer, so glauben manche, ei-
gentlich homogenen Gemeinschaft. Von daher tendieren die 
rechtspopulistischen Parteien zu Fremdenfeindlichkeit und Anti-
Islamismus. Aber, so vermutet Frank Decker, die Zuwanderung 
muss als Problemtitel und Feindbild herhalten für einen gesell-
schaftlichen Wandel, der in seinem Tempo auch ohne Migration 
viele Menschen befremdet. Wertewandel, Individualisierung und 
Pluralismus der Lebensstile, wo zum Beispiel neben das klassi-
sche Ehe- und Familienmodell andere Lebensformen getreten 
sind, schaffen eine tiefgehende, aber diffuse Verunsicherung, ein 
Unbehagen, das nach einem äußeren Grund, nach einem Sünden-
bock verlangt.
»Wenn man die Wähler der AfD – die war ja bei der Bundestagswahl 
schon fast über die Fünf-Prozent-Hürde gekommen, dann bei der Europa-
wahl 7,1 Prozent – wenn man die Wähler der AfD nach ihren Motiven be-
fragt, so hat sich schon damals gezeigt, dass für die meisten das Thema 
Zuwanderung wichtiger gewesen ist, als das damals noch in der offiziellen 
Programmatik dominierende Thema Währungsunion, Euro. Und insofern 
ist diese Ausrichtung der Partei natürlich konsequent, was die Wählerre-
sonanz angeht. Sie ist aber gleichzeitig sehr viel gefährlicher, weil über 
kurz oder lang die Frage, wie man sich nach ganz rechts außen abgrenzt, 
in der Partei erneut zu Konflikten führen wird.«
(…) Doch wo hört der Rechtspopulismus auf, wo fängt der Rechts-
extremismus an? Ein Kriterium ist sicherlich, dass sich die 
Rechtspopulisten nicht gegen die Demokratie wenden, wohl aber 
gegen die – wie sie sagen – Altparteien, die den Wählerwillen 
nicht umsetzen würden. Der Rechtspopulismus rührt an die Re-
präsentationskrise der Parteien, denen die Stammwähler ebenso 
schwinden, wie es ihnen an Nachwuchs mangelt. Hier liegen die 
politischen Motive des Rechtspopulismus. Seine Forderungen 
nach mehr direkter Demokratie, nach Volksabstimmungen und 

mehr Bürgerbeteiligung sind begründet, sie werden auch von vie-
len anderen geteilt. Nur, so betont Frank Decker, die moderne 
pluralistische Demokratie folgt nicht ausschließlich dem Mehr-
heitsprinzip – worauf die Rechtspopulisten bauen – sie ist auch 
Verfassungsstaat, der die Rechte jedes Einzelnen garantiert und 
den Schutz der Minderheiten. Wie in einem Brennglas, so Frank 
Decker, bündelt die Kritik an der Europäischen Union alle drei Di-
mensionen des Rechtspopulismus: die sozioökonomische Ebene 
– Wohlfahrtsstaatschauvinismus –, die soziokulturelle Ebene – 
Abgrenzung gegen Zuwanderung- und die politische Ebene – De-
mokratiedefizite. Da wundert es nicht, dass gerade die Rechtspo-
pulisten bei den Europawahlen gepunktet haben. »Die Europäische 
Union wird als Ursache betrachtet für Verteilungsungerechtigkeiten in-
nerhalb der Gesellschaften und jetzt zunehmend auch zwischen den aus-
einanderdriftenden Ländern der Währungsunion. Die europäische Politik 
wird als Einfallstor für unkontrollierte Zuwanderung betrachtet. Wir 
 haben heute in Europa eine Arbeitnehmerfreizügigkeit, die eben von 
 vielen Ländern in dieser Form nicht mehr akzeptiert wird, auf Druck der 
Rechtspopulisten. Und wir haben schließlich in Europa ein notorisches 
Demokratieproblem: Die Bürger fühlen sich fremdbestimmt, von einer 
 anonymen Brüsseler Bürokratie gegängelt.«
Wie soll man dem Rechtspopulismus begegnen? (…) Ernst Hille-
brand rät, das Gespräch mit ihren Wählern zu suchen, um sie zu-
rückzugewinnen, anstatt sie zu diskreditieren. »Politik muss den 
potenziellen Wählern dieser Parteien klarmachen, dass sie ihre Sorgen 
ernst nehmen. Man muss versuchen, diesen sich abgehängt fühlenden 
Wählermilieus klarzumachen: Auch wir sind an euren realen Lebensum-
ständen interessiert. Und wir tun unser Bestes, das im positiven Sinne zu 
verändern. Und wir hören euch zu und wir nehmen das ernst, was ihr uns 
zu sagen versucht. Das, glaube ich, wäre der allerelementarste Schritt, um 
dem Rechtspopulismus dieses Wir-sind-diejenigen-die-wirklich-das-Ohr-
am-Volk-haben-Image abzujagen, was im Moment eine dringende Not-
wendigkeit ist für die etablierten Parteien.

© Peter Leusch: »Suche nach Rezept gegen Rechtspopulismus«, Deutschlandfunk, 
30.7.2015, www.deutschlandfunk.de/europa-suche-nach-rezept-gegen- 
 rechtspopulismus.1148.de.html?dram:article_id=326950

M 7 Der ehemalige Bundestagspräsident Wolfgang Thierse (SPD) am 7.11.2015 während der Verleihung 
des Lothar-Kreyssig-Friedenspreises in der Johanniskirche in Magdeburg (Sachsen-Anhalt) Mit der Aus-
zeichnung wurde das Engagement der »Amadeu Antonio Stiftung« für Migration, Einwanderung und der 
Kampf gegen »gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit« geehrt. Thierse ist Schirmherr der Stiftung.
  © dpa, 2015
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

7. »Willkommen!« Bürgerschaftliches 
Engagement in der Flüchtlingshilfe
ULRIKE KAMMERER

Mehr als 60 Millionen Menschen waren 
im Jahr 2015 weltweit auf der Flucht. 

Das Jahr war geprägt von einer Weltlage, 
die mehr Menschen denn je dazu bewogen 
hat ihr Heimatland zu verlassen – in der 
Hoffnung auf Sicherheit und eine Zukunft 
mit Perspektiven. In einer Meldung vom 
9. Juli 2015 benennt António Guterres, der 
damalige Flüchtlingskommissar der Ver-
einten Nationen, den Konflikt in Syrien als 
Hauptursache der enormen Flüchtlings-
zahlen: »Dies ist die größte Flüchtlingsbe-
völkerung eines einzelnen Konflikts seit 
einer Generation. Es sind Menschen, die 
internationaler Unterstützung bedürften, 
stattdessen aber unter härtesten Bedin-
gungen leben und immer weiter in die Ar-
mut abrutschen« (UNHCR 2015). Der Bür-
gerkrieg in Syrien ist einer der Gründe 
der massiv gestiegenen Flüchtlingszahlen. 
Doch auch in zahlreichen anderen Ländern 
der Erde gibt es eine Vielzahl von Gründen, die Frauen, Män-
ner, Jugendliche und Kinder zur Flucht aus ihrem Herkunfts-
land bewegen: Krieg und bewaffnete Konflikte, Verfolgung 
und Gewalt, Klimawandel und Naturkatastrophen. Viele die-
ser Ursachen und Gründe sind individuell nachvollziehbar. 
Nicht alle berechtigen zur Anerkennung im Rahmen eines 
Asylverfahrens in Deutschland. Doch bis zur endgültigen Ent-
scheidung über einen Asylantrag leben geflüchtete Menschen 
in Deutschland. Sie kommen an, sind neu im Land – und wur-
den und werden von so vielen engagierten Menschen begrüßt, 
begleitet und unterstützt, dass dieses bürgerschaftliche 
 Engagement auch im Schlagwort der »Willkommenskultur« 
 seinen Eingang gefunden hat.

»Flüchtlinge« – eine Annäherung an den Begriff

Der Begriff »Flüchtlinge« taucht in der deutschen Sprache in viel-
fältigen Zusammenhängen auf. Vielfach wird die Bezeichnung in 
ihrer umgangssprachlichen Verwendung und wenig differenziert 
eingesetzt. Zu lesen ist dann von »Flüchtlingslagern« ebenso 
wie von »Flüchtlingsheimen«, von »Flüchtlingsströmen« wie von 
»Flüchtlingswellen«. Die Berichterstattung in den Medien zu 
Flucht und Asyl war im Jahr 2015 so umfangreich und als Thema so 
vorherrschend, dass das Wort »Flüchtlinge« von der »Gesellschaft 
für deutsche Sprache« zum Wort des Jahres 2015 gekürt wurde.
Im juristischen Sinne ist »Flüchtling« ein Begriff hinsichtlich der 
Rechtsstellung einer Person nach dem Asylgesetz (§ 3, Zuerken-
nung der Flüchtlingseigenschaft) bzw. auf Basis der Genfer 
Flüchtlingskonvention aus dem Jahr 1951 (Art. 1). 
Unschärfen im Sprachgebrauch entstehen besonders dann, wenn 
bei der Nennung von Zahlen pauschal von »Flüchtlingen« gespro-
chen wird und keine differenzierte Betrachtung stattfindet, die 
zum Beispiel zwischen Personen unterscheidet, die »Asylsu-
chende« oder »Asylantragstellende« sind (hier ist außerdem zwi-
schen Erst- und Folgeantrag zu unterscheiden) sowie Menschen, 

die als »Schutzberechtigte« oder »Bleibeberechtigte« bezeichnet 
werden.
Im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements werden ver-
schiedene Begriffe für geflüchtete Menschen wertungsfrei ne-
beneinander verwendet. Viele ehrenamtliche Gruppen nennen 
sich »Flüchtlingsfreundeskreis« oder sind nach eigenen Angaben 
in der »Flüchtlingshilfe« aktiv. Andere Arbeitskreise wählen be-
wusst Namen wie »Arbeitskreis Asyl« oder »Freundeskreis« um 
den Begriff »Flüchtling«, der mit dem Suffix »-ling« eine eher ab-
schätzige Tendenz aufweist (zum Vergleich sei auf die Bezeichnungen 
»Schreiberling«, »Schönling«, »Emporkömmling« verwiesen), zu vermei-
den.»
Das Recht auf Asyl ist ein Menschenrecht (Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte, Art. 14). Um den Fokus gezielt darauf zu richten, 
dass es sich bei jedem Flüchtling um einen Menschen handelt und 
dieser Mensch einen individuellen biographischen Fluchtgrund 
hat, wird vielfach auf den Begriff »Flüchtling« verzichtet, um ei-
nen Menschen nicht alleine auf das Merkmal seiner Flucht zu 
 reduzieren. So wird auch im Bereich der ehrenamtlichen Flücht-
lingshilfe und darüber hinaus inzwischen vielfach von »ge flüch-
teten Menschen« oder »Flüchtende« statt »Flüchtlingen« gespro-
chen.

Bürgerschaftliches Engagement 
in der Flüchtlingshilfe

»Das aktuelle Engagement für Flüchtlinge zählt derzeit zu den größten 
Engagementbereichen in Deutschland.« (Ahrens 2016, S. 25). 
Ehrenamtliche Hilfe und zivilgesellschaftliches Engagement für 
Flüchtlinge hat in Deutschland Tradition. Schon seit den 1990er 
Jahren engagieren sich Menschen in »Arbeitskreisen Asyl« für ge-
flüchtete Menschen. Neben diesen bestehenden Gruppierungen 
treten seit 2011 neue Formen bürgerschaftlichen Engagements 
auf, die im Jahr 2015 aufgrund der hohen Flüchtlingszahlen eben-
falls einen neuen Höchststand erreichen. Bestehende Gruppen 
verzeichnen neue Mitglieder aus allen Bereichen der Gesellschaft. 

Abb. 1 »Das ungewohnte Gefühl, beliebt zu sein!« © Heiko Sakurai, 3.9.2015
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Daneben entstehen freie Initiativen, die sich 
als Freundeskreis oder Helferkreis zusam-
menfinden und nicht in einer Rechtsform or-
ganisiert sind. Ganz ohne Bindung an eine 
bestimmte Organisation bringen sich darü-
ber hinaus auch Einzelhelfende praktisch ein. 
Die selbst gewählten Aufgabengebiete von 
Ehrenamtlichen sind breit gefächert: Sie be-
treuen z. B. Kleiderkammern, um geflüchtete 
Menschen direkt nach Ankunft versorgen zu 
können. An vielen Orten wird eine Fahrrad-
Werkstatt aufgebaut, um Geflüchteten ein 
günstiges Transportmittel zur Verfügung zu 
stellen. Andere bürgerschaftlich Engagierte 
gestalten Bastel- und Spielangebote für 
 Kinder oder unterstützen Erwachsene beim 
Spracherwerb, beim Übersetzen oder in der 
begleitenden Sprachförderung. Darüber hin-
aus begleiten Ehrenamtliche Geflüchtete bei 
Behördengängen und Arztbesuchen. Sie hel-
fen bei der Orientierung in einer neuen Stadt 
und in vielen praktischen Fragen des Alltags. 
Viele Gruppen bürgerschaftlich Engagierter 
organisieren außerdem gemeinsame Frei-
zeitaktivitäten, Begegnungsfeste oder Nach-
barschaftscafés.
Die Motivationen der Einzelnen für ihr bürgerschaftliches Enga-
gement sind vielschichtig. Umfassende Studien über das bürger-
schaftliche Engagement in der Flüchtlingshilfe liegen noch nicht 
vor. Erste Untersuchungen äußern Hypothesen dahingehend, 
dass zum Beispiel die grundlegende politische Haltung oder auch 
religiöse Wertvorstellungen Gründe für ein Engagement in der 
Flüchtlingshilfe sein können. Bei Personen, die selbst eine Flucht-
erfahrung gemacht haben, kann die eigene Biographie aus-
schlaggebend für das ehrenamtliche Hilfsangebot sein. So sind 
viele Flüchtlinge auch frühzeitig selbst ehrenamtlich engagiert, 
z. B. als Übersetzer (vgl. z. B. Bagfa 2016, S. 8). 
Ehrenamtliche haben in der Regel ein grundlegendes Interesse 
am Thema oder empfinden das bürgerschaftliche Engagement 
als Mehrwert für das eigene Leben oder als Chance zur berufli-
chen Weiterentwicklung. Von Helfenden wird in Interviews außer-
dem als Grund angeführt, dass die Nachrichtenlage und die Be-
richterstattung in den Medien ausschlaggebend für ein aktives 
Handeln gewesen sei.
Auch im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements ist ein 
Blick auf Sprache und Begrifflichkeiten insofern ratsam: Spricht 
man von einem selbst gewählten oder übertragenen »Ehrenamt« 
– gegenüber dem Hauptamt? Ist jemand »freiwillig engagiert« in 
der Flüchtlingshilfe? Oder übernimmt man die gängigen Bezeich-
nungen des »bürgerschaftlichen Engagements« oder »zivilgesell-
schaftlichen Engagements«? 
Diese Benennungen bestehen in unterschiedlicher Akzentuie-
rung nebeneinander. Vermehrt kam im Jahr 2015 in den Medien 
allerdings auch wieder der Begriff »Gutmensch« auf, der in der 
öffentlichen Debatte über Ehrenamtliche zu neuer Verbreitung 
gelangte und schließlich von der »Sprachkritischen Aktion« zum 
Unwort des Jahres 2015 erklärt wurde. 
In einer Pressemitteilung vom 12. Januar 2016 erläutert die Sprach-
kritische Aktion ihre Entscheidung wie folgt: »Als ›Gutmenschen‹ 
wurden 2015 insbesondere (…) diejenigen beschimpft, die sich ehrenamt-
lich in der Flüchtlingshilfe engagieren oder die sich gegen Angriffe auf 
Flüchtlingsheime stellen. Mit dem Vorwurf ›Gutmensch‹, ›Gutbürger‹ oder 
›Gutmenschentum‹ werden Toleranz und Hilfsbereitschaft pauschal als 
naiv, dumm und weltfremd, als Helfersyndrom oder moralischer Imperia-
lismus diffamiert.« (Sprachkritische Aktion 2016).

Basisqualifizierung für bürgerschaftlich 
Engagierte am Beispiel Baden-Württembergs

Das bürgerschaftliche Engagement ist in Baden-Württemberg 
generell sehr hoch, ebenso wie das für geflüchtete Menschen. Die 
Hilfsbereitschaft in der Bevölkerung ist angesichts steigender 
Flüchtlingszahlen zudem stark angestiegen. 
Zur Förderung und Unterstützung des Engagements in der Flücht-
lingshilfe werden seit 2015 zahlreiche Programme und Maßnah-
men von Seite des Landes Baden-Württemberg bereitgestellt.
So hat das Staatsministerium Baden-Württemberg 2015 unter 
dem Titel »Willkommen!« ein Handbuch veröffentlicht, das die 
wichtigsten Fragen und Antworten für die ehrenamtliche Flücht-
lingshilfe in Baden-Württemberg sammelt und aufgrund der ho-
hen Nachfrage bereits in dritter Auflage erschienen ist. 
Viele Landkreise, Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg 
haben eigene Leitfäden und Handreichungen zum ehrenamtli-
chen Engagement in der Flüchtlingshilfe herausgegeben. In zahl-
reichen Kommunen konnten neue Stellen geschaffen werden – 
nicht nur in der Flüchtlingshilfe selbst, sondern darüber hinaus 
auch in der Koordination des bürgerschaftlichen Engagements 
für Flüchtlinge. Positionen als »Ehrenamtskoordinator/in« oder 
»Flüchtlingsbeauftragte/r und Koordinator/in bürgerschaftliches 
Engagement« konnten über ein Förderprogramm des Landes neu 
geschaffen werden.
Mit dem Programm »Gemeinsam in Vielfalt – Lokale Bündnisse 
für Flüchtlingshilfe« hat das »Ministerium für Soziales und Inte-
gration Baden-Württemberg« ein Förderprogramm ins Leben ge-
rufen, um den Auf- oder Ausbau lokaler Bündnisse für Flüchtlings-
hilfe zu unterstützen. 
Im Rahmen des Programms »Flüchtlingshilfe durch Bürger-
schaftliches Engagement und Zivilgesellschaft« des Landes Ba-
den-Württemberg hat sich die »Landeszentrale für politische Bil-
dung Baden-Württemberg« (LpB) zudem mit einem eigenen 
Fachbereich zu einem wichtigen Akteur für die Vernetzung, die 
Information und die Qualifizierung bürgerschaftlich Engagierter 
in der Flüchtlingshilfe entwickelt. Sie setzt Angebote zur Basis-
qualifizierung für Ehrenamtliche konkret um. Das Programm 
wird von der LpB in Abstimmung mit dem »Ministerium für Sozia-
les und Integration Baden-Württemberg« konzipiert und bietet 
zivilgesellschaftlich Engagierten schnell, einfach und dezentral 
die Möglichkeit zu Fortbildungsmaßnahmen und Qualifizierun-
gen.

Abb. 2 »Diagramm der Sorge!« © Thomas Plaßmann, 2016
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Über den Aktionsfonds »Qualifiziert. Engagiert.« können ehren-
amtliche Gruppen – etablierte Vereine ebenso wie neu entstan-
dene Initiativen – Fördermittel zur Durchführung von Schulungen 
beantragen. Im Rahmen des Aktionsfonds können Anträge für 
einzelne Veranstaltungen oder auch mehrgliedrige Veranstal-
tungsreihen beantragt werden. Dabei sind Qualifizierungsmaß-
nahmen aus verschiedenen Themenfeldern förderfähig. Themen 
und Fragestellungen, mit denen Ehrenamtliche in der Flüchtlings-
hilfe konfrontiert sind, können zum Beispiel sein: 
–  Wie verläuft ein Asylverfahren in Deutschland?
–  Welche kommunale Behörde ist im Bereich Flucht und Asyl für 

 welche Aufgaben zuständig? 
–  Wo liegen die Zuständigkeiten Hauptamtlicher und welches 

sind Grenzen des Ehrenamts? 
–  Welches Selbstverständnis liegt dem Ehrenamt zugrunde? 
–  Wie bauen bürgerschaftlich Engagierte ein funktionierendes 

 Netzwerk auf? 
–  Wie sind ehrenamtlich Engagierte versichert?
–  Welche Gender-Aspekte im ehrenamtlichen Engagement 

für Flüchtlinge sind zu berücksichtigen?
–  Was ist bei der Betreuung von Kindern zu beachten?
–  Wie organisieren Ehrenamtliche Veranstaltungen für und 

mit Flüchtlingen? 
–  Wie kann Deutschunterricht für Flüchtlinge sinnvoll durch 

 Ehrenamtliche begleitet werden? 
–  Wie begegnen ehrenamtlich engagierte Menschen geflüchteten 

 Menschen, die durch das Erleben von Krieg und Gewalt vor oder 
während ihrer Flucht (zum Teil schwer) traumatisiert sind? 

Zu diesen und weiteren Themengebieten können Kommunen, 
Gruppen oder Institutionen im Rahmen des Aktionsfonds »Quali-
fiziert. Engagiert.« finanzielle und inhaltliche Unterstützung für 
bürgerschaftlich Engagierte in der Flüchtlingshilfe erhalten.
Die LpB unterstützt auch die Schulung und Fortbildung von Multi-
plikatorinnen und Multiplikatoren in bestimmten Themenfel-
dern, damit diese Personen später ihrerseits Seminare für bürger-
schaftlich Engagierte in der Flüchtlingshilfe anbieten können. 
Zielrichtung dabei ist es, besonders für die Themenfelder »Junge 
Geflüchtete«, »Gender & Flucht« oder auch »Interkulturelles Trai-
ning« weitere Trainerinnen und Trainer in Baden-Württemberg 
fortzubilden.
Darüber hinaus stellt die Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg zahlreiche weitere Angebote für ehrenamtli-
che Gruppen in der Flüchtlingshilfe bereit, die Grundkenntnisse 
und Hintergrundinformationen beinhalten. Zur Palette der Ange-
bote gehören Seminare, Konferenzen, Workshops, E-Learning-
Kurse, Trainings und Vorträge. Dabei geht es einerseits um Wis-

sensvermittlung über die Herkunftsländer 
geflüchteter Menschen ebenso wie um Ursa-
chen von Flucht und Vertreibung, anderer-
seits auch um Fragen zum Wandel der De-
batte um Flucht und Asyl in Deutschland 
oder die Vermittlung von Grundkenntnissen 
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Es fin-
den Trainings statt, zum Beispiel zum Erwerb 
interkultureller Kompetenzen oder im Be-
reich des Argumentationstrainings »Kompe-
tent gegen rechte Sprüche«. Denn: Personen, 
die sich ehrenamtlich für geflüchtete Men-
schen engagieren, bewegen sich mit ihrem 
Engagement in der Öffentlichkeit und müs-
sen dieses Engagement auch häufig verbal 
verteidigen, sei es im privaten Umfeld oder 
bei öffentlichen Auftritten, sei es in sozialen 
Medien oder in Zeitungsartikeln und Leser-
briefen.
Mit dem Format »Kommunaler Flüchtlingsdi-
alog« setzt die LpB eine weitere Maßnahme 
aus dem Programm »Flüchtlingshilfe durch 
Bürgerschaftliches Engagement und Zivil-

gesellschaft« des Landes Baden-Württemberg um. Kommunen 
wird die Möglichkeit gegeben, die Frage »Wie leben wir zukünftig 
zusammen?« konkret zu thematisieren und für Beratungs- und 
Moderationsleistungen eine finanzielle Förderung von Seite des 
Landes zu erhalten. Auch in diese Dialoge sind zivilgesellschaft-
liche Akteure eingebunden und können ihre Erfahrungen und 
Ideen einbringen – ebenso wie die geflüchteten Menschen 
selbst.

Integrationsstrategie

Integration ist eine Gemeinschaftsaufgabe, die nur vor Ort in den 
Kommunen gelingen kann. Dafür braucht es eine gemeinsame 
Vision von Bürgerinnen und Bürgern, wie sich diese Herausforde-
rung gestalten lässt. Das Format »Kommunaler Flüchtlingsdia-
log« bietet dabei die Möglichkeit zur Begegnung und zum Aus-
tausch – zum Beispiel in Form einer Ideenwerkstatt. Der Dialog 
soll gezielt die jeweiligen Bedürfnisse in einer Kommune thema-
tisieren und möglichst viele kommunale Akteure einbinden. So 
kommen Menschen über verschiedene Themen ins Gespräch und 
es wird Raum für Informationen, Ideen, Wünsche, aber auch für 
Bedenken und Ängste gegeben. 

Willkommenskultur – und dann?

Nach einer Phase kurzfristigen Handelns, die auf Nothilfe, flexi-
ble und zum Teil provisorische Lösungen beschränkt war, brachte 
das Jahr 2016 – auch bedingt durch die Schließung der Flucht-
route über den Balkan – eine Atempause mit sich. Diese Phase 
öffnet auch für Ehrenamtliche den Blick auf mittel- und langfris-
tige Perspektiven; den Blick darauf, was auf das erste »Willkom-
men!« in Zukunft folgen kann.
Etablierte Gruppen und freie Initiativen in der Flüchtlingshilfe be-
nötigen diese Zeit, das Geschehene zu reflektieren. Freie Initia-
tiven können (erstmals) grundsätzlich ihr Selbstverständnis als 
Gruppe definieren. Überlegungen zur Aufgabenverteilung kön-
nen ebenso besprochen wie Abläufe optimiert werden. Viele, die 
sich ehrenamtlich engagiert haben, waren bislang sehr hohen 
Belastungen ausgesetzt – zeitlich, organisatorisch und auch psy-
chisch. Nun besteht die Möglichkeit, neue Ehrenamtliche zu ge-
winnen, die Engagierten weiter zu qualifizieren oder neue Struk-
turen zu schaffen, um Überlastungen künftig vorzubeugen. 
Eine wichtige Rolle spielen in diesem Zusammenhang die neu ge-
schaffenen Stellen der »Ehrenamtskoordinatorinnen und -koordi-

Abb. 3 »Deutsch für Flüchtlinge … Lektion eins!« ©Thomas Plaßmann, 2015
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natoren«, die bürgerschaftlich Engagierte in 
diesem Prozess begleiten, unterstützen und 
fördern können.
Für die Integration geflüchteter Menschen in 
Deutschland sind auch im Bereich des bür-
gerschaftlichen Engagements noch viel Ge-
duld und Zeit erforderlich. Den Ehrenamtli-
chen kommt dabei eine besonders wichtige 
Rolle zu. Ihr solidarisches Handeln für ge-
flüchtete Menschen im direkten Kontakt ist 
– auch angesichts von Enttäuschungen und 
Rückschlägen – ungebrochen. Engagierte 
Ehrenamtliche, die sich für Geflüchtete ein-
setzen, stellen so die Weichen für eine erfolg-
reiche Integration in Deutschland. Sie ma-
chen Flüchtlingen die Teilnahme und Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben in Deutschland 
möglich und stellen damit einen unschätzba-
ren Wert dar, einen Wert, der große Chancen 
für die Zivilgesellschaft bietet und auch in die 
Zukunft gerichtet noch über Generationen 
hinweg seine Wirkung entfalten wird. 
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MATERIALIEN

M 1  Bundesarbeitsgemeinschaft der 
 Freiwilligenagenturen e. V. (bagfa): 
»Das Engagement für und mit 
Flüchtlinge(n)«, 2016

Die hohe Zahl der ankommenden Flüchtlinge 
bewegt viele Menschen und hat eine große 
Welle der Hilfsbereitschaft ausgelöst: Das 
bürgerschaftliche Engagement entfaltet sei-
ne Wirkung in den unterschiedlichsten Fa-
cetten – ob in der Kleiderkammer, in Paten-
schafts- und Mentoringprojekten, bei der 
Ämterbegleitung, beim Dolmetschen und 
Organisieren, in den Erstaufnahmestellen, in 
den Willkommensinitiativen und den »An-
kommensstrukturen«.
Die Flüchtlingshilfe zeigt sich dabei als ein 
sehr dynamisches Feld, in dem Akteur/innen 
auf unterschiedliche aktuelle und langfris-
tige Bedarfe reagieren und sich damit fort-
laufend verändern und anpassen müssen. 
Alle Organisationen vor Ort stehen auch vor 
großen Herausforderungen, da es zwar viel 
Know-How, Kraft und Kreativität gibt, aber 
viele in den oftmals schlecht ausgestatteten 
Strukturen auch überfordert und überlastet 
sind von den sich täglich verändernden Rah-
menbedingungen und der Vielzahl der Anfra-
gen. Es fehlt an Informationsmanagement, 
Koordination und Ressourcen, so ein Haupt-
ergebnis der Umfrage der bagfa unter 87 
Freiwilligenagenturen im September 2015.
Ziel der Umfrage war es, eine realistische Si-
tuationsbeschreibung für die Freiwilligen-
agenturen in der Flüchtlingshilfe vorzu-
nehmen und mögliche Handlungsoptionen 
aufzuzeigen. Leitend waren dabei vor allem 
folgende Fragestellungen:
Was sind die Rollen von Freiwilligenagentu-
ren und wie arbeiten sie mit anderen Akteu-
ren zusammen? Wie bewältigen sie diese 
 außergewöhnliche Situation? Was sind die 
Herausforderungen und wo gibt es Gestal-
tungsmöglichkeiten?
Zehn Prozent der Agenturen sind schon lange 
(mindestens fünf Jahre) im Bereich aktiv. 
Gleichzeitig haben viele Agenturen flexibel 
reagiert und angesichts des steigenden Be-
darfs im vergangenen Jahr ihr Tätigkeitsfeld 
ausgeweitet (rund 45 Prozent sind seit einem 
Jahr im Feld). Die meisten Agenturen (59 Pro-
zent) geben an, selbst die Initiative ergriffen 
zu haben, um in der Flüchtlingshilfe tätig zu 
werden.

© bagfa (2016): Das Engagement für und mit Flüchtlinge(n), 
S. 3, www.bagfa.de/fileadmin/Materialien/Gefluechtete/ 
2016_bagfa-analyse_Fluechtlingshilfe.pdf

M 4 »Die Aufgabenfelder von Freiwilligenagenturen« © bagfa, 2016, S. 5

M 3 »Woran mangelt es am meisten vor Ort im Feld der Engagementförderung und Flüchtlingshilfe? 
Was sind die drei größten Hindernisse?« © bagfa, 2016, S. 5. 14

M 4 »Wie gut ist die Zusammenarbeit mit der öffentlichen Verwaltung?« © bagfa, 2016, S. 5. 8
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M 5  Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) (2016): 
 »Koordinationsmodelle und Heraus-
forderungen ehrenamtlicher Flücht-
lingshilfe in den Kommunen. Quali-
tative Studie des Berliner Instituts 
für empirische Integrations- und 
Migrationsforschung«, Berlin

Die große Anzahl von Menschen, die in den 
letzten Jahren nach Deutschland geflüchtet 
sind, hat zu einem unvergleichlichen Aus-
maß an bürgerschaftlichem Engagement ge-
führt. Hierdurch sind auch neue Formen der 
Organisation und Koordination ehrenamt-
licher Arbeit sowie zwischen Ehren- und 
Hauptamt entstanden. Die vorliegende Er-
hebung hatte das Anliegen zu untersuchen, 
welche Strukturen und Prozesse in den Kom-
munen entwickelt wurden und welche Emp-
fehlungen sich daraus ableiten lassen. Die 
Erhebung wurde durch 25 qualitative Inter-
views sowie einen Workshop mit ehrenamtli-
chen und hauptamtlichen Koordinatorinnen 
und Koordinatoren1 umgesetzt. (…) 
Die meisten ehrenamtlichen Initiativen sind 
zwischen 2011 und 2015 entstanden, einige 
existierten allerdings bereits seit den 1990er 
Jahren oder gingen aus anders ausgerich-
teten Netzwerken und Hilfsstrukturen (z. B. 
Fluthilfe) hervor. Viele Initiativen haben sich 
zunächst informell gegründet (Nachbar-
schaftskreise) und durchlaufen nun einen 
Prozess zunehmender Professionalisierung 
und Formalisierung. Die Struktur der Initiati-
ven ist in der generellen Entscheidungsfin-
dung überwiegend basisdemokratisch, stark 
ausdifferenziert und selbst organisiert. (…) 

Herausforderungen: Teilhabe Geflüchteter, 
Finanzierung,  Information
– Teilhabe Geflüchteter stärken. Einbin-
dung von Geflüchteten in die Koordination 
und Unterstützung der selbst organisierten 
Interessensvertretung. Ein Beispiel für um-
fangreiche Einbindung ist der Verein Akzep-
tanz e. V. in Gera.
– Ausreichende Finanzierung der Koordination. Zumeist verfü-
gen die zentralen Koordinationsstellen nicht über volle Stellen. 
Da sie jedoch sowohl für die Kommunen als auch für die Initiati-
ven wertvolle Aufgaben erfüllen, ist dies nicht ausreichend. Der 
Arbeitsumfang erfordert in der Regel eine bessere Stellenausstat-
tung.
– Finanzierung der Arbeit der Initiativen. Ein Großteil der Fi-
nanzmittel wird für Verbrauchsmaterial (z. B. Lehrbücher) ausge-
geben. Das Engagement und dessen Nachhaltigkeit ist daher ab-
hängig von Spendenmitteln. Eine Form der Anerkennung der 
Arbeit wäre die unkomplizierte Erstattung dieser Kosten durch 
die Kommune.
– Erreichen aller Zielgruppen. Durch die unterschiedliche Alters-
struktur zwischen Freiwilligen und Geflüchteten erreichen auch 
die Freiwilligen nicht immer sämtliche Gruppen von Geflüchteten 
(z. B. werden in Initiativen mit hohem Seniorenanteil jugendliche 
Flüchtlinge schlechter erreicht).
– Informationsbündelung und -filterung. Das Überangebot an 
Spenden und Angeboten führt mitunter zu hohem Verantwor-
tungsdruck bei ehrenamtlichen Koordinatoren. Es besteht der 
Wunsch nach zentralen Foren und Anlaufstellen zur Übersicht 
(Beispiel Infopoint Berlin-Reinickendorf).

– Qualifizierte Beratung. Beratungen in Bezug auf Asylrecht, So-
zialrecht, Wohnungsmarkt und Arbeitsmarkt sollten frühzeitig 
durch qualifizierte Beratungsangebote ermöglicht werden. Qua-
lifikationsangebote für Ehrenamtliche sind kurzfristig notwen-
dig, langfristig müssen genug hauptamtliche Stellen geschaffen 
werden.
– Konflikte zwischen Verwaltung und Initiativen. Die oft feh-
lende Bereitschaft, Handlungsspielräume zugunsten von Ge-
flüchteten auszuschöpfen, bindet die Arbeit der Engagierten. 
Außerdem brauchen die Initiativen Ansprechpartner, um die Be-
darfe der Geflüchteten in die Verwaltung vermitteln zu können.
– Supervisionsbedarf. Belastungen im Engagement entstehen 
durch hohes Verantwortungsgefühl angesichts der persönlichen 
Schicksale und der mangelnden staatlichen Angebote. Einzel- 
und Gruppensupervision kann nicht nur ehrenamtlich organisiert 
werden.
– Fremdenfeindliche Stimmung. Die Stimmung gegen Flücht-
linge richtet sich auch mitunter gegen das Engagement. Meist 
kann jedoch durch die Gründung einer Initiative fü r Geflüchtete 
die Stimmung in der Nachbarschaft positiv gewendet werden.

© www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/koordinations 
 modelle-und-herausforderungen-ehrenamtlicher-fluechtlingshilfe-in-den-kommunen/

M 6 »Überblick über die 25 untersuchten Kommunen« © Bertelsmann-Stiftung, 2016, S. 18
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M 8  Ahrens, Petra-Angela: »Skepsis oder Zuversicht? 
 Erwartungen der Bevölkerung zur Aufnahme von Flücht-
lingen in Deutschland«, Sozialwissenschaftliches Insti-
tut der Evangelischen Kirche in Deutschland, 2016

Bisherige Befragungsergebnisse konzentrieren sich auf die Stim-
mungen in der Bevölkerung zur Flüchtlingspolitik und deren Ver-
änderungen. Schon seit einiger Zeit wird auch über das »Kippen« 
der anfangs weit überwiegenden positiven Grundhaltung (»Will-
kommenskultur«) debattiert. Aber welche Faktoren spielen dabei 
ein Rolle?
– Die vorliegende Repräsentativumfrage geht den positiven Er-
wartungen und den konkreten Sorgen nach, die mit der Auf-
nahme von Flüchtlingen verbunden werden.
– Sie zielt darauf herauszufinden, welche Bedeutung ihnen zu-
kommt, wenn es um die subjektive Einschätzung geht, inwieweit 
Deutschland die mit der Aufnahme von Flüchtlingen verbunde-
nen Herausforderungen bewältigen wird.

(…) Stichprobe: 2.021 deutschsprachige Be-
fragte ab 14 Jahren, Durchführung: 28. Okto-
ber bis 11. November 2015

© www.ekd.de/download/20151221_si-studie-fluechtlinge.
pdf

M 10  Mathias Ellwanger: »Mehr als 100 
zusätzliche Stellen für Integration«, 
Stuttgarter Zeitung, 24.6.2016, S. 6

Rund 150.000 Flüchtlinge hat Baden-Würt-
temberg 2015 aufgenommen. Zehntausende 
werden dieses Jahr hinzukommen, die meis-
ten dürfen wohl bleiben. »Das Land hat schnell 
darauf reagiert«, sagt Sozial- und Integra-
tionsminister Manfred Lucha (Grüne). Auf-
nahme, Unterbringung und Grundversor-
gung verliefen inzwischen geregelt. Nun 
müsse der Schwerpunkt auf die Integration 
gelegt werden. »Diese Menschen müssen so 
schnell wie möglich Anschluss an die Gesellschaft 
finden«, fordert Lucha. Eine entscheidende 
Rolle dafür spielten dabei die Kommunen: in 
den Schulen, Vereinen und am Arbeitsplatz. 

Deshalb stellt das Land in diesem Jahr zusätzlich 5,6 Millionen 
Euro zur Verfügung, die es 108 Kommunen ermöglichen, einen 
Integrations- oder Flüchtlingsbeauftragten einzustellen oder 
vorhandene Stellen aufzustocken. Die Stellen sind vorerst auf 
drei Jahre befristet und werden zu 50 Prozent vom Land finan-
ziert. »Die Kommunen können natürlich immer noch was draufsatteln 
und eine ganze Stelle daraus machen«, sagte Lucha. Baden-Württem-
berg investiert damit in diesem Jahr mehr als 20 Millionen Euro. 
Insgesamt werden damit 314 Flüchtlingsbeauftragte gefördert.
Roswitha Keicher, die Vorsitzende des Arbeitskreises der Integ-
rationsbeauftragten des Städtetages im Land, begrüßt diese 
Entwicklung ausdrücklich: »Das ist ein wichtiges Signal an die Kom-
munen.« Denn das einstige Randthema Integration stelle inzwi-
schen eine der größten gesellschaftlichen Herausforderungen 
dar. Die Beauftragten koordinieren die Arbeit der Ehrenamtli-
chen; sie erstellen  Integrationskonzepte und kooperieren mit 
unterschiedlichen Trägern, um eine hohe  Qualität der Sprachför-
derung oder die Anerkennung beruflicher Qualifikationen zu er-

möglichen. »Sie sind aber vor allem als Kümme-
rer und Motor unterwegs«, berichtet Keicher. 
Die Motivation der Flüchtlinge sei in der Re-
gel sehr hoch. Die Nachfrage nach Sprach-
kursen etwa übersteige bei Weitem das An-
gebot.
Schwierige Gespräche hätte sie eher mit den 
Deutschen führen müssen, »da ist oft viel 
Überzeugungsarbeit notwendig«. 

© Mathias Ellwanger: »Mehr als 100 zusätzliche Stellen für 
 Integration«, Stuttgarter Zeitung, 24.6.2016, S. 6

M 11  Vera Cornette: »Integration junger 
Flüchtlinge. Wunschträume und 
Realität«, Bayerischer Rundfunk, 
2016

In Deutschland leben mehr als 67.000 unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge – Stand 
Ende Januar 2016. Die meisten sind in Bayern 
untergebracht. Viele Stellen kümmern sich 
um die Integration, doch das ist schwieriger, 
als viele Politiker denken.

M 7  »Wird Deutschland die Herausforderungen bewältigen?« © EKD-Studie, 2016, S. 5

M 9  »Positive Entwicklungen durch Aufnahme von Flüchtlingen«  © EKD-Studie, 2016, S. 10
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Auf ihren Schultern lasten die 
Hoffnungen der Nation: 
Fachkräftemangel besiegen, 
Renten sichern und die Über-
alterung der Gesellschaft 
bremsen. All das sollen – vor 
allem – junge Flüchtlinge 
leisten, jedenfalls, wenn man 
der Bundesregierung (…) zu-
hört. In den Kommunen, in 
denen die Flüchtlinge unter-
gebracht sind, sieht es wie so 
oft ganz anders aus. Natür-
lich gibt es hie und da die 
Hoffnungsträger, die den 
Berliner Politikern gefallen: 
So macht in Oberbayern im 
Landkreis Miesbach seit eini-
gen Monaten ein Somali er-
folgreich eine Bäckerlehre. 
Auszubildende im Bäcker-
handwerk sind schwer zu fin-
den, viele scheuen den Job ob 
der frühen Arbeitszeiten. 
Doch längst nicht jeder 
Flüchtling strebt einen Aus-
bildungsplatz im Handwerk 
an.
Das wird ganz offensichtlich 
in Niederbayern auf dem 
Burgberg in Frontenhausen, 
nicht weit weg von Landshut. Idyllisch gelegen mit Blick aufs Vils-
tal betreibt der Landesverband der Gehörgeschädigten einen 
Gartenbaulehrbetrieb. Das läuft so ab: Jugendliche, die auf dem 
ersten, also dem regulären Arbeitsmarkt, keine Chance haben, 
können hier wohnen und in geschützter Atmosphäre Gärtner wer-
den. Als das Kreisjugendamt anfragte, ob es noch Plätze in den 
zum Lehrbetrieb gehörenden Wohnheimen gäbe, entschieden 
sich die Einrichtungsleiter eine Gruppe junger Afghanen aufzu-
nehmen.
Einer von ihnen ist Eawaz. Gerade kniet er mit seiner Ausbilderin 
am Boden, lernt pflastern. Gärtner werden, sein Traumjob? »Nein, 
leider nicht«, sagt er, »aber es war für mich die beste Chance, jetzt 
richtig Deutsch zu lernen.« Der junge Afghane ist seit eineinhalb 
Jahren in Deutschland und ein Musterschüler: lernwillig, moti-
viert, schätzt sich realistisch ein.
Das ist längst nicht überall so: Faisal erzählt, 
dass er früher als Lastenträger gearbeitet 
hat. Jetzt greift er beruflich nach den Ster-
nen: Ingenieur wolle er werden bei BMW. Sein 
Betreuer schüttelt den Kopf. Der Sozialpäda-
goge Alfred Gruber glaubt nicht, dass der 
Junge das Zeug dazu hat: »Faisal soll jetzt mal 
ein paar Praktika auf dem ersten Arbeits-
markt machen, da wird er auch negative Er-
fahrungen sammeln und sich wohl irgend-
wann wieder umorientieren«, meint Gruber, 
der auch einer der Leiter des Burgbergs ist. 
Die jungen Afghanen bekämen bei ihm in der 
Einrichtung so viel positives Feedback, dass 
sie teilweise ein wenig die Bodenhaftung ver-
lören und sich nicht mehr so ganz realistisch 
einschätzen können.
Das ist auch für Heinrich Trapp der Grund, 
warum er sich von einem Pilotprojekt, das 
mit großen Hoffnungen gestartet ist, verab-
schiedet. Trapp ist Landrat vom Landkreis 
Dingolfing-Landau, quasi BMW-Land. Dort 
wird gerade eine Logistikhalle mit 2.000 

neuen Arbeitsplätzen gebaut. Bis zum Jahresende habe man ver-
sucht, 20 junge Flüchtlinge zu finden, die eine Ausbildung zum 
Logistiker beginnen wollen. »Die Voraussetzungen und Fähigkei-
ten der Flüchtlinge klaffen gewaltig auseinander mit den Erwar-
tungen der Unternehmen«, sagt Trapp.
Auf dem Burgberg sieht man die Lage längst nicht so düster: Man-
che der jungen Flüchtlinge müsse man »mal gegen die Wand fah-
ren lassen« und sie unterstützen, dass sie sich einerseits frei für 
den Beruf entscheiden können, der ihnen gefällt, andererseits 
einen Job im Rahmen ihrer Möglichkeit finden.

© www.br.de/nachrichten/minderjaehrige-fluechtlinge-bayern-102.html

M 12  »Ich habe Sorge, dass ....  © EKD-Studie, 2016, S. 18

M 13  »Erledigen!«  © Gerhard Mester, 1.7.2016
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M 14  Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, Ann-Kathrin Rich: 
 »Asylerstantragsteller in Deutsch-
land im Jahr 2015. Sozialstruktur, 
Qualifikationsniveau und Berufs-
tätigkeit«, Berlin, 2016

Die sogenannten »SoKo«-Daten (»Soziale 
Komponente«) werden während der Asyl-
erstantragstellung vom »Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge« (BAMF) auf frei-
williger Basis erhoben und geben u. a. einen 
groben Überblick über die Qualifikations-
struktur der Schutzsuchenden. In dieser 
Kurzanalyse wird das Jahr 2015 betrachtet.
(…) »SoKo«-Daten sind unter dem Vorbehalt 
eingeschränkter Aussagekraft zu sehen, aber 
vermitteln dennoch einen guten Überblick 
über die Qualifikationsstruktur der Asylerst-
antragsteller.
Asylerstantragsteller im Jahr 2015 waren zu 
drei Vierteln männlich und zu 68 Prozent jün-
ger als 33 Jahre. Ungefähr die Hälfte von ih-
nen ist verheiratet. Die häufigsten Mutter-
sprachen sind Arabisch, Albanisch und Dari/
Farsi. (…) 
Die Gewichtung mit der Anerkennungsquote 
der Top-10-Herkunftsländer führt zu einem 
positiveren Bild der Schulbildung als zuvor, 
d. h. Schutzsuchende aus Herkunftsländern 
mit einer guten Bleibeperspektive sind bes-
ser gebildet als der Durchschnitt.
Ungefähr zwei Drittel der Asylerstantragstel-
ler waren zuletzt erwerbstätig, davon haupt-
sächlich in handwerklichen Berufen oder als 
Hilfskraft. Die Erwerbstätigkeitsquote der 
Frauen liegt unter der der Männer. Ausnah-
men bilden Frauen mit Hochschulabschluss, 
deren Erwerbstätigkeitsquote der der Män-
ner stark ähnelt. Rund ein Drittel gab an, 
 neben der Muttersprache u. a. Sprachkennt-
nisse in Englisch zu haben, wohingegen nur 
ungefähr 2 Prozent Deutschkenntnisse nann-
ten.

© www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/
Kurzanalysen/kurzanalyse3_sozial-komponenten.pdf?__
blob=publicationFile

M 15  »Alterskategorien der volljährigen Asylerstantragsteller aus allen und den Top-10-Herkunfts-
ländern im Jahr 2015 (in Prozent)«  © SoKo, 2016, S. 3

M 16  »Höchste besuchte Bildungseinrichtung der volljährigen Asylerstantragsteller aus allen und den 
Top-10-Herkunftsländern im Jahr 2015 (in Prozent)«  © SoKo, 2016, S. 5 

M 17  »Zehn häufigste Tätigkeitsbereiche der volljährigen zuletzt erwerbstätigen Asylerstantragsteller 
aus allen und den Top-10-Herkunftsländern im Jahr 2015 (in Prozent)«  © SoKo, 2016, S. 7 
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M 18  Im Interview: Michael Hüther, Direk-
tor des Instituts der deutschen 
Wirtschaft (DIW): »Einen günsti-
geren Zeitpunkt gibt es nicht«, 
Stuttgarter Zeitung, 22.1.2016, S. 2

StZ: Herr Hüther, ist der Andrang der Flüchtlinge 
Fluch oder Segen für die Konjunktur?
Hüther: Wenn der Staat in diesem Jahr über 
20 Milliarden Euro bereitstellt, die er sonst 
nicht ausgegeben hätte, wirkt das zunächst 
stabilisierend. Das ist ein zusätzlicher Nach-
frageimpuls, der sich in Höhe von bis zu ei-
nem halben Prozentpunkt im Zuwachs des 
Bruttoinlandsprodukts niederschlägt. Das 
ist schon beachtlich. Ohne die Flüchtlings-
thematik betrüge der Zuwachs lediglich 1,25 
bis 1,5 Prozent. (…) 
StZ: Noch bedeutender ist der langfristige Effekt 
der Zuwanderung als Motor der Wirtschaftsent-
wicklung.
Hüther: Der ist in der Tat dann bedeutender, 
wenn es gelingt, die Flüchtlinge in die Er-
werbstätigkeit hineinzubringen. Die Frage 
wird dann nur sein: Mit welcher Qualifika-
tion? Nach 1955 trafen die später so genann-
ten Gastarbeiter auf eine Arbeitslosenquote von 2,5 Prozent. Da 
waren diese Kräfte am Bau, in der Landwirtschaft oder in der 
Grundstoffproduktion im gering qualifizierten Bereich stabilisie-
rend für die Wertschöpfung. Heute brauchen wir qualifiziertes 
Personal – es muss gelingen, möglichst viele Flüchtlinge in die 
duale Berufsausbildung zu bringen.
StZ: Viele hochverschuldete Kommunen stöhnen schwer unter den zu-
sätzlichen Ausgaben.
Hüther: Das ist eine Frage des Finanzausgleichs und der Kompen-
sation durch die Länder. Bayern kompensiert es zu 100 Prozent. 
Mittelfristig kann der Flüchtlingszuwachs in Zuzugsregionen den 
Wohnungsbau und den Infrastrukturausbau in Gang bringen, was 
wieder die Wirtschaftskraft stärkt. Insofern hängt es von der Aus-
gangslage der Kommunen ab und wie gut es gelingt, die Flücht-
lingsströme zu steuern. Das können wir bisher ja nicht wirklich.
StZ: Ist die Überlastung der Sozialsysteme ein Risiko?
Hüther: Wenn wir die Flüchtlinge nicht konzentriert in Bildung 
und Erwerbstätigkeit bringen, dann wird das ein Thema.
StZ: Unterm Strich: Kann sich der Staat das alles leisten?
Hüther: Im Grunde ja. Angesichts der Lage des Arbeitsmarktes 
und der Staatsfinanzen hätte es keinen günstigeren Zeitpunkt ge-
ben können. Auch für unser demografisches Problem liegt eine 
Chance in der Zuwanderung. Wir können den Andrang bewältigen 
– an der Finanzierung kann es sicher nicht scheitern.

© »Einen günstigeren Zeitpunkt gibt es nicht«, Interview mit DIW-Direktor Michael Hüther, 
Stuttgarter Zeitung, 22.1.2016, S,. 2

M 19  Lisa Becker: »Jung, motiviert, aber große Wissens-
lücken«, FAZ, 4.6. 2016, S. 24

Weil weniger Flüchtlinge kommen, rückt nun die Integration der 
Migranten stärker in den Blick. Doch was braucht man, um hier-
zulande dazuzugehören? Muss man in Deutschland geboren sein, 
Christ sein, deutsche Vorfahren haben? Das hat der »Sachverstän-
digenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration« die 
Bevölkerung Mitte 2015 gefragt. Allerdings maß jeweils nur eine 
Minderheit diesen Kriterien eine Bedeutung bei. Eine andere Be-
dingung hielten hingegen 89 Prozent der Befragten ohne Migrati-
onshintergrund und sogar 93 Prozent derjenigen mit Migrations-
hintergrund für wichtig: einen festen Arbeitsplatz.
»Überspitzt gesagt, ist der entscheidende Faktor dafür, ob man als zuge-
hörig angesehen wird und sich selbst zugehörig fühlt, die Erwerbsarbeit 

und damit der aktive Beitrag zur Wirtschaft des Landes«, schreiben die 
Sachverständigen. Cornelia Schu, die Geschäftsführerin des Rats, 
erkennt darin eine Chance für die Flüchtlinge »Wir sind eine leis-
tungsorientierte Gesellschaft, in der man sich die Teilhabe erarbeiten 
kann.« Das ist freilich auch eine große Herausforderung, und frü-
here Migrationen stimmen wenig zuversichtlich. Menschen mit 
ausländischen Wurzeln sind schlechter in der Schule und öfter 
arbeitslos oder prekär beschäftigt. Über die Ursachen wird dis-
kutiert und geforscht. Nach Angaben des Sachverständigenrats 
steht eines fest: »Der zentrale Erklärungsfaktor für Erfolg und Misser-
folg im Bildungssystem ist und bleibt der soziale Hintergrund.« Ein guter 
Indikator für die soziale Herkunft ist das Bildungsniveau. Für die-
jenigen, die in jüngerer Zeit gekommen sind, gibt es allerdings 
noch keine verlässlichen Daten. In einer Erhebung des Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge (Bamf), die als recht valide 
gilt, hatte etwa ein Drittel ein Gymnasium oder eine Hochschule 
besucht, ähnlich viele verfügten über keine Schulbildung oder 
waren nur zur Grundschule gegangen. Viel kleiner als in Deutsch-
land war der mittlere Bereich – was typisch für wenig entwickelte 
Bildungssysteme ist.
Große Wissenslücken haben aber selbst die, die aus der Mittel-
schicht ihres Landes stammen und länger in der Schule waren. 
Nach einer Analyse des Bildungsökonomen Ludger Wößmann 
vom Münchener Ifo-Institut hinken auch die Syrer vier bis fünf 
Jahre hinter Jugendlichen her, die in Deutschland zur Schule ge-
gangen sind. »Was heißen sechs, acht Jahre Schulbesuch, wenn man zum 
Beispiel in eine Koranschule gegangen ist«, sagt Alfred Riedl von der 
School of Education der TU München, der Modellprojekte in der 
Beschulung von Flüchtlingen begleitet. Viele Flüchtlinge hätten 
nicht gelernt, eigenverantwortlich zu lernen, berichtet der Didak-
tikprofessor. In manchen Ländern gelte es als unhöflich vorzupre-
schen. »Diese kulturellen Besonderheiten sollten Lehrer kennen.« Die 
Integration durch Bildung müsse früh beginnen, fordern Fach-
leute – und warnen vor einem langen Herumsitzen in den Flücht-
lingsunterkünften. Misslinge sie, dann führe das zu Resignation 
und stärke radikale Kräfte, betont Wößmann. (…)
Ein anderes großes Manko ist nach Expertenmeinung, dass Lehrer 
und Erzieher zu wenig über den Umgang mit heterogenen Grup-
pen wüssten. »In der Ausbildung und im Studium sollte das Pflicht wer-
den«, fordert Schu. Auch wer schon im Schuldienst sei, benötige 
dringend diese Kenntnisse. »Die Politik muss massiv in die Weiterbil-
dung investieren.« (…) 

© Lisa Becker: »Jung, motiviert, aber große Wissenslücken«, FAZ, 4.6.2016, S. 24

M 20  »Fördern und Fordern«  © Gerhard Mester, 8.6.2016
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M 22  Verschiedene Autoren: »Es brennt in Deutschland«, 
Die ZEIT, 3.12.2015

Mehr als 200 Mal haben Täter 2015 Flüchtlingsheime angegriffen. 
Gefasst wurde kaum jemand. Wie kann das sein? (…) »Mit der gan-
zen Härte des Rechtsstaats« werde der Staat gegen Menschen vorge-
hen, die Flüchtlinge angreifen. Das versprach Angela Merkel noch 
im September 2015. Nun zeigt sich: Das Versprechen war leer. Fast 
jeden Tag attackieren Gewalttäter inzwischen Flüchtlingsunter-
künfte. Mal fliegen Pflastersteine, mal Molotowcocktails, mal 
werden Wohnungen angezündet oder geflutet. Erschreckend oft 
sind Ermittler und Justiz hilflos, bleiben die Täter unbehelligt.
Ein Rechercheteam von ZEIT ONLINE und DIE ZEIT ist den 222 ge-
walttätigen Angriffen auf Flüchtlingsunterkünfte in diesem Jahr 
nachgegangen. Es sind alle Attacken, bei denen Menschen zu 
Schaden gekommen sind oder zu Schaden hätten kommen kön-
nen. Das Ergebnis: Nur in vier Fällen haben Gerichte bisher Täter 
verurteilt, in weiteren acht Fällen wurde Anklage erhoben. Das 
sind gerade einmal fünf Prozent aller Angriffe. In weniger als ei-
nem Viertel aller Fälle konnte die Polizei überhaupt einen Tatver-
dächtigen ermitteln. Fast alle Taten sind also bis heute nicht auf-
geklärt. Elf Prozent der Verfahren wurden mittlerweile sogar ganz 
eingestellt. Und das, obwohl schon 104 Menschen bei Übergriffen 
verletzt wurden. (…) 
Vor allem Brandanschläge auf Flüchtlingsunterkünfte sind ein ge-
fährliches Massenphänomen geworden. Von Januar bis November 
ist die Zahl der Angriffe stark gestiegen. Die Täter nehmen keine 
Rücksicht darauf, ob Menschen verletzt werden könnten oder 
sterben. Von den 93 Brandanschlägen in diesem Jahr richtete sich 
fast die Hälfte gegen bewohnte Unterkünfte. Es ist ein glücklicher 
Zufall, dass bisher kein Flüchtling getötet wurde. Gleichzeitig ist 
die Zahl der Anschläge auf unbewohnte Heime zuletzt angestie-
gen. Die Angriffe finden nicht nur im Osten des Landes statt. Sie 
sind längst ein bundesweites Phänomen, und die Aufklärung ge-
lingt im Westen auch nicht häufiger als im Osten. In Baden-Würt-
temberg zum Beispiel ist noch kein einziger schwerer Angriff auf 
eine Flüchtlingsunterkunft aus diesem Jahr aufgeklärt. Dennoch 
liegt die Zahl der Fälle in Sachsen am höchsten – sowohl absolut 
als auch gemessen an der Bevölkerung.
Warum also verlaufen die Ermittlungen so schleppend? Es gibt 
Gründe, die in der Natur der Taten liegen. Die meisten Angriffe 
geschehen nachts, oft sind die Täter schnell verschwunden. Molo-
towcocktails werden aus vorüberfahrenden Autos geworfen, 
Stahlkugeln auf Fenster gefeuert, Wasserhähne in leerstehenden 
Gebäuden aufgedreht. Brände werden so gründlich gelegt, dass 

das Feuer alle Spuren zerstört. Manche Un-
terkünfte liegen zudem abseits, sodass kein 
Zeuge die Tat beobachten kann. Oft stoßen 
die Ermittler auch auf eine Mauer des Schwei-
gens, wenn sie nach den Tätern fragen. Wenn 
die Gebäude noch unbewohnt sind, scheinen 
viele Nachbarn die Taten zu billigen. Wenn 
sich dann niemand zur Tat bekennt, der Täter 
nirgends mit der Tat prahlt, laufen die Ermitt-
lungen ins Leere. Doch nicht alles lässt sich 
mit dem Wesen der Taten erklären. Dort, wo 
Polizei und Staatsanwaltschaft erfolgreich 
waren, ermittelten sie oft mit hohem techni-
schen und personellen Aufwand. An vielen 
Orten fehlt es an Beamten, um die Täter 
dingfest zu machen. Zuletzt wurde die Zahl 
der Polizisten vor allem im besonders betrof-
fenen Ostdeutschland stetig kleiner.

© www.zeit.de/politik/deutschland/2015-11/rechtsextremis 
mus-fluechtlingsunterkuenfte-gewalt-gegen-fluechtlinge-
justiz-taeter-urteile

M 23  Frankfurter Rundschau: »800 Straftaten gegen 
 Flüchtlingsheime«, 19.10.2016

Seit Beginn des Jahres 2016 sind (…) bereits fast 800 Angriffe auf 
Flüchtlingsunterkünfte verübt worden. Das Bundeskriminalamt 
(BKA) habe im laufenden Jahr 797 Straftaten gegen Flüchtlings-
heime registriert, berichteten die Zeitungen der Funke Medien-
gruppe in ihren Mittwochausgaben. Für 740 Delikte sind laut dem 
BKA »rechtsmotivierte Täter« verantwortlich. Bei 57 Delikten 
kann eine politische Motivation noch nicht sicher ausgeschlossen 
werden. Den Berichten zufolge gab es im Einzelnen 320 Fälle von 
Sachbeschädigung, bei 180 Delikten verteilten die Täter rechts-
extreme oder fremdenfeindliche Propaganda, bei 137 Straftaten 
wendeten die Angreifer sogar Gewalt an. Demnach gab es laut 
dem BKA im laufenden Jahr 61 Brandstiftungen und zehn Verge-
hen gegen das Sprengstoffgesetz. In vier Fällen explodierte der 
Sprengstoff in oder an der Flüchtlingsunterkunft. Laut dem Be-
richt ist die Zahl der Angriffe auf Flüchtlingsheime in den vergan-
genen drei Jahren massiv gestiegen. Im gesamten Jahr 2014 hatte 
die Zahl der Straftaten gegen Asylunterkünfte demnach noch bei 
199 gelegen, 2013 waren es 69 Delikte. (afp)

© www.fr-online.de/politik/fremdenfeindlichkeit-800-straftaten-gegen- 
 fluechtlingsheime,1472596,34866848.html

M 24  Interview mit Iris Gleike, SPD, Ostbeauftrage der 
 Bundesregierung: »Die Wahrheit ist bitter, aber muss 
ausgesprochen werden«, Der Tagesspiegel, 18.10.2016

Tagesspiegel: Frau Gleicke, Sie haben zunehmende Fremdenfeindlich-
keit in Ostdeutschland kritisiert und wurden von den Ministerpräsidenten 
der neuen Bundesländer dafür attackiert. Nehmen die Regierungschefs 
das Problem nicht ernst?
Gleike: In allen neuen Bundesländern gibt es mittlerweile Pro-
gramme gegen Rechtsextremismus. Das bestätigt meinen Be-
fund. Ungefähr die Hälfte aller rechtsextremistischen Straftaten 
geschehen im Osten, obwohl im Westen circa viermal so viele 
Menschen wohnen. Das zeigt die Größe des Problems. Die Wahr-
heit ist bitter, aber sie musste ausgesprochen werden. Und ich will 
auch noch einmal klarmachen: Es geht nicht darum, Ostdeutsch-
land schlechtzureden und den Ostdeutschen zu schaden. Die 
große Mehrheit der Ostdeutschen ist weder rechtsradikal noch 
fremdenfeindlich. Ich bin selbst Ostdeutsche. Ich bin stolz darauf, 
was in Ostdeutschland in den vergangenen 26 Jahren geleistet 

M 21  »Die Deutschen gucken angstvoll in die Zukunft!«  © Klaus Stuttmann, 16.12.2015
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wurde. Aber die Zahlen gibt es, und man muss 
die Fakten benennen und die Gefahren für die 
ostdeutsche Wirtschaft ansprechen. Denn 
gegensteuern müssen wir jetzt.
Tagesspiegel: Sie sehen eine »ernsthafte Bedro-
hung des gesellschaftlichen Friedens« durch Frem-
denfeindlichkeit und Rechtsextremismus in Ost-
deutschland. Können Sie das erläutern?
Gleike: Denken Sie an die Einheitsfeier in 
Dresden. 360.000 friedlich feiernde Bürger, 
aber das Bild des Ostens wurde durch ei-
nige hundert Rechtspopulisten und Rechts-
extre me bestimmt. So etwas geschieht, wenn 
sich die schweigende Mehrheit nicht auf die 
Seite derer stellt, die für Demokratie und ge-
gen Ausgrenzung eintreten. Menschen, die 
sich für Flüchtlinge einsetzen und Zivilcou-
rage beweisen, werden bedroht und erhalten 
keinen Rückhalt in der Nachbarschaft. So et-
was zerreißt nicht nur die Gesellschaft. Mir 
wird auch immer wieder darüber berichtet, 
dass Positionen in der Wirtschaft, in Wissen-
schaft und im kulturellen Bereich nicht be-
setzt werden können, weil die Wunschkan-
didaten nicht nach Ostdeutschland ziehen 
wollen. Das bedroht die Zukunft der neuen Bundesländer.
Tagesspiegel: Sie tragen seit 1990 politische Verantwortung, sitzen im 
Bundestag. Wann ist Ihnen das Ausmaß des Problems klargeworden?
Gleike: Im Jahr 2005 haben die Neonazis meine südthüringische 
Heimatstadt Schleusingen zur »Frontstadt« erklärt, und es war 
sehr mühsam, gegen die 200 Neonazis eine ausreichend große 
Gegenbewegung auf dem Marktplatz zu organisieren. Ein Phäno-
men, das mir seither immer wieder von Bürgerbündnissen ge-
schildert wurde. Die Flüchtlingskrise ist jetzt so etwas wie der 
Brandbeschleuniger einer Stimmung, die es schon lange gibt.
Tagesspiegel: Welche Fehler hat die Politik in den vergangenen 26 Jah-
ren gemacht?
Gleike: Es hat in einigen Regionen zu lange gedauert, bis die Ver-
antwortlichen das Problem erkannt und aktiv an seiner Lösung 
gearbeitet haben. (…)
Tagesspiegel: Was soll nun geschehen, Frau Gleike?
Gleike: Die Zahlen sind ein Weckruf, der Umgang damit bedarf 
einer Zäsur. Wir müssen Ursachen offenlegen, die notwendige 
Debatte führen und auf allen Ebenen nach Lösungen suchen. 
Dazu gehört auch, dass die Wirkung der Programme zur Stärkung 

von Demokratie und gegen Rechtsextremismus kritisch durch-
leuchtet und deren Umfang gegebenenfalls erweitert wird. Ich 
habe eine Studie vergeben, die die Ursachen für den stärkeren 
Rechtsextremismus in Ostdeutschland wissenschaftlich untersu-
chen soll und dabei auch auf regionale Unterschiede eingeht.
Tagesspiegel: Was erwarten Sie von Ostdeutschen konkret?
Gleike: Ich appelliere an jeden, auf seine Weise und mit seinen 
Mitteln unter anderem die Bürgerbündnisse gegen Rechtsradika-
lismus und Gewalt zu unterstützen, die es überall gibt. Es war ein 
langer und harter Aufbauweg in den letzten 26 Jahren, und wir 
haben viel erreicht in Ostdeutschland. Die Menschen sollten stolz 
und selbstbewusst auf dieses Werk blicken, denn sie haben den 
schweren Rucksack der Wendejahre getragen. Das sollten wir uns 
jetzt nicht kaputtmachen lassen von einer kleinen Zahl von Het-
zern und Unverbesserlichen. Für den guten Ruf des Ostens sind 
nicht nur Politiker und Pfarrer zuständig – da sind alle Demokra-
ten gefordert.
Tagesspiegel: Wirkt die Abgeschlossenheit der DDR auch heute noch 
nach?
Gleike: Bestimmt liegt ein Teil der Ursachen auch im Erbe der 

DDR. Aber man kann so lange nach dem 
Mauerfall nicht mehr alles auf die DDR schie-
ben. Es gibt im Osten ein sehr tief sitzendes 
Misstrauen, denn den Menschen wurde mit 
einem Schlag ein großer Teil ihrer Identität 
genommen. Soziale Sicherheit ging verloren, 
Gewissheiten wurden zerstört, kein Stein 
blieb auf dem anderen. Das bleibt nicht ohne 
Wirkung, es nagt am Selbstbewusstsein und 
macht manchmal anfällig für billige Parolen 
und Schuldzuweisungen an alles Fremde. Bis 
heute löst zum Beispiel das Wort »Treuhand-
anstalt« bei sehr vielen Menschen Wut aus. 
Der demokratische Staat, das haben viele 
Ostdeutsche erlebt und erlitten, konnte sie 
nicht vor Arbeitslosigkeit und sozialem Ab-
stieg bewahren. Und das sorgt bis heute da-
für, dass es wenig Vertrauen in unsere Gesell-
schaft und seine Eliten gibt. (…) 

© www.tagesspiegel.de/politik/fremdenfeindlichkeit-in-
ostdeutschland-die-wahrheit-ist-bitter-aber-muss- 
ausgesprochen-werden/14701898.html

M 26  »Ein leerstehendes Gebäude, in dem Asylbewerber unterkommen sollten, stand am 24.8.2015 in 
Weissach im Tal in Baden-Württemberg voll in Flammen. Der dreistöckige Altbau wurde bei dem 
Feuer weitgehend zerstört. Vermutet werden fremdenfeindliche Motive. Der Brand schaffte es 
auf das Titelbild des Magazins »Der SPIEGEL« © Foto: Sdmg/Friebe, picture alliance/dpa

M 25  »Politisch rechts motivierte Gewalt 2005–2015 in Deutschland«  © dpa-Infografik
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

8. Planspiele der LpB zur 
Asyl- und  Flüchtlingsthematik
ROBBY GEYER

Mit »Festung Europa?« und »Flüchtlinge willkommen?« 
bietet die Landeszentrale für politische Bildung Baden-

Württemberg (LpB) zwei Planspiele an, mit denen unter-
schiedliche Dimensionen der Asyl- und Flüchtlingspolitik the-
matisiert werden können. Planspiele als eine Makromethode 
der politischen Bildung haben sich besonders bewährt, um 
komplexe politische Diskussions- und Entscheidungspro-
zesse didaktisch reduziert zu simulieren, und ermöglichen 
einen problem- und kompetenzorientierten Unterricht.

»Festung Europa?« – Die europäische Dimension 
der Asyl- und Flüchtlingspolitik

Im Planspiel »Festung Europa?« wird die Asyl- und Flüchtlingspoli-
tik der Europäischen Union (EU) thematisiert, indem eine Sitzung 
des »Europäischen Rates«, dem Treffen der Staats- und Regie-
rungschefs der EU-Mitgliedstaaten, simuliert wird. Der »Europäi-
sche Rat« legt bei seinen Sitzungen die Ziele der EU fest und be-
stimmt somit maßgeblich die politische Agenda der EU. In den 
letzten Jahren befasste sich dieses EU-Organ regelmäßig mit der 
Asyl- und Flüchtlingspolitik. In den Schlussfolgerungen von Juni 
2014, in denen die politischen Zielsetzungen für die kommenden 
Jahre festgelegt sind, heißt es: »Angesichts von Herausforderungen 
wie der Instabilität in vielen Teilen der Welt sowie der weltweiten und 
europäischen demografischen Entwicklungen braucht die EU eine wirk-
same und gut gesteuerte Migrations-, Asyl- und Grenzpolitik (…). Es be-
darf eines umfassenden Ansatzes, der es ermöglicht, die Vorteile der lega-
len Zuwanderung optimal zu nutzen, schutzbedürftigen Personen Schutz 
zu gewähren und gleichzeitig energisch gegen irreguläre Migration vorzu-
gehen und ein effizientes Management der EU-Außengrenzen zu gewähr-
leisten.« (Schlussfolgerungen des Europäischen Rates – Tagung 
vom 26./27. Juni 2014).
In den Artikeln 77 bis 80 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) sind die Grundzüge einer gemeinsa-
men Einwanderungspolitik bzw. gemeinsamen Asyl- und Flücht-
lingspolitik beschrieben. Art. 80 AEUV fordert die Solidarität und 
die gerechte Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwischen den 
EU-Mitgliedstaaten, also das, was in Deutschland als (noch) nicht 
erreichte »europäische Lösung« diskutiert wird. Auf dieser ver-
traglichen Grundlage fußen verschiedene EU-rechtliche Vorga-
ben wie die Dublin-Verordnung(en), die Qualifikationsrichtlinie 
oder Asylverfahrensrichtlinie, die die Asyl- und Flüchtlingspolitik 
der Mitgliedstaaten maßgeblich beeinflussen. Da ein Sondergip-
fel des Europäischen Rates als Setting des Planspiels gewählt 
wurde, geht es darum, dass die anwesenden Vertreterinnen und 
Vertreter der EU-Staaten versuchen, eine Einigung über die allge-
meinen Ziele der Asyl- und Flüchtlingspolitik zu erreichen. Weil 
sich die Positionen der EU-Staaten teils sehr deutlich unterschei-
den und der »Europäische Rat« im Konsens entscheidet, ist eine 
Einigung nicht leicht zu erzielen. 
Im Planspiel sind nicht alle 28 EU-Länder vertreten, sondern es 
wurden exemplarisch 18 EU-Staaten ausgewählt. Wie in der Reali-
tät üblich leitet auch im Planspiel der Präsident des Europäischen 
Rates die Sitzungen und auch die Europäische Kommission ist 
vertreten. Zudem sind drei Presse- bzw. Beobachterrollen vor-
gesehen. Neben einem freien Journalisten sind jeweils ein Beob-

achter von »Pro Asyl« e. V. bzw. »UNHCR« dabei, die den Diskus-
sionsverlauf und das Planspielergebnis aus ihrem jeweiligen 
Blickwinkel kommentieren. 
Im Planspiel wird erstens darüber diskutiert, ob das »Dublin-Sys-
tem« hin zu einem verbindlichen Verteilungssystem nach festen 
Quoten reformiert oder ob zweitens eine finanzielle Lastentei-
lung zwischen den EU-Mitgliedstaaten eingeführt werden soll. 
Alternativ kann drittens über »Resettlement- und Relocation-Pro-
gramme« auf freiwilliger Basis diskutiert werden. Und viertens 
wird über den Ausbau des gemeinsamen Grenzschutzes und Maß-
nahmen zur Grenzsicherung gesprochen. Bei möglichen Missio-
nen der Europäischen Grenzschutzagentur »Frontex« oder bei 
militärischen Missionen, wie beispielsweise der aktuellen Mission 
im Mittelmeer (EUNAVFOR MED Operation Sophia), spielt u. a. die 
Rettung von Flüchtlingen oder die Bekämpfung von Schlepperkri-
minalität eine Rolle. Den fünften Diskussionspunkt bilden die 
Möglichkeiten der legalen Einwanderung und die Migrationspart-
nerschaften mit Staaten, die an die EU angrenzen oder wichtige 
Transitländer für Migranten sind.

Abb. 1 Planspiel »Festung Europa?« © LpB Baden-Württemberg
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»Flüchtlinge willkommen?« -Asylpolitik und 
Willkommenskultur auf kommunaler Ebene

Das Planspiel »Flüchtlinge willkommen?« konzentriert sich auf die 
lokale Ebene, da vor Ort in den Landkreisen sowie den Städten 
und Gemeinden die Unterbringung, Versorgung und Betreuung 
der Schutzsuchenden geregelt werden muss. Auch sind die Kom-
munen die Orte, an denen Willkommenskultur und die Integra-
tion mit Beteiligung von zivilgesellschaftlichen Akteuren geplant 
und umgesetzt werden sowie mögliche Konflikte mit der Bevöl-
kerung gelöst werden müssen. Freilich sind die Kommunen dabei 
an die bundes- und landesrechtlichen Vorgaben gebunden, der 
Gestaltungsspielraum ist mitunter gering.
Im Planspiel wird eine Einwohnerversammlung in dem fiktiven 
Ort »Seestadt« simuliert, bei der es darum geht, wie eine Kom-
mune mit der Aufnahme von Flüchtlingen umgeht und wie Will-
kommenskultur und Integration vor Ort gelingen kann. Die Zu-
weisung von 100 Asylbewerbern hat für Unruhe in der Bevölkerung 
gesorgt. Daher lädt der Bürgermeister von Seestadt die (fiktiven) 
politischen Parteien und Gruppen des Gemeinderates, verschie-
dene gesellschaftliche Gruppen wie den örtlichen »Arbeitskreis 
Asyl« oder den Sport- und Musikverein und den Jugendbeirat so-
wie eine neugegründete migrationskritische Bürgerinitiative zu 
einer Einwohnerversammlung ein. Die Berichterstattung über-
nimmt die Lokalzeitung »Seestädter Tageblatt«.
Eine solche Zusammenkunft stellt nach § 20a der Gemeindeord-
nung von Baden-Württemberg eine Möglichkeit dar, mit den Ein-
wohnern wichtige kommunale Angelegenheiten zu erörtern. Das 
Setting des Planspiels greift zudem die Idee der kommunalen 
Flüchtlingsdialoge auf, wie sie im Frühjahr 2016 von der baden-
württembergischen Landesregierung initiiert wurden. 
Im Planspiel werden mehrere Themenbereiche angesprochen 
und diskutiert. Zunächst geht es um die Frage der zentralen und 
dezentralen Unterbringung (Gemeinschaftsunterkunft vs. kleine 
Wohneinheiten, Unterkunft am Stadtrand vs. Unterkunft im 
Stadtzentrum). Der zweite Themenbereich befasst sich mit mög-
lichen Integrationsangeboten der Stadt und der zivilgesellschaft-
lichen Akteure (ehrenamtliche Arbeit und/oder städtische An-
gebote, private und/oder städtische Finanzierung). Der dritte 
Aspekt befasst sich mit der Frage, wie Willkommenskultur vor Ort 
gelebt werden kann (z. B. Willkommensfeste, »Welcome Center«).
Je nachdem, welche Rolle die Teilnehmenden im Planspiel ein-
nehmen, haben sie zu den Fragen unterschiedliche Positionen. 
Rechtsextreme und ausländerfeindliche Positionen sind in den 
Rollen allerdings nicht angelegt. Über die Presse werden Informa-
tionen zu ausländerfeindlichen Aktivitäten in der Region in das 
Planspiel eingespeist, so dass dieses Thema im Planspiel zwar 
eine Rolle spielt, allerdings keine Teilnehmenden ausländerfeind-
liche Rollen übernehmen müssen.
Das Planspiel bietet die Möglichkeit, sich mit den aktuellen Ent-
wicklungen der Asyl- und Flüchtlingspolitik auseinanderzusetzen 
und kommunale Entscheidungsprozesse und Strukturen nachzu-
vollziehen. Es vermittelt unterschiedliche Ansätze und Sichtweisen 
auf die Themen Migration und Integration und Willkommens-
kultur.

Einsatzmöglichkeiten und Durchführung

Mit Hilfe der beiden Planspiele können unterschiedliche Aspekte 
der Asyl- und Flüchtlingspolitik thematisiert werden. Sie sind als 
Ergänzung des Unterrichts gedacht, sollten also unbedingt im 
Unterricht auch vor- und nachbesprochen werden. Die beiden Si-
mulationen sind so konzipiert, dass sie mit einer kurzen Einfüh-
rung und einer Auswertung in sechs Schulstunden gut gespielt 
werden können. 
Sowohl »Festung Europa?« (3. Auflage 2016) als auch »Flüchtlinge 
willkommen?« (1. Auflage 2016) sind in der Planspiel-Reihe der 
LpB Baden-Württemberg veröffentlicht worden. Das jeweilige 

Heft enthält alle notwendigen Materialien und didaktisch-metho-
dische Hinweise für die eigenständige Durchführung. 

Die LpB-Außenstelle Heidelberg stellt zudem auf ihrer Homepage 
(www.lpb-heidelberg.de/planspiele_hd.html) für beide Planspiele wei-
tere Materialien (Einführungspräsentation, Namens- und Tisch-
schilder) online zur Verfügung.

Die Planspiele werden im Rahmen der Politischen Tage in allen 
vier Regierungsbezirken Baden-Württembergs angeboten und 
können von den Lehrkräften angefragt werden. Sie sind bisher 
überwiegend in neunten und zehnten Klassen aller Schularten 
durchgeführt worden.

Abb. 2 Planspiel »Flüchtlinge willkommen?«  © LpB Baden-Württemberg
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FLÜCHTLINGE, ASYLDEBATTE UND FREMDENFEINDLICHKEIT

9. Planspiel: Der Weg führt nach Europa 
»Destination EUROPE 2016«
HOLGER-MICHAEL ARNDT/MARKUS W. BEHNE

Flucht ist das menschliche Verhalten, 
sich und seine Familie, außer Gefahr zu 

bringen. Asyl ist eine gesellschaftliche Ins-
titution zum Schutz von Menschen auf der 
Flucht. Sowohl das eine als auch das andere 
kann äußerst unterschiedlich vonstatten-
gehen. In die EU sind in den letzten Jahren 
viele Menschen auf der Flucht angekom-
men. Für das Jahr 2015 können etwa 1,5 Mil-
lionen Menschen angenommen werden. 
Weltweit sind allerdings viel mehr Men-
schen, nämlich ca. 60 Millionen, auf der 
Flucht. Auf der Flucht in die EU sterben im 
Mittelmeer jedes Jahr tausende Menschen. 

Die EU hat sich durch die Einführung des 
 Binnenmarkts und die Umsetzung des 
Schengener Durchführungsübereinkom-
mens 1993 in einen Staatenverbund gewan-
delt, der keine Personenkontrollen an seinen 
Binnengrenzen mehr kennt. Damit ist die 
Frage gestellt, wie die von allen Mitgliedstaa-
ten unterzeichnete Genfer Flüchtlingskon-
vention realisiert werden kann. Über die verschiedenen Vertrags-
reformen sind heute die »Charta der Grundrechte der EU« und die 
im »Vertrag von Lissabon« unter dem Titel »Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts« formulierten Zugangspolitiken rele-
vant für die Ausgestaltung der EU-Asyl- und Flüchtlingspolitik 
durch die EU-Rechtsetzung. 
Zur Realisierung der gemeinsamen Ziele, benötigt die EU, genau 
wie jede andere gesellschaftliche Organisation, den Ausgleich 
von Ressourcen unterschiedlichster Art. Ein derartiger Ressour-
cenausgleich benötigt ein bestimmtes Maß an Solidarität. Je hö-
her der Ressourcenausgleich anzusetzen ist, desto höher muss 
die entsprechende Solidaritätsstufe sein. Diese notwendige poli-
tische und politisierende Auseinandersetzung wird zurzeit in der 
EU ausgefochten.
Das Planspiel »Destination Europe 2016«, das gemeinsam von der 
»LpB Baden-Württemberg« und der »CIVIC GmbH – Institut für 
internationale Bildung« entstanden ist und im Sommer 2016 kom-
plett aktualisiert wurde, thematisiert diese Auseinandersetzung 
und ist gleichzeitig auch ein aktueller politikdidaktischer Einstieg 
in diese politische Diskussion. 
Die Spielerinnen und Spieler erhalten nach der thematischen und 
methodischen Einführung jeweils ein Szenario, ein Gruppenprofil 
und ein Rollenprofil sowie den Zeitplan und spezifische Einzel-
vorlagen. Zunächst werden die Gruppen »Medien«, »Europäische 
Kommission«, »Rat« und »Europäisches Parlament (EP)« gebildet.
Jede Gruppe beginnt mit einer Vorstellungsrunde, in der jede Per-
son sich in ihrer neuen Rolle mit einem neuen Namen vorstellt 
und die eigenen Ziele skizziert, ohne schon zu viele Details Preis 
zu geben. Die Mediengruppe kann bereits nach ihrer eigenen Fin-
dung an den Vorstellungsrunden der Organe teilnehmen. Die Mit-
glieder des EP setzen sich in ihren Fraktionen zusammen. Danach 
wird in jeder Gruppe eine Person zur Präsidentin oder zum Präsi-
denten gewählt und leitet die weiteren Sitzungen. Die Kommis-
sion bereitet zeitgleich mit Hilfe der Vorlage einen Vorschlag für 

einen neuen Rechtsakt und die Eröffnungsrede vor. Die Medien-
gruppe erarbeitet einen Plan für die eigene Tätigkeit und nimmt 
an allen Sitzungen teil.
Nach der ersten Pause eröffnet der Präsident oder die Präsidentin 
der Kommission die gemeinsame Konferenz mit der Eröffnungs-
rede. Nach einem kurzen Austausch, kleineren Interviews der Me-
diengruppe und informellem Kennenlernen zwischen den Teil-
nehmenden, kehren die Gruppen in ihre Räume zurück.
Die Kommission verteilt ihren Vorschlag für einen neuen Rechts-
akt zunächst im Parlament und anschließend im Rat. Der Text 
wird vorgelesen und die Beweggründe werden mitgeteilt. Die 
Kommission beziehungsweise einzelne Mitglieder der Kommis-
sion sind in der Regel in den Sitzungen des Parlaments und des 
Rats anwesend und haben ein Rederecht.
Das EP und der Rat beraten die Vorlage und das EP beschließt Än-
derungen. Der Rat kann erst Änderungen beschließen, wenn das 
EP seine Änderungen dem Rat mitgeteilt hat und dann auch nur 
auf Grundlage dieser veränderten Vorlage. Das EP beschließt mit 
der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder. Der Rat beschließt 
grundsätzlich mit der sog. qualifizierten Mehrheit. Die qualifi-
zierte Mehrheit im Rat ist im Planspiel erreicht, wenn 55 Prozent 
der anwesenden mitgliedstaatlichen Vertreter, 65 Prozent der Be-
völkerung der anwesenden Mitgliedstaaten widerspiegeln. 
Das ist auf eine Ganztagsveranstaltung von ca. 8:00 bis 15:30 Uhr 
ausgelegt und im vorgeschlagenen Zeitplan inklusive Pausenzei-
ten 7 ½ Zeitstunden lang. Es werden drei Räume benötigt, die in 
unmittelbarer Nähe zueinander liegen. Der größte Raum muss 
alle Teilnehmenden aufnehmen können.
Das Planspiel »Destination Europe 2016« ist auf Deutsch und Eng-
lisch verfügbar. Die Mindestanzahl für Spielerinnen und Spieler 
liegt bei ca. 15–18 Personen. Der Einsatz ist in Schulen ab Klassen-
stufe 10 zu empfehlen.

Kontakt: arndt@civic-institute.eu

Abb. 1 »Ziel Europa!«  © Gerhard Mester 30.6.2015
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10. »Team meX«: »Soundcheck« – Ein Plan-
spiel zur Rechtsextremismusprävention
FELIX STEINBRENNER

Bei Planspiel »Soundcheck« des »Team meX. Mit Zivilcou-
rage gegen Extremismus« der Landeszentrale für politi-

sche Bildung Baden-Württemberg gehen die Jugendlichen in 
einem geschützten Raum der Frage nach, wie man Rechts-
extremismus gegenübertritt, wenn er einem in der »realen« 
Welt begegnet. Im Mittelpunkt des Projekttages steht das 
Themenfeld »Rechtsextremismus und Musik«, denn Musik 
wird von rechtsextremistischen Gruppierungen gezielt als 
Propagandainstrument eingesetzt. Im rechtsextremistischen 
Milieu ist Musik wesentliches Bindeglied, Lockmittel und 
wichtige Einnahmequelle. Einmal für die Musik und die »Erleb-
niswelt« gewonnen, zielen die Liedtexte darauf, rechte Denk-
strukturen zu festigen und durch rechte Ideologie zu erwei-
tern. Der Projekttag »Soundcheck« sensibilisiert deshalb 
Jugendliche – ohne Belehrung und erhobenem Zeigefinger – 
für diese Gefahren.

Didaktischer Kern des Projekttages ist dabei das Planspiel, das in 
hinführende und auswertende Einheiten eingebettet ist. Das Sze-
narium ist, dass eine Band beim jährlich stattfindenden Schüler-
bandfestival auftreten will, die seit kurzem mit rechtslastigen 
Texten und einem verdächtigen Logo in einem Internetportal auf-
gefallen ist. Die Jugendlichen simulieren eine Schülerratssitzung, 
an deren Ende eine Entscheidung darüber steht, ob die Band auf-
treten darf oder nicht. Die Teilnehmenden schlüpfen dafür in un-
terschiedliche Rollen; die Rollenprofile reichen vom Bandmit-
glied über einen Fan der Band bis hin zu einer strikten Gegnerin 
eines Auftritts.
Die Methode »Planspiel« eignet sich für die Bearbeitung des sen-
siblen und komplexen Themenfeldes »Rechtsextremismus« im 
Besonderen. Dank der handlungsorientierten Herangehensweise 
erwerben die Teilnehmenden Wissen, erproben Verhalten und er-
leben Emotionen. Im Rahmen von Rollenspielen werden in einer 
vereinfachten fiktiven, aber realitätsnahen Spielsituation Ver-
handlungs- und Entscheidungsprozesse erfahrbar. Dieses aktive 
Handeln macht die Methode attraktiv und zur Alternative zu an-
deren Lernformen. Basierend auf der vorgegebenen Ausgangssi-
tuation, gemeinsamen »Spielregeln« und individuellen Rollenpro-
filen erproben und reflektieren die Teilnehmenden im Rahmen 
von »Soundcheck« unterschiedliche Verhaltens- und Argumen-
tationsmuster. In dem geschützten und risikofreien Raum, den 
die Spielsituation bietet, werden die Gefahren von Musik als Me-
dium rechtsextremistischer Gruppierungen bzw. rechtsextremis-
tischen Gedankenguts thematisiert und dabei das Spannungsfeld 
von freier Meinungsäußerung und der Achtung der Menschen-
würde sowie Handlungsmöglichkeiten gegen Rechtsextremismus 
beleuchtet.
Der zeitliche Umfang beträgt ca. vier bis fünf Zeitstunden. Auf-
grund der komplexen Thematik wird eine Durchführung in meh-
reren Etappen nicht empfohlen. Zielgruppe des Projekttages sind 
Jugendliche ab etwa 14 Jahren aller Schularten. Als Mindestteil-
nehmendenzahl werden zehn, als Maximalteilnehmendenzahl 32 
Personen empfohlen. 
Der Einstieg erfolgt über eine Einführung in das Phänomen 
»Rechtsextremismus und Musik«. Darauf folgt das eigentliche 
Rollenspiel mit mehreren Phasen. Eine Methode, die den Blick auf 
die Betroffenen rechtsextremistischer Taten lenkt, zeigt die viel-

fältigen Facetten rechter Gewalt in der Bundesrepublik. Darauf 
aufbauend und den Projekttag abschließend, machen sich die 
Teilnehmenden Gedanken darüber, wie sie selbst in ihrem Alltag 
gegen rechtsextremistische und menschenfeindliche Äußerun-
gen oder Verhaltensweisen aktiv werden können.
»Soundcheck« kann bei der LpB als Veranstaltung gebucht und 
oder als Broschüre bezogen werden. Es wurde bereits vielfach an 
allen Schularten erfolgreich erprobt. Die Broschüre enthält um-
fangreiche Materialien, um das Planspiel auch eigenständig z. B. 
im Unterricht oder der außerschulischen politischen Bildung 
durchzuführen. 
Ziel des »Team meX« ist dabei die Förderung von demokratischen 
Haltungen und die Prävention gegen menschenverachtende Ein-
stellungen an Schulen in einem langfristigen Prozess. Das »Team 
meX« arbeitet insbesondere mit dem Konzept der »Gruppenbezo-
genen Menschenfeindlichkeit« (GMF), das ursprünglich an der 
Universität Bielefeld entwickelt worden ist und Vorurteile in der 
deutschen Erwachsenenbevölkerung beschreibt.

Kontakt: felix.steinbrenner@lpb.bwl.de
 

Abb. 1 Planspiel: »Soundcheck«  © LpB Baden-Württemberg
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Abb. 4 Alex Hensel, wissenschaft-
licher Mitarbeiter am Göttinger 
 Institut für Demokratieforschung, 
Georg-August-Universität 
Göttingen

Abb. 1 Lothar Schaechterle, 
Prof. i. R., ehemaliger Bereichsleiter 
am Staatlichen Seminar für Didaktik 
und Lehrerfortbildung Esslingen 
am Neckar

Abb. 5 Werner J. Patzelt, 
Prof. Dr., Professur für politische 
Systeme und Systemvergleich, 
 Technische Universität Dresden

Abb. 9 Markus W. Behne, 
CIVIC-Institut für internationale 
 Bildung, Düsseldorf und Wien, 
Schwerpunkt u. a.: Planspiele 
in der politischen  Bildung

Abb. 6 Ulrike Kammerer, 
LpB Baden-Württemberg, 
Referentin »Basisqualifizierung 
 bürgerschaftlich Engagierter 
in der Flüchtlingshilfe«

Abb. 10 Felix Steinbrenner, LpB 
Baden-Württemberg, Fachreferent, 
Leiter Stabstelle »Demokratie 
 stärken!«, Team meX

Abb. 7 Robby Geyer, LpB 
Baden-Württemberg, Fach referent, 
stell vertretender  Leiter der 
 Außenstelle Heidelberg der LpB

Abb. 11 Jürgen Kalb, Studien-
direktor, Fachreferent LpB, 
 Chef redakteur von D&E, Fach-
berater am RP Stuttgart für 
Geschichte, Gemeinschaftskunde 
und  Wirtschaft, Elly-Heuss-Knapp- 
Gymnasium Stuttgart

Abb. 8 Holger- Michael Arndt, 
Rechtsanwalt, CIVIC-Institut für 
internationale Bildung, Düsseldorf 
und Wien, Schwerpunkt u. a.: 
 Planspiele in der politischen Bildung

Abb. 2 Jan Bergmann, Prof. Dr., 
Vorsitzender Richter am Verwal-
tungsgerichtshof Baden-Württem-
berg, Honorarprofessur an der 
 Universität Stuttgart

Abb. 3 Frank Decker, Prof. Dr., 
Professur am Institut für Politische 
Wissenschaft und Soziologie der 
Rheinischen Friedrich-Wilhelms- 
Universität Bonn
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